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NORMA Group SE

Maintal

Sehr geehrte Damen und Herren Aktionäre,

wir laden Sie herzlich ein zur

ordentlichen Hauptversammlung der NORMA Group SE,

die am

Mittwoch, den 20. Mai 2015, um 10.00 Uhr (MESZ),

in der

Jahrhunderthalle,
Pfaffenwiese 301, 

65929 Frankfurt am Main

stattfindet.

Tagesordnung

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des Lageberichts der NORMA Group SE
sowie des gebilligten Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts, des erläuternden 
Berichts zu den Angaben nach §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 des Handelsgesetzbuchs und des 
Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2014

Die genannten Unterlagen sind auf der Internetseite der Gesellschaft 
http://investors.normagroup.com/hv veröffentlicht. Sie werden zudem in der Hauptversammlung 
zugänglich sein und dort vom Vorstand und – soweit es den Bericht des Aufsichtsrats betrifft –
vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats erläutert.

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und den Konzernabschluss 
gebilligt. Der Jahresabschluss ist damit gemäß § 172 Satz 1, 1. Halbsatz Aktiengesetz (AktG) 

festgestellt.1 Gemäß den gesetzlichen Bestimmungen ist daher zu diesem Punkt der Tagesord-
nung keine Beschlussfassung vorgesehen.

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2014

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn aus dem Geschäftsjahr 2014 in Höhe 
von EUR 38.962.699,12 wie folgt zu verwenden:

Ausschüttung einer Dividende von EUR 0,75 je dividendenberechtigter 
Stückaktie EUR 23.896.800,00

Einstellung in Gewinnrücklagen EUR 0,00

Gewinnvortrag EUR 15.065.899,12

Bilanzgewinn EUR 38.962.699,12

Der Gewinnverwendungsvorschlag beruht auf den am Tag der Aufstellung des Jahresabschlus-
ses durch den Vorstand für das abgelaufene Geschäftsjahr 2014 dividendenberechtigten Stück-
aktien. Sollte sich die Zahl dieser dividendenberechtigter Stückaktien bis zur Hauptversamm-
lung ändern, wird in der Hauptversammlung ein entsprechend angepasster Beschlussvorschlag 
zur Abstimmung gestellt, der unverändert eine Dividende von EUR 0,75 je für das abgelaufene 
Geschäftsjahr 2014 dividendenberechtigter Stückaktie vorsieht. In diesem Fall wird der auf 
nicht dividendenberechtigte Stückaktien entfallende Betrag auf neue Rechnung vorgetragen.

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands der NORMA Group SE für das 
Geschäftsjahr 2014

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die im Geschäftsjahr 2014 amtierenden Mitglieder des 
Vorstands der NORMA Group SE für diesen Zeitraum zu entlasten.

4. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats der NORMA Group SE für das 
Geschäftsjahr 2014

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die im Geschäftsjahr 2014 amtierenden Mitglieder des
Aufsichtsrats der NORMA Group SE für diesen Zeitraum zu entlasten.

                                                           

1 Die Vorschriften des Aktiengesetzes finden für die Gesellschaft gemäß Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) der 
Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen 
Gesellschaft (SE) (SE-Verordnung) Anwendung.
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5. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers 
für das Geschäftsjahr 2015

Gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses schlägt der Aufsichtsrat vor, die Pricewa-
terhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am Main, zum 
Abschlussprüfer und zum Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2015 zu bestellen.

6. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zur Ausgabe von 
Options- und Wandelschuldverschreibungen sowie Genussrechten mit Options- oder 
Wandlungsrecht, die Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuld-
verschreibungen sowie Genussrechten mit Wandlungs- und/oder Optionsrecht und/oder 
Wandlungs- oder Optionspflicht, die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2011, die Schaf-
fung eines neuen Bedingten Kapitals 2015 und die entsprechende Satzungsänderung

Der Vorstand wurde durch Beschluss der außerordentlichen Hauptversammlung vom 
6. April 2011 zu Tagesordnungspunkt 5 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 
Ablauf des 5. April 2016 einmalig oder mehrmals Options- oder Wandelschuldverschreibungen 
sowie Genussrechte mit Options- oder Wandlungsrecht im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 800.000.000 zu begeben und den Inhabern oder Gläubigern der Schuldverschreibungen 
Options- oder Wandlungsrechte auf bis zu 12.505.000 neue Aktien der Gesellschaft mit einem 
anteiligen Gesamtbetrag am Grundkapital von bis zu EUR 12.505.000 zu gewähren. Zur Bedie-
nung der Options- oder Wandlungsrechte wurde ein Bedingtes Kapital 2011 in Höhe von 
EUR 12.505.000 geschaffen. Von der bestehenden Ermächtigung wurde bisher kein Gebrauch 
gemacht.

Die bestehende Ermächtigung soll aufgehoben und eine neue Ermächtigung geschaffen werden. 
Zur Bedienung der Wandel- und Optionsschuldverschreibungen sowie der Genussrechte soll 
unter Aufhebung des bestehenden Bedingten Kapitals 2011 ein neues Bedingtes Kapital 2015 
geschaffen werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen:

a) Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und Wandel-
schuldverschreibungen sowie Genussrechten mit Options- oder Wandlungsrecht

Die von der außerordentlichen Hauptversammlung am 6. April 2011 zu Tagesordnungs-
punkt 5 beschlossene Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Options- und
Wandelschuldverschreibungen sowie Genussrechten mit Options- oder Wandlungsrecht
wird aufgehoben.

b) Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen sowie 
Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrecht und/oder Wandlungs- oder Options-
pflicht

aa) Nennbetrag, Ermächtigungszeitraum, Aktienzahl

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 
19. Mai 2020 (einschließlich) einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder Namen 
lautende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechte 
mit Wandlungs- oder Optionsrecht und/oder Wandlungs- oder Optionspflicht
(bzw. eine Kombination dieser Instrumente) im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 200.000.000 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung (nachstehend gemeinsam 
„Schuldverschreibungen“) auszugeben und den Gläubigern von Schuldverschrei-
bungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte und/oder Wandlungs- bzw. Optionspflich-
ten zum Bezug von insgesamt bis zu 3.186.240 neuen auf den Namen lautenden 
Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von 
insgesamt bis zu EUR 3.186.240 nach näherer Maßgabe der Bedingungen der 
Schuldverschreibungen (nachstehend zusammen „Anleihebedingungen“) zu 
gewähren bzw. aufzuerlegen. Die Schuldverschreibungen können auch mit einer 
variablen Verzinsung ausgestattet werden, wobei die Verzinsung vollständig oder 
teilweise von der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Divi-
dende der Gesellschaft abhängig sein kann.

Die Schuldverschreibungen können gegen Barleistung oder gegen Sachleistung 
ausgegeben werden. Im Fall der Ausgabe gegen Sachleistungen muss der Wert der 
Sachleistungen im Zeitpunkt der Ausgabe der Schuldverschreibung mindestens 
deren Ausgabepreis entsprechen; maßgeblich ist insoweit der nach anerkannten 
finanzmathematischen Methoden ermittelte theoretische Marktwert der Schuld-
verschreibungen. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt.

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – unter Begrenzung auf den 
entsprechenden Euro-Gegenwert – in der gesetzlichen Währung eines OECD-
Lands ausgegeben werden. Die Schuldverschreibungen können auch von in- oder 
ausländischen Unternehmen, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar 
mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben werden; in 
diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für 
die Gesellschaft die Garantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen und 
den Gläubigern solcher Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte 
auf Aktien der Gesellschaft zu gewähren bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten 
in Aktien der Gesellschaft zu erfüllen sowie weitere für eine erfolgreiche Ausgabe 
erforderliche Erklärungen abzugeben und Handlungen vorzunehmen. Bei Emission 
der Schuldverschreibungen werden diese im Regelfall in jeweils unter sich gleich-
berechtigte Teilschuldverschreibungen eingeteilt werden.



Ordentliche Hauptversammlung am 20. Mai 2015

7

5. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers 
für das Geschäftsjahr 2015

Gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses schlägt der Aufsichtsrat vor, die Pricewa-
terhouseCoopers Aktiengesellschaft Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Frankfurt am Main, zum 
Abschlussprüfer und zum Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2015 zu bestellen.

6. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zur Ausgabe von 
Options- und Wandelschuldverschreibungen sowie Genussrechten mit Options- oder 
Wandlungsrecht, die Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuld-
verschreibungen sowie Genussrechten mit Wandlungs- und/oder Optionsrecht und/oder 
Wandlungs- oder Optionspflicht, die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2011, die Schaf-
fung eines neuen Bedingten Kapitals 2015 und die entsprechende Satzungsänderung

Der Vorstand wurde durch Beschluss der außerordentlichen Hauptversammlung vom 
6. April 2011 zu Tagesordnungspunkt 5 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 
Ablauf des 5. April 2016 einmalig oder mehrmals Options- oder Wandelschuldverschreibungen 
sowie Genussrechte mit Options- oder Wandlungsrecht im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 800.000.000 zu begeben und den Inhabern oder Gläubigern der Schuldverschreibungen 
Options- oder Wandlungsrechte auf bis zu 12.505.000 neue Aktien der Gesellschaft mit einem 
anteiligen Gesamtbetrag am Grundkapital von bis zu EUR 12.505.000 zu gewähren. Zur Bedie-
nung der Options- oder Wandlungsrechte wurde ein Bedingtes Kapital 2011 in Höhe von 
EUR 12.505.000 geschaffen. Von der bestehenden Ermächtigung wurde bisher kein Gebrauch 
gemacht.

Die bestehende Ermächtigung soll aufgehoben und eine neue Ermächtigung geschaffen werden. 
Zur Bedienung der Wandel- und Optionsschuldverschreibungen sowie der Genussrechte soll 
unter Aufhebung des bestehenden Bedingten Kapitals 2011 ein neues Bedingtes Kapital 2015 
geschaffen werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen:

a) Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und Wandel-
schuldverschreibungen sowie Genussrechten mit Options- oder Wandlungsrecht

Die von der außerordentlichen Hauptversammlung am 6. April 2011 zu Tagesordnungs-
punkt 5 beschlossene Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Options- und
Wandelschuldverschreibungen sowie Genussrechten mit Options- oder Wandlungsrecht
wird aufgehoben.

b) Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen sowie 
Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrecht und/oder Wandlungs- oder Options-
pflicht

aa) Nennbetrag, Ermächtigungszeitraum, Aktienzahl

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 
19. Mai 2020 (einschließlich) einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder Namen 
lautende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechte 
mit Wandlungs- oder Optionsrecht und/oder Wandlungs- oder Optionspflicht
(bzw. eine Kombination dieser Instrumente) im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 200.000.000 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung (nachstehend gemeinsam 
„Schuldverschreibungen“) auszugeben und den Gläubigern von Schuldverschrei-
bungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte und/oder Wandlungs- bzw. Optionspflich-
ten zum Bezug von insgesamt bis zu 3.186.240 neuen auf den Namen lautenden 
Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von 
insgesamt bis zu EUR 3.186.240 nach näherer Maßgabe der Bedingungen der 
Schuldverschreibungen (nachstehend zusammen „Anleihebedingungen“) zu 
gewähren bzw. aufzuerlegen. Die Schuldverschreibungen können auch mit einer 
variablen Verzinsung ausgestattet werden, wobei die Verzinsung vollständig oder 
teilweise von der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Divi-
dende der Gesellschaft abhängig sein kann.

Die Schuldverschreibungen können gegen Barleistung oder gegen Sachleistung 
ausgegeben werden. Im Fall der Ausgabe gegen Sachleistungen muss der Wert der 
Sachleistungen im Zeitpunkt der Ausgabe der Schuldverschreibung mindestens 
deren Ausgabepreis entsprechen; maßgeblich ist insoweit der nach anerkannten 
finanzmathematischen Methoden ermittelte theoretische Marktwert der Schuld-
verschreibungen. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt.

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – unter Begrenzung auf den 
entsprechenden Euro-Gegenwert – in der gesetzlichen Währung eines OECD-
Lands ausgegeben werden. Die Schuldverschreibungen können auch von in- oder 
ausländischen Unternehmen, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar 
mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben werden; in 
diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für 
die Gesellschaft die Garantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen und 
den Gläubigern solcher Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte 
auf Aktien der Gesellschaft zu gewähren bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten 
in Aktien der Gesellschaft zu erfüllen sowie weitere für eine erfolgreiche Ausgabe 
erforderliche Erklärungen abzugeben und Handlungen vorzunehmen. Bei Emission 
der Schuldverschreibungen werden diese im Regelfall in jeweils unter sich gleich-
berechtigte Teilschuldverschreibungen eingeteilt werden.



NORMA Group SE

8

bb) Bezugsrechtsgewährung, Bezugsrechtsausschluss

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen 
einzuräumen. Werden die Schuldverschreibungen von in- oder ausländischen Un-
ternehmen, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit 
der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben, hat die Gesellschaft die 
Gewährung des gesetzlichen Bezugsrechts für die Aktionäre sicherzustellen. Der 
Vorstand wird jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuld-
verschreibungen mit Zustimmung des Aufsichtsrats ganz oder teilweise, einmalig 
oder mehrmals auszuschließen,

─ um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;

─ soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs-
oder Optionsrechten oder Gläubigern von mit Wandlungs- oder Options-
pflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen und/oder Genussrechten, die 
von der Gesellschaft oder von in- oder ausländischen Unternehmen, an 
denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der 
Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben wurden oder noch 
werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 
Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung von 
Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionär zustünde;

─ für Schuldverschreibungen, die gegen bar ausgegeben werden, wenn der 
Vorstand nach pflichtgemäßer Prüfung zur Auffassung gelangt, dass der 
Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermit-
telten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen nicht wesentlich 
unterschreitet. Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch 
nur für Schuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien oder Pflichten zum 
Bezug von Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von ins-
gesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals entfällt, und zwar weder im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Er-
mächtigung. Auf diese Begrenzung sind eigene Aktien anzurechnen, sofern 
sie während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halbsatz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
von der Gesellschaft veräußert werden. Ferner sind auf diese Begrenzung 
diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 
§§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG oder aufgrund von anderen 
Ermächtigungen zur Ausgabe oder Veräußerung von Aktien der Gesellschaft 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in direkter oder entspre-
chender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben bzw. ver-
äußert werden;

─ soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen ausgegeben werden 
und der Bezugsrechtsausschluss im Interesse der Gesellschaft liegt. 

Die Summe der Aktien, die aufgrund von Schuldverschreibungen auszugeben sind, 
die auf der Grundlage dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre ausgegeben werden, darf unter Berücksichtigung sonstiger Aktien der 
Gesellschaft, die nach dem 20. Mai 2015 unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-
gegeben bzw. veräußert werden, einen anteiligen Betrag von 10 % des Grundkapi-
tals nicht übersteigen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser 
Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung. 

Soweit das Bezugsrecht nach den vorstehenden Bestimmungen nicht ausgeschlos-
sen wird, kann das Bezugsrecht den Aktionären, sofern dies vom Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats bestimmt wird, auch im Wege eines mittelbaren 
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 5 AktG oder auch teilweise im Wege eines unmit-
telbaren Bezugsrechts und im Übrigen im Wege eines mittelbaren Bezugsrechts 
gemäß § 186 Abs. 5 AktG gewährt werden.

cc) Wandlungsrecht, Wandlungspflicht

Im Fall der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungsrecht können die 
Inhaber bzw. Gläubiger ihre Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte nach Maß-
gabe der Anleihebedingungen in Aktien der Gesellschaft umtauschen. Der anteilige 
Betrag am Grundkapital der bei Wandlung auszugebenden Aktien darf den Nenn-
betrag der Wandelschuldverschreibung bzw. des Wandelgenussrechts oder einen 
unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreis der Schuldverschreibung bzw. des 
Genussrechts nicht übersteigen, soweit nicht die Differenz durch eine bar zu leis-
tende Zuzahlung ausgeglichen wird. Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der 
Division des Nennbetrags oder eines unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabe-
preises einer Schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine 
Aktie der Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis kann auf eine ganze Zahl (oder 
auch auf eine festzulegende Nachkommastelle) auf- oder abgerundet werden; fer-
ner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. Die Anleihebedin-
gungen können auch ein variables Umtauschverhältnis vorsehen. Sofern sich Um-
tauschrechte auf Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgesehen werden, dass 
diese in Geld ausgeglichen werden oder zusammengelegt werden, so dass sich –
ggf. gegen Zuzahlung – Umtauschrechte zum Bezug ganzer Aktien ergeben.

Die Anleihebedingungen können eine Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit 
oder zu einem anderen Zeitpunkt begründen, der auch durch ein künftiges, zum 
Zeitpunkt der Begebung der Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte noch un-
gewisses Ereignis bestimmt werden kann. Im Fall einer Wandlungspflicht kann die 
Gesellschaft in den Anleihebedingungen berechtigt werden, eine etwaige Differenz 
zwischen dem Nennbetrag der Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte und dem 
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bb) Bezugsrechtsgewährung, Bezugsrechtsausschluss

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen 
einzuräumen. Werden die Schuldverschreibungen von in- oder ausländischen Un-
ternehmen, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit 
der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben, hat die Gesellschaft die 
Gewährung des gesetzlichen Bezugsrechts für die Aktionäre sicherzustellen. Der 
Vorstand wird jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuld-
verschreibungen mit Zustimmung des Aufsichtsrats ganz oder teilweise, einmalig 
oder mehrmals auszuschließen,

─ um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;

─ soweit es erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs-
oder Optionsrechten oder Gläubigern von mit Wandlungs- oder Options-
pflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen und/oder Genussrechten, die 
von der Gesellschaft oder von in- oder ausländischen Unternehmen, an 
denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der 
Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben wurden oder noch 
werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 
Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung von 
Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionär zustünde;

─ für Schuldverschreibungen, die gegen bar ausgegeben werden, wenn der 
Vorstand nach pflichtgemäßer Prüfung zur Auffassung gelangt, dass der 
Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermit-
telten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen nicht wesentlich 
unterschreitet. Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch 
nur für Schuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien oder Pflichten zum 
Bezug von Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von ins-
gesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals entfällt, und zwar weder im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Er-
mächtigung. Auf diese Begrenzung sind eigene Aktien anzurechnen, sofern 
sie während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halbsatz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
von der Gesellschaft veräußert werden. Ferner sind auf diese Begrenzung 
diejenigen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 
§§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG oder aufgrund von anderen 
Ermächtigungen zur Ausgabe oder Veräußerung von Aktien der Gesellschaft 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in direkter oder entspre-
chender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben bzw. ver-
äußert werden;

─ soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen ausgegeben werden 
und der Bezugsrechtsausschluss im Interesse der Gesellschaft liegt. 

Die Summe der Aktien, die aufgrund von Schuldverschreibungen auszugeben sind, 
die auf der Grundlage dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre ausgegeben werden, darf unter Berücksichtigung sonstiger Aktien der 
Gesellschaft, die nach dem 20. Mai 2015 unter Ausschluss des Bezugsrechts aus-
gegeben bzw. veräußert werden, einen anteiligen Betrag von 10 % des Grundkapi-
tals nicht übersteigen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser 
Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung. 

Soweit das Bezugsrecht nach den vorstehenden Bestimmungen nicht ausgeschlos-
sen wird, kann das Bezugsrecht den Aktionären, sofern dies vom Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats bestimmt wird, auch im Wege eines mittelbaren 
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 5 AktG oder auch teilweise im Wege eines unmit-
telbaren Bezugsrechts und im Übrigen im Wege eines mittelbaren Bezugsrechts 
gemäß § 186 Abs. 5 AktG gewährt werden.

cc) Wandlungsrecht, Wandlungspflicht

Im Fall der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungsrecht können die 
Inhaber bzw. Gläubiger ihre Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte nach Maß-
gabe der Anleihebedingungen in Aktien der Gesellschaft umtauschen. Der anteilige 
Betrag am Grundkapital der bei Wandlung auszugebenden Aktien darf den Nenn-
betrag der Wandelschuldverschreibung bzw. des Wandelgenussrechts oder einen 
unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreis der Schuldverschreibung bzw. des 
Genussrechts nicht übersteigen, soweit nicht die Differenz durch eine bar zu leis-
tende Zuzahlung ausgeglichen wird. Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der 
Division des Nennbetrags oder eines unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabe-
preises einer Schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine 
Aktie der Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis kann auf eine ganze Zahl (oder 
auch auf eine festzulegende Nachkommastelle) auf- oder abgerundet werden; fer-
ner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. Die Anleihebedin-
gungen können auch ein variables Umtauschverhältnis vorsehen. Sofern sich Um-
tauschrechte auf Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgesehen werden, dass 
diese in Geld ausgeglichen werden oder zusammengelegt werden, so dass sich –
ggf. gegen Zuzahlung – Umtauschrechte zum Bezug ganzer Aktien ergeben.

Die Anleihebedingungen können eine Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit 
oder zu einem anderen Zeitpunkt begründen, der auch durch ein künftiges, zum 
Zeitpunkt der Begebung der Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte noch un-
gewisses Ereignis bestimmt werden kann. Im Fall einer Wandlungspflicht kann die 
Gesellschaft in den Anleihebedingungen berechtigt werden, eine etwaige Differenz 
zwischen dem Nennbetrag der Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte und dem 
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Produkt aus dem Umtauschverhältnis und einem in den Anleihebedingungen näher 
zu bestimmenden Börsenpreis der Aktien zum Zeitpunkt des Pflichtumtauschs 
ganz oder teilweise in bar auszugleichen. Als Börsenpreis ist bei der Berechnung 
im Sinn des vorstehenden Satzes mindestens 80 % des für die Untergrenze des 
Wandlungspreises gemäß lit. ee) relevanten Börsenkurses der Aktie anzusetzen.

dd) Optionsrecht, Optionspflicht

Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen bzw. Optionsgenussrech-
ten werden jeder Schuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, 
die den Inhaber bzw. Gläubiger nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen 
zum Bezug von Aktien der Gesellschaft berechtigen. Die Anleihebedingungen 
können auch eine Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen 
Zeitpunkt begründen, der auch durch ein künftiges, zum Zeitpunkt der Begebung 
der Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte noch ungewisses Ereignis bestimmt 
werden kann. Es kann vorgesehen werden, dass der Optionspreis variabel ist.

Die Anleihebedingungen können auch vorsehen, dass der Optionspreis durch Über-
tragung von Schuldverschreibungen und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung 
geleistet werden kann. Der anteilige Betrag am Grundkapital der zu beziehenden 
Aktien darf in diesem Fall den Nennbetrag der Optionsschuldverschreibung bzw. 
des Optionsgenussrechts oder einen unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreis 
der Schuldverschreibung bzw. des Genussrechts nicht übersteigen, soweit nicht die 
Differenz durch eine bar zu leistende Zuzahlung ausgeglichen wird. Das Bezugs-
verhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags oder eines unter dem 
Nennbetrag liegenden Ausgabebetrags einer Schuldverschreibung durch den fest-
gesetzten Optionspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das Bezugsverhältnis kann 
auf eine ganze Zahl (oder auch eine festzulegende Nachkommastelle) auf- oder ab-
gerundet werden; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. 
Sofern sich Bezugsrechte auf Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgesehen 
werden, dass diese in Geld ausgeglichen werden oder zusammengelegt werden, 
sodass sich – ggf. gegen Zuzahlung – Bezugsrechte zum Bezug ganzer Aktien 
ergeben. 

Die Laufzeit des Optionsrechts darf die Laufzeit der Schuldverschreibung nicht 
überschreiten.

ee) Wandlungs-/Optionspreis, Verwässerungsschutz

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Optionspreis für eine Aktie muss 
entweder mindestens 80 % des durchschnittlichen Schlusskurses der Aktie der 
NORMA Group SE im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolge-
system) an den zehn Börsenhandelstagen in Frankfurt am Main vor dem Tag der 
Beschlussfassung durch den Vorstand über die Ausgabe der Schuldverschreibun-

gen betragen oder mindestens 80 % des durchschnittlichen Schlusskurses der Aktie 
der NORMA Group SE im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolge-
system) während (i) der Tage, an denen die Bezugsrechte an der Wertpapierbörse 
Frankfurt gehandelt werden, mit Ausnahme der beiden letzten Börsenhandelstage 
des Bezugsrechtshandels, oder (ii) der Tage ab Beginn der Bezugsfrist bis zum 
Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Bezugspreises entsprechen.

In den Fällen einer Wandlungs- bzw. Optionspflicht oder eines Andienungsrechts
im Sinn von lit. ff) kann nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen ein 
Wandlungs- bzw. Optionspreis für eine Aktie bestimmt werden, der mindestens 
entweder dem oben genannten Mindestpreis oder mindestens dem durchschnitt-
lichen Schlusskurs der Aktie der NORMA Group SE im Xetra-Handel (oder einem 
vergleichbaren Nachfolgesystem) an den zehn Börsenhandelstagen in Frankfurt am 
Main vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit bzw. vor oder nach dem Tag der 
Pflichtwandlung bzw. der Ausübung der Optionspflicht oder des Andienungsrechts 
entspricht.

Unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG können die Anleihebedingungen Verwässe-
rungsschutzklauseln für den Fall vorsehen, dass die Gesellschaft während der 
Wandlungs- oder Optionsfrist unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktio-
näre das Grundkapital erhöht oder weitere Wandel- und/oder Optionsschuldver-
schreibungen und/oder Genussrechte mit Wandlungs- oder Optionsrecht und/oder 
Wandlungs- oder Optionspflicht begibt bzw. sonstige Optionsrechte gewährt oder 
garantiert und den Inhabern von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Schuldnern 
einer Wandlungs- oder Optionspflicht kein Bezugsrecht in dem Umfang einge-
räumt wird, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 
der Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zustünde. Eine Anpassung des 
Wandlungs- oder Optionspreises kann auch durch eine Barzahlung bei Ausübung 
des Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. Erfüllung der Wandlungs- oder Options-
pflicht oder die Ermäßigung einer etwaigen Zuzahlung bewirkt werden. Die Be-
dingungen können auch für andere Maßnahmen der Gesellschaft, die zu einer Ver-
wässerung des Werts der Wandlungs- bzw. Optionsrechte führen können, eine 
wertwahrende Anpassung des Wandlungs- bzw. Optionspreises vorsehen. In jedem 
Fall darf der anteilige Betrag am Grundkapital der je Schuldverschreibung zu be-
ziehenden Aktien den Nennbetrag der Schuldverschreibung oder einen unter dem 
Nennbetrag liegenden Ausgabepreis der Schuldverschreibung nicht übersteigen, 
soweit nicht die Differenz durch eine bar zu leistende Zuzahlung ausgeglichen 
wird.

ff) Weitere Gestaltungsmöglichkeiten

Die Anleihebedingungen können das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei End-
fälligkeit der Schuldverschreibungen (dies umfasst auch eine Fälligkeit wegen 
Kündigung) den Gläubigern der Schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstel-
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Produkt aus dem Umtauschverhältnis und einem in den Anleihebedingungen näher 
zu bestimmenden Börsenpreis der Aktien zum Zeitpunkt des Pflichtumtauschs 
ganz oder teilweise in bar auszugleichen. Als Börsenpreis ist bei der Berechnung 
im Sinn des vorstehenden Satzes mindestens 80 % des für die Untergrenze des 
Wandlungspreises gemäß lit. ee) relevanten Börsenkurses der Aktie anzusetzen.

dd) Optionsrecht, Optionspflicht

Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen bzw. Optionsgenussrech-
ten werden jeder Schuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, 
die den Inhaber bzw. Gläubiger nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen 
zum Bezug von Aktien der Gesellschaft berechtigen. Die Anleihebedingungen 
können auch eine Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen 
Zeitpunkt begründen, der auch durch ein künftiges, zum Zeitpunkt der Begebung 
der Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte noch ungewisses Ereignis bestimmt 
werden kann. Es kann vorgesehen werden, dass der Optionspreis variabel ist.

Die Anleihebedingungen können auch vorsehen, dass der Optionspreis durch Über-
tragung von Schuldverschreibungen und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung 
geleistet werden kann. Der anteilige Betrag am Grundkapital der zu beziehenden 
Aktien darf in diesem Fall den Nennbetrag der Optionsschuldverschreibung bzw. 
des Optionsgenussrechts oder einen unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreis 
der Schuldverschreibung bzw. des Genussrechts nicht übersteigen, soweit nicht die 
Differenz durch eine bar zu leistende Zuzahlung ausgeglichen wird. Das Bezugs-
verhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags oder eines unter dem 
Nennbetrag liegenden Ausgabebetrags einer Schuldverschreibung durch den fest-
gesetzten Optionspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das Bezugsverhältnis kann 
auf eine ganze Zahl (oder auch eine festzulegende Nachkommastelle) auf- oder ab-
gerundet werden; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. 
Sofern sich Bezugsrechte auf Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgesehen 
werden, dass diese in Geld ausgeglichen werden oder zusammengelegt werden, 
sodass sich – ggf. gegen Zuzahlung – Bezugsrechte zum Bezug ganzer Aktien 
ergeben. 

Die Laufzeit des Optionsrechts darf die Laufzeit der Schuldverschreibung nicht 
überschreiten.

ee) Wandlungs-/Optionspreis, Verwässerungsschutz

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Optionspreis für eine Aktie muss 
entweder mindestens 80 % des durchschnittlichen Schlusskurses der Aktie der 
NORMA Group SE im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolge-
system) an den zehn Börsenhandelstagen in Frankfurt am Main vor dem Tag der 
Beschlussfassung durch den Vorstand über die Ausgabe der Schuldverschreibun-

gen betragen oder mindestens 80 % des durchschnittlichen Schlusskurses der Aktie 
der NORMA Group SE im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolge-
system) während (i) der Tage, an denen die Bezugsrechte an der Wertpapierbörse 
Frankfurt gehandelt werden, mit Ausnahme der beiden letzten Börsenhandelstage 
des Bezugsrechtshandels, oder (ii) der Tage ab Beginn der Bezugsfrist bis zum 
Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Bezugspreises entsprechen.

In den Fällen einer Wandlungs- bzw. Optionspflicht oder eines Andienungsrechts
im Sinn von lit. ff) kann nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen ein 
Wandlungs- bzw. Optionspreis für eine Aktie bestimmt werden, der mindestens 
entweder dem oben genannten Mindestpreis oder mindestens dem durchschnitt-
lichen Schlusskurs der Aktie der NORMA Group SE im Xetra-Handel (oder einem 
vergleichbaren Nachfolgesystem) an den zehn Börsenhandelstagen in Frankfurt am 
Main vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit bzw. vor oder nach dem Tag der 
Pflichtwandlung bzw. der Ausübung der Optionspflicht oder des Andienungsrechts 
entspricht.

Unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG können die Anleihebedingungen Verwässe-
rungsschutzklauseln für den Fall vorsehen, dass die Gesellschaft während der 
Wandlungs- oder Optionsfrist unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktio-
näre das Grundkapital erhöht oder weitere Wandel- und/oder Optionsschuldver-
schreibungen und/oder Genussrechte mit Wandlungs- oder Optionsrecht und/oder 
Wandlungs- oder Optionspflicht begibt bzw. sonstige Optionsrechte gewährt oder 
garantiert und den Inhabern von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Schuldnern 
einer Wandlungs- oder Optionspflicht kein Bezugsrecht in dem Umfang einge-
räumt wird, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 
der Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zustünde. Eine Anpassung des 
Wandlungs- oder Optionspreises kann auch durch eine Barzahlung bei Ausübung 
des Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. Erfüllung der Wandlungs- oder Options-
pflicht oder die Ermäßigung einer etwaigen Zuzahlung bewirkt werden. Die Be-
dingungen können auch für andere Maßnahmen der Gesellschaft, die zu einer Ver-
wässerung des Werts der Wandlungs- bzw. Optionsrechte führen können, eine 
wertwahrende Anpassung des Wandlungs- bzw. Optionspreises vorsehen. In jedem 
Fall darf der anteilige Betrag am Grundkapital der je Schuldverschreibung zu be-
ziehenden Aktien den Nennbetrag der Schuldverschreibung oder einen unter dem 
Nennbetrag liegenden Ausgabepreis der Schuldverschreibung nicht übersteigen, 
soweit nicht die Differenz durch eine bar zu leistende Zuzahlung ausgeglichen 
wird.

ff) Weitere Gestaltungsmöglichkeiten

Die Anleihebedingungen können das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei End-
fälligkeit der Schuldverschreibungen (dies umfasst auch eine Fälligkeit wegen 
Kündigung) den Gläubigern der Schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstel-
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le der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft oder einer börsen-
notierten anderen Gesellschaft zu gewähren (Andienungsrecht).

Die Anleihebedingungen können jeweils festlegen, dass im Fall der Wandlung 
bzw. Optionsausübung auch eigene Aktien, Aktien aus genehmigtem Kapital der 
Gesellschaft oder andere Leistungen gewährt werden können. Ferner kann vorge-
sehen werden, dass die Gesellschaft den Wandlungs- bzw. Optionsberechtigten
oder -verpflichteten nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert 
in Geld zahlt. In den Anleihebedingungen kann außerdem vorgesehen werden, dass 
die Zahl der bei Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte oder nach Erfüllung 
der Options- oder Wandlungspflichten zu beziehenden Aktien bzw. ein diesbezüg-
liches Umtauschrecht variabel sind und/oder der Options- bzw. Wandlungspreis 
innerhalb einer vom Vorstand festzulegenden Bandbreite in Abhängigkeit von der 
Entwicklung des Aktienkurses oder als Folge von Verwässerungsschutzbestim-
mungen während der Laufzeit verändert werden kann.

gg) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Anleihebedingungen

Der Vorstand wird ermächtigt, unter Beachtung der vorstehenden Bestimmungen 
die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibun-
gen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, Wandlungs-
bzw. Optionspreis und Wandlungs- bzw. Optionszeitraum festzusetzen bzw. im 
Einvernehmen mit den Organen der die Schuldverschreibungen ausgebenden Un-
ternehmen, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit 
der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, festzulegen.

c) Aufhebung des Bedingten Kapitals 2011

Das von der außerordentlichen Hauptversammlung am 6. April 2011 zu Tagesordnungs-
punkt 5 beschlossene Bedingte Kapital 2011 gemäß § 6 der Satzung in Höhe von 
EUR 12.505.000 wird aufgehoben.

d) Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2015

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 3.186.240 durch Ausgabe von bis 
zu 3.186.240 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes 
Kapital 2015).

Das Bedingte Kapital 2015 dient der Ausgabe von Aktien an die Gläubiger von Wandel-
und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechten mit Wandlungs- oder 
Optionsrecht und/oder Wandlungs- oder Optionspflicht (bzw. einer Kombination dieser 
Instrumente), die gemäß der Ermächtigungen der Hauptversammlung der Gesellschaft 
vom 20. Mai 2015 unter Tagesordnungspunkt 6 b) von der NORMA Group SE oder in-
oder ausländische Unternehmen, an denen die NORMA Group SE unmittelbar oder mit-
telbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben werden.

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe der jeweiligen Ermächti-
gung festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung ist 
nur insoweit durchzuführen, wie die Inhaber von Wandlungs- oder Optionsrechten aus 
den genannten Schuldverschreibungen oder Genussrechten ihre Wandlungs- oder 
Optionsrechte ausüben oder Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen Schuldver-
schreibungen erfüllt werden und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wand-
lungs- oder Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus genehmigtem 
Kapital oder durch andere Leistungen bedient werden.

Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahrs ihrer Ausgabe am Gewinn 
teil; abweichend hiervon kann der Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn eines früheren Geschäfts-
jahrs an, für das im Zeitpunkt ihrer Ausgabe noch kein Beschluss der Hauptversammlung 
über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen.

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der be-
dingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

e) Satzungsänderung

§ 6 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„§ 6 Bedingtes Kapital

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 3.186.240 durch Ausgabe 
von bis zu 3.186.240 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital 2015).

(2) Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber von 
Wandlungs- oder Optionsrechten aus Schuldverschreibungen oder Genussrechten 
mit Wandlungs- oder Optionsrecht und/oder Wandlungs- oder Optionspflicht (bzw. 
einer Kombination dieser Instrumente), welche die NORMA Group SE oder in-
oder ausländische Unternehmen, an denen die NORMA Group SE unmittelbar 
oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, auf-
grund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 20. Mai 2015 
ausgegeben haben, ihre Wandlungs- oder Optionsrechte ausüben oder Wandlungs-
oder Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt werden und so-
weit die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten 
nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch an-
dere Leistungen bedient werden.

(3) Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahrs ihrer Ausgabe am 
Gewinn teil; abweichend hiervon kann der Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn eines 
früheren Geschäftsjahrs an, für das im Zeitpunkt ihrer Ausgabe noch kein Be-
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le der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft oder einer börsen-
notierten anderen Gesellschaft zu gewähren (Andienungsrecht).

Die Anleihebedingungen können jeweils festlegen, dass im Fall der Wandlung 
bzw. Optionsausübung auch eigene Aktien, Aktien aus genehmigtem Kapital der 
Gesellschaft oder andere Leistungen gewährt werden können. Ferner kann vorge-
sehen werden, dass die Gesellschaft den Wandlungs- bzw. Optionsberechtigten
oder -verpflichteten nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert 
in Geld zahlt. In den Anleihebedingungen kann außerdem vorgesehen werden, dass 
die Zahl der bei Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte oder nach Erfüllung 
der Options- oder Wandlungspflichten zu beziehenden Aktien bzw. ein diesbezüg-
liches Umtauschrecht variabel sind und/oder der Options- bzw. Wandlungspreis 
innerhalb einer vom Vorstand festzulegenden Bandbreite in Abhängigkeit von der 
Entwicklung des Aktienkurses oder als Folge von Verwässerungsschutzbestim-
mungen während der Laufzeit verändert werden kann.

gg) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Anleihebedingungen

Der Vorstand wird ermächtigt, unter Beachtung der vorstehenden Bestimmungen 
die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibun-
gen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, Wandlungs-
bzw. Optionspreis und Wandlungs- bzw. Optionszeitraum festzusetzen bzw. im 
Einvernehmen mit den Organen der die Schuldverschreibungen ausgebenden Un-
ternehmen, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit 
der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, festzulegen.

c) Aufhebung des Bedingten Kapitals 2011

Das von der außerordentlichen Hauptversammlung am 6. April 2011 zu Tagesordnungs-
punkt 5 beschlossene Bedingte Kapital 2011 gemäß § 6 der Satzung in Höhe von 
EUR 12.505.000 wird aufgehoben.

d) Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2015

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 3.186.240 durch Ausgabe von bis 
zu 3.186.240 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes 
Kapital 2015).

Das Bedingte Kapital 2015 dient der Ausgabe von Aktien an die Gläubiger von Wandel-
und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechten mit Wandlungs- oder 
Optionsrecht und/oder Wandlungs- oder Optionspflicht (bzw. einer Kombination dieser 
Instrumente), die gemäß der Ermächtigungen der Hauptversammlung der Gesellschaft 
vom 20. Mai 2015 unter Tagesordnungspunkt 6 b) von der NORMA Group SE oder in-
oder ausländische Unternehmen, an denen die NORMA Group SE unmittelbar oder mit-
telbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben werden.

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe der jeweiligen Ermächti-
gung festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung ist 
nur insoweit durchzuführen, wie die Inhaber von Wandlungs- oder Optionsrechten aus 
den genannten Schuldverschreibungen oder Genussrechten ihre Wandlungs- oder 
Optionsrechte ausüben oder Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen Schuldver-
schreibungen erfüllt werden und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wand-
lungs- oder Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus genehmigtem 
Kapital oder durch andere Leistungen bedient werden.

Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahrs ihrer Ausgabe am Gewinn 
teil; abweichend hiervon kann der Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn eines früheren Geschäfts-
jahrs an, für das im Zeitpunkt ihrer Ausgabe noch kein Beschluss der Hauptversammlung 
über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen.

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der be-
dingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

e) Satzungsänderung

§ 6 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„§ 6 Bedingtes Kapital

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 3.186.240 durch Ausgabe 
von bis zu 3.186.240 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht 
(Bedingtes Kapital 2015).

(2) Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber von 
Wandlungs- oder Optionsrechten aus Schuldverschreibungen oder Genussrechten 
mit Wandlungs- oder Optionsrecht und/oder Wandlungs- oder Optionspflicht (bzw. 
einer Kombination dieser Instrumente), welche die NORMA Group SE oder in-
oder ausländische Unternehmen, an denen die NORMA Group SE unmittelbar 
oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, auf-
grund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 20. Mai 2015 
ausgegeben haben, ihre Wandlungs- oder Optionsrechte ausüben oder Wandlungs-
oder Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt werden und so-
weit die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten 
nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch an-
dere Leistungen bedient werden.

(3) Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahrs ihrer Ausgabe am 
Gewinn teil; abweichend hiervon kann der Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn eines 
früheren Geschäftsjahrs an, für das im Zeitpunkt ihrer Ausgabe noch kein Be-



NORMA Group SE

14

schluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst 
worden ist, am Gewinn teilnehmen.

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“

f) Ermächtigung zur Satzungsanpassung

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von § 6 der Satzung entsprechend der 
Ausgabe neuer Aktien aus dem Bedingten Kapital 2015 anzupassen. Das Gleiche gilt, 
soweit die Ermächtigung zur Begebung von Wandelschuldverschreibungen, Options-
schuldverschreibungen und/oder Genussrechten mit oder ohne Wandlungs- oder Options-
recht bzw. Wandlungs- oder Optionspflicht gemäß Beschluss der Hauptversammlung 
vom 20. Mai 2015 während der Laufzeit der Ermächtigung nicht ausgeübt wird oder die 
entsprechenden Options- oder Wandlungsrechte bzw. Options- oder Wandlungspflichten 
durch Ablauf von Ausübungsfristen oder in sonstiger Weise erlöschen.

7. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2011/II, die Schaffung 
eines neuen Genehmigten Kapitals 2015 und die entsprechende Satzungsänderung

Durch Beschluss der außerordentlichen Hauptversammlung vom 6. April 2011 zu Tagesord-
nungspunkt 3 wurde der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundka-
pital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 5. April 2016 einmalig oder mehrmals um insgesamt 
bis zu EUR 15.931.200 durch Ausgabe von bis zu 15.931.200 neuen auf den Namen lautenden 
Stammaktien gegen Bareinlagen oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2011/II).

Das Genehmigte Kapital 2011/II wurde bisher nicht ausgenutzt. Es soll nunmehr aufgehoben 
und durch ein neues Genehmigtes Kapital 2015 in Höhe von EUR 12.744.960 ersetzt werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen:

a) Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2011/II

Das von der außerordentlichen Hauptversammlung am 6. April 2011 zu Tagesordnungs-
punkt 3 beschlossene Genehmigte Kapital 2011/II gemäß § 5 der Satzung in Höhe von 
EUR 15.931.200 wird aufgehoben.

b) Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2015

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 
Gesellschaft bis zum 19. Mai 2020 (einschließlich) durch Ausgabe bis zu 12.744.960 
neuer, auf den Namen lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig 
oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 12.744.960 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
2015). 

Den Aktionären ist grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf die neuen Aktien zu 
gewähren. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre nach näherer Maßgabe der folgenden Bestimmungen ganz 
oder teilweise, einmalig oder mehrmals auszuschließen:

aa) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;

bb) wenn und soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von 
Wandlungs- oder Optionsrechten und/oder den Inhabern bzw. Gläubigern von mit 
Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten Finanzierungsinstrumenten, die 
von der Gesellschaft oder von einem in- oder ausländischen Unternehmen, an dem 
die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des 
Kapitals beteiligt ist, ausgegeben wurden oder werden, ein Bezugsrecht in dem 
Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Options-
rechte bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zustünde;

cc) bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen gemäß oder entsprechend § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis 
der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet 
und die unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen neuen Aktien einen an-
teiligen Betrag von insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und 
zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausnutzung 
des Genehmigten Kapitals 2015. Auf diese Begrenzung auf 10 % des Grund-
kapitals ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien ent-
fällt, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2015 aufgrund einer Er-
mächtigung zur Ausgabe neuer oder Veräußerung eigener Aktien in direkter oder 
entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegeben bzw. veräußert werden. Weiterhin ist der anteilige Betrag 
des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die zur Bedienung von 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht oder mit Wandlungs-
oder Optionspflicht ausgegeben werden können oder auszugeben sind, sofern die 
Schuldverschreibungen während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2015 un-
ter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden;

dd) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen.

Die Summe der Aktien, die aufgrund des Genehmigten Kapitals 2015 unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden, darf unter Berücksichtigung sonsti-
ger Aktien der Gesellschaft, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2015
unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert bzw. ausgegeben werden bzw. aufgrund von 
nach dem 20. Mai 2015 unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Schuldver-
schreibungen auszugeben sind, einen anteiligen Betrag von 10 % des Grundkapitals nicht 
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schluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst 
worden ist, am Gewinn teilnehmen.

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“

f) Ermächtigung zur Satzungsanpassung

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von § 6 der Satzung entsprechend der 
Ausgabe neuer Aktien aus dem Bedingten Kapital 2015 anzupassen. Das Gleiche gilt, 
soweit die Ermächtigung zur Begebung von Wandelschuldverschreibungen, Options-
schuldverschreibungen und/oder Genussrechten mit oder ohne Wandlungs- oder Options-
recht bzw. Wandlungs- oder Optionspflicht gemäß Beschluss der Hauptversammlung 
vom 20. Mai 2015 während der Laufzeit der Ermächtigung nicht ausgeübt wird oder die 
entsprechenden Options- oder Wandlungsrechte bzw. Options- oder Wandlungspflichten 
durch Ablauf von Ausübungsfristen oder in sonstiger Weise erlöschen.

7. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2011/II, die Schaffung 
eines neuen Genehmigten Kapitals 2015 und die entsprechende Satzungsänderung

Durch Beschluss der außerordentlichen Hauptversammlung vom 6. April 2011 zu Tagesord-
nungspunkt 3 wurde der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundka-
pital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 5. April 2016 einmalig oder mehrmals um insgesamt 
bis zu EUR 15.931.200 durch Ausgabe von bis zu 15.931.200 neuen auf den Namen lautenden 
Stammaktien gegen Bareinlagen oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2011/II).

Das Genehmigte Kapital 2011/II wurde bisher nicht ausgenutzt. Es soll nunmehr aufgehoben 
und durch ein neues Genehmigtes Kapital 2015 in Höhe von EUR 12.744.960 ersetzt werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen:

a) Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2011/II

Das von der außerordentlichen Hauptversammlung am 6. April 2011 zu Tagesordnungs-
punkt 3 beschlossene Genehmigte Kapital 2011/II gemäß § 5 der Satzung in Höhe von 
EUR 15.931.200 wird aufgehoben.

b) Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2015

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der 
Gesellschaft bis zum 19. Mai 2020 (einschließlich) durch Ausgabe bis zu 12.744.960 
neuer, auf den Namen lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig 
oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 12.744.960 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
2015). 

Den Aktionären ist grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf die neuen Aktien zu 
gewähren. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre nach näherer Maßgabe der folgenden Bestimmungen ganz 
oder teilweise, einmalig oder mehrmals auszuschließen:

aa) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;

bb) wenn und soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von 
Wandlungs- oder Optionsrechten und/oder den Inhabern bzw. Gläubigern von mit 
Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten Finanzierungsinstrumenten, die 
von der Gesellschaft oder von einem in- oder ausländischen Unternehmen, an dem 
die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des 
Kapitals beteiligt ist, ausgegeben wurden oder werden, ein Bezugsrecht in dem 
Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Options-
rechte bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zustünde;

cc) bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen gemäß oder entsprechend § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis 
der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet 
und die unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen neuen Aktien einen an-
teiligen Betrag von insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und 
zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausnutzung 
des Genehmigten Kapitals 2015. Auf diese Begrenzung auf 10 % des Grund-
kapitals ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien ent-
fällt, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2015 aufgrund einer Er-
mächtigung zur Ausgabe neuer oder Veräußerung eigener Aktien in direkter oder 
entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegeben bzw. veräußert werden. Weiterhin ist der anteilige Betrag 
des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die zur Bedienung von 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht oder mit Wandlungs-
oder Optionspflicht ausgegeben werden können oder auszugeben sind, sofern die 
Schuldverschreibungen während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2015 un-
ter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in entsprechender Anwendung des 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden;

dd) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen.

Die Summe der Aktien, die aufgrund des Genehmigten Kapitals 2015 unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden, darf unter Berücksichtigung sonsti-
ger Aktien der Gesellschaft, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2015
unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert bzw. ausgegeben werden bzw. aufgrund von 
nach dem 20. Mai 2015 unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Schuldver-
schreibungen auszugeben sind, einen anteiligen Betrag von 10 % des Grundkapitals nicht 
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übersteigen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung 
noch im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung.

Soweit das Bezugsrecht nach den vorstehenden Bestimmungen nicht ausgeschlossen 
wird, kann das Bezugsrecht den Aktionären, sofern dies vom Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats bestimmt wird, auch im Wege eines mittelbaren Bezugsrechts gemäß 
§ 186 Abs. 5 AktG oder auch teilweise im Wege eines unmittelbaren Bezugsrechts und 
im Übrigen im Wege eines mittelbaren Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 5 AktG gewährt 
werden.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung, insbesondere den Inhalt der 
Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe, festzulegen.

c) Satzungsänderung

§ 5 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„§ 5 Genehmigtes Kapital

(1) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital 
der Gesellschaft bis zum 19. Mai 2020 (einschließlich) durch Ausgabe bis zu 
12.744.960 neuer, auf den Namen lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 12.744.960 zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2015).

(2) Den Aktionären ist grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf die neuen Aktien
zu gewähren. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Bezugsrecht der Aktionäre nach näherer Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen ganz oder teilweise, einmalig oder mehrmals auszuschließen:

(i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;

(ii) wenn und soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von 
Wandlungs- oder Optionsrechten und/oder den Inhabern bzw. Gläubigern von 
mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten Finanzierungsinstru-
menten, die von der Gesellschaft oder von einem in- oder ausländischen 
Unternehmen, an dem die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der 
Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben wurden oder 
werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 
Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung einer 
Wandlungs- oder Optionspflicht zustünde;

(iii) bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen gemäß oder entsprechend § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsen-
preis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich 

unterschreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen 
neuen Aktien einen anteiligen Betrag von insgesamt 10 % des Grundkapitals 
nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch 
im Zeitpunkt der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2015. Auf diese 
Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des Grund-
kapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit des 
Genehmigten Kapitals 2015 aufgrund einer Ermächtigung zur Ausgabe neuer 
oder Veräußerung eigener Aktien in direkter oder entsprechender Anwendung 
von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 
bzw. veräußert werden. Weiterhin ist der anteilige Betrag des Grundkapitals 
anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die zur Bedienung von Schuldverschrei-
bungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht oder mit Wandlungs- oder Opti-
onspflicht ausgegeben werden können oder auszugeben sind, sofern die 
Schuldverschreibungen während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2015 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in entsprechender Anwen-
dung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden;

(iv) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen.

Die Summe der Aktien, die aufgrund des Genehmigten Kapitals 2015 unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden, darf unter Berücksich-
tigung sonstiger Aktien der Gesellschaft, die während der Laufzeit des Genehmig-
ten Kapitals 2015 unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert bzw. ausgegeben 
werden bzw. aufgrund von nach dem 20. Mai 2015 unter Ausschluss des Bezugs-
rechts ausgegebenen Schuldverschreibungen auszugeben sind, einen anteiligen Be-
trag von 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen, und zwar weder im Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausnutzung die-
ser Ermächtigung. 

(3) Soweit das Bezugsrecht nach den vorstehenden Bestimmungen nicht ausgeschlos-
sen wird, kann das Bezugsrecht den Aktionären, sofern dies vom Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats bestimmt wird, auch im Wege eines mittelbaren 
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 5 AktG oder auch teilweise im Wege eines unmit-
telbaren Bezugsrechts und im Übrigen im Wege eines mittelbaren Bezugsrechts 
gemäß § 186 Abs. 5 AktG gewährt werden.

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Ein-
zelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung, insbesondere den Inhalt 
der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe, festzulegen.“
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übersteigen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung 
noch im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung.

Soweit das Bezugsrecht nach den vorstehenden Bestimmungen nicht ausgeschlossen 
wird, kann das Bezugsrecht den Aktionären, sofern dies vom Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats bestimmt wird, auch im Wege eines mittelbaren Bezugsrechts gemäß 
§ 186 Abs. 5 AktG oder auch teilweise im Wege eines unmittelbaren Bezugsrechts und 
im Übrigen im Wege eines mittelbaren Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 5 AktG gewährt 
werden.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung, insbesondere den Inhalt der 
Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe, festzulegen.

c) Satzungsänderung

§ 5 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„§ 5 Genehmigtes Kapital

(1) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital 
der Gesellschaft bis zum 19. Mai 2020 (einschließlich) durch Ausgabe bis zu 
12.744.960 neuer, auf den Namen lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 12.744.960 zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2015).

(2) Den Aktionären ist grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf die neuen Aktien
zu gewähren. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Bezugsrecht der Aktionäre nach näherer Maßgabe der folgenden Bestim-
mungen ganz oder teilweise, einmalig oder mehrmals auszuschließen:

(i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;

(ii) wenn und soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von 
Wandlungs- oder Optionsrechten und/oder den Inhabern bzw. Gläubigern von 
mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten Finanzierungsinstru-
menten, die von der Gesellschaft oder von einem in- oder ausländischen 
Unternehmen, an dem die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der 
Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben wurden oder 
werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 
Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung einer 
Wandlungs- oder Optionspflicht zustünde;

(iii) bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen gemäß oder entsprechend § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsen-
preis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich 

unterschreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen 
neuen Aktien einen anteiligen Betrag von insgesamt 10 % des Grundkapitals 
nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch 
im Zeitpunkt der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2015. Auf diese 
Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des Grund-
kapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit des 
Genehmigten Kapitals 2015 aufgrund einer Ermächtigung zur Ausgabe neuer 
oder Veräußerung eigener Aktien in direkter oder entsprechender Anwendung 
von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 
bzw. veräußert werden. Weiterhin ist der anteilige Betrag des Grundkapitals 
anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die zur Bedienung von Schuldverschrei-
bungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht oder mit Wandlungs- oder Opti-
onspflicht ausgegeben werden können oder auszugeben sind, sofern die 
Schuldverschreibungen während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2015 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in entsprechender Anwen-
dung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden;

(iv) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen.

Die Summe der Aktien, die aufgrund des Genehmigten Kapitals 2015 unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden, darf unter Berücksich-
tigung sonstiger Aktien der Gesellschaft, die während der Laufzeit des Genehmig-
ten Kapitals 2015 unter Ausschluss des Bezugsrechts veräußert bzw. ausgegeben 
werden bzw. aufgrund von nach dem 20. Mai 2015 unter Ausschluss des Bezugs-
rechts ausgegebenen Schuldverschreibungen auszugeben sind, einen anteiligen Be-
trag von 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen, und zwar weder im Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Ausnutzung die-
ser Ermächtigung. 

(3) Soweit das Bezugsrecht nach den vorstehenden Bestimmungen nicht ausgeschlos-
sen wird, kann das Bezugsrecht den Aktionären, sofern dies vom Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats bestimmt wird, auch im Wege eines mittelbaren 
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 5 AktG oder auch teilweise im Wege eines unmit-
telbaren Bezugsrechts und im Übrigen im Wege eines mittelbaren Bezugsrechts 
gemäß § 186 Abs. 5 AktG gewährt werden.

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Ein-
zelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung, insbesondere den Inhalt 
der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe, festzulegen.“
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d) Ermächtigung zur Satzungsanpassung

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des § 5 der Satzung entsprechend der 
Ausgabe neuer Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2015 und, falls das Genehmigte 
Kapital 2015 bis zum 19. Mai 2020 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt sein sollte, 
nach Fristablauf der Ermächtigung anzupassen.

e) Anweisung an den Vorstand

Der Vorstand wird angewiesen, die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2011/II und 
die Schaffung des neuen Genehmigten Kapitals 2015 mit der Maßgabe zur Eintragung in 
das Handelsregister der Gesellschaft anzumelden, dass die Aufhebung des Genehmigten 
Kapitals 2011/II nur eingetragen wird, wenn sichergestellt ist, dass unmittelbar im An-
schluss die Änderung des § 5 der Satzung eingetragen wird.

8. Beschlussfassung über die Erneuerung der Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwen-
dung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG einschließlich der Ermächtigung zum 
Ausschluss von Andienungs- und Erwerbsrechten

Die dem Vorstand durch Beschluss der außerordentliche Hauptversammlung vom 6. April 2011 
zu Tagesordnungspunkt 4 erteilte Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Ak-
tien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ist bis zum Ablauf des 5. April 2016 befristet.

Um auch zukünftig in der Lage zu sein, eigene Aktien zu erwerben, soll der Vorstand erneut 
und unter Aufhebung der derzeit bestehenden Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 
zum Erwerb eigener Aktien ermächtigt werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen:

a) Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener 
Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG

Die von der außerordentlichen Hauptversammlung am 6. April 2011 zu Tagesordnungs-
punkt 4 beschlossene Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien 
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG wird aufgehoben.

b) Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 
Nr. 8 AktG einschließlich der Ermächtigung zum Ausschluss von Andienungs- und
Erwerbsrechten

aa) Die Gesellschaft wird ermächtigt, bis zum 19. Mai 2020 (einschließlich) zu jedem 
zulässigen Zweck eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Aus-
übung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals der NORMA Group SE zu 
erwerben. Dabei dürfen auf die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien 

zusammen mit anderen Aktien der Gesellschaft, die die Gesellschaft bereits erwor-
ben hat und noch besitzt oder die ihr gemäß §§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu 
keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des jeweiligen Grundkapitals entfallen. Die Er-
mächtigung darf nicht zum Zweck des Handels in eigenen Aktien ausgenutzt wer-
den.

bb) Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmalig oder mehrmals, in 
Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die NORMA Group SE ausgeübt 
werden, aber auch durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz der NORMA Group 
SE stehende Unternehmen oder für ihre oder deren Rechnung durchgeführt wer-
den.

cc) Der Erwerb erfolgt in jedem Einzelfall nach Wahl des Vorstands (i) über die Börse 
oder (ii) mittels eines öffentlichen Kaufangebots. Angebote nach vorstehend (ii) 
können auch mittels einer Aufforderung zur Abgabe von Angeboten erfolgen.

─ Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf der gezahlte Gegenwert 
je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Börsenhandelstag in Frankfurt 
am Main durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs der Aktie der 
NORMA Group SE im Xetra-Handel (oder in einem vergleichbaren Nach-
folgesystem) um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 
20 % unterschreiten. 

─ Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot, dürfen der gebotene 
Kaufpreis oder die Grenzwerte der Kaufpreisspanne (ohne Erwerbsneben-
kosten) den Schlusskurs der Aktie der NORMA Group SE im Xetra-Handel 
(oder in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) am dritten Börsenhandels-
tag in Frankfurt am Main vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des 
Angebots um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 20 %
unterschreiten. Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines öffentlichen 
Kaufangebots nicht unerhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses, 
kann das Angebot angepasst werden. In diesem Fall wird auf den Schluss-
kurs am dritten Börsenhandelstag in Frankfurt am Main vor der öffentlichen 
Ankündigung einer etwaigen Anpassung abgestellt.

Die näheren Einzelheiten der jeweiligen Erwerbsgestaltung bestimmt der Vorstand. 
Sofern die Anzahl der zum Kauf angedienten Aktien das von der Gesellschaft ins-
gesamt zum Erwerb vorgesehene Volumen übersteigt, kann das Andienungsrecht 
der Aktionäre insoweit ausgeschlossen werden, als der Erwerb nach dem Verhält-
nis der jeweils angedienten Aktien je Aktionär erfolgt. Darüber hinaus können 
eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen (bis zu 50 Aktien je Aktionär) 
sowie zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien eine Rundung nach 
kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden. Ein etwaiges weitergehendes 
Andienungsrecht der Aktionäre ist insoweit ausgeschlossen.
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d) Ermächtigung zur Satzungsanpassung

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung des § 5 der Satzung entsprechend der 
Ausgabe neuer Aktien aus dem Genehmigten Kapital 2015 und, falls das Genehmigte 
Kapital 2015 bis zum 19. Mai 2020 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt sein sollte, 
nach Fristablauf der Ermächtigung anzupassen.

e) Anweisung an den Vorstand

Der Vorstand wird angewiesen, die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2011/II und 
die Schaffung des neuen Genehmigten Kapitals 2015 mit der Maßgabe zur Eintragung in 
das Handelsregister der Gesellschaft anzumelden, dass die Aufhebung des Genehmigten 
Kapitals 2011/II nur eingetragen wird, wenn sichergestellt ist, dass unmittelbar im An-
schluss die Änderung des § 5 der Satzung eingetragen wird.

8. Beschlussfassung über die Erneuerung der Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwen-
dung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG einschließlich der Ermächtigung zum 
Ausschluss von Andienungs- und Erwerbsrechten

Die dem Vorstand durch Beschluss der außerordentliche Hauptversammlung vom 6. April 2011 
zu Tagesordnungspunkt 4 erteilte Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Ak-
tien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ist bis zum Ablauf des 5. April 2016 befristet.

Um auch zukünftig in der Lage zu sein, eigene Aktien zu erwerben, soll der Vorstand erneut 
und unter Aufhebung der derzeit bestehenden Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG 
zum Erwerb eigener Aktien ermächtigt werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen:

a) Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener 
Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG

Die von der außerordentlichen Hauptversammlung am 6. April 2011 zu Tagesordnungs-
punkt 4 beschlossene Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien 
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG wird aufgehoben.

b) Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 
Nr. 8 AktG einschließlich der Ermächtigung zum Ausschluss von Andienungs- und
Erwerbsrechten

aa) Die Gesellschaft wird ermächtigt, bis zum 19. Mai 2020 (einschließlich) zu jedem 
zulässigen Zweck eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Be-
schlussfassung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Aus-
übung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals der NORMA Group SE zu 
erwerben. Dabei dürfen auf die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien 

zusammen mit anderen Aktien der Gesellschaft, die die Gesellschaft bereits erwor-
ben hat und noch besitzt oder die ihr gemäß §§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu 
keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des jeweiligen Grundkapitals entfallen. Die Er-
mächtigung darf nicht zum Zweck des Handels in eigenen Aktien ausgenutzt wer-
den.

bb) Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmalig oder mehrmals, in 
Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die NORMA Group SE ausgeübt 
werden, aber auch durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz der NORMA Group 
SE stehende Unternehmen oder für ihre oder deren Rechnung durchgeführt wer-
den.

cc) Der Erwerb erfolgt in jedem Einzelfall nach Wahl des Vorstands (i) über die Börse 
oder (ii) mittels eines öffentlichen Kaufangebots. Angebote nach vorstehend (ii) 
können auch mittels einer Aufforderung zur Abgabe von Angeboten erfolgen.

─ Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf der gezahlte Gegenwert 
je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Börsenhandelstag in Frankfurt 
am Main durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs der Aktie der 
NORMA Group SE im Xetra-Handel (oder in einem vergleichbaren Nach-
folgesystem) um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 
20 % unterschreiten. 

─ Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot, dürfen der gebotene 
Kaufpreis oder die Grenzwerte der Kaufpreisspanne (ohne Erwerbsneben-
kosten) den Schlusskurs der Aktie der NORMA Group SE im Xetra-Handel 
(oder in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) am dritten Börsenhandels-
tag in Frankfurt am Main vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des 
Angebots um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 20 %
unterschreiten. Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines öffentlichen 
Kaufangebots nicht unerhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses, 
kann das Angebot angepasst werden. In diesem Fall wird auf den Schluss-
kurs am dritten Börsenhandelstag in Frankfurt am Main vor der öffentlichen 
Ankündigung einer etwaigen Anpassung abgestellt.

Die näheren Einzelheiten der jeweiligen Erwerbsgestaltung bestimmt der Vorstand. 
Sofern die Anzahl der zum Kauf angedienten Aktien das von der Gesellschaft ins-
gesamt zum Erwerb vorgesehene Volumen übersteigt, kann das Andienungsrecht 
der Aktionäre insoweit ausgeschlossen werden, als der Erwerb nach dem Verhält-
nis der jeweils angedienten Aktien je Aktionär erfolgt. Darüber hinaus können 
eine bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen (bis zu 50 Aktien je Aktionär) 
sowie zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien eine Rundung nach 
kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden. Ein etwaiges weitergehendes 
Andienungsrecht der Aktionäre ist insoweit ausgeschlossen.
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dd) Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die aufgrund dieser 
Ermächtigung erworben werden, zu jedem zulässigen Zweck, insbesondere auch 
wie folgt, zu verwenden:

(1) Sie können eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder ihre Durch-
führung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die Ein-
ziehung führt grundsätzlich zur Kapitalherabsetzung. Der Vorstand kann 
abweichend hiervon bestimmen, dass das Grundkapital bei der Einziehung
unverändert bleibt und sich stattdessen durch die Einziehung der Anteil der 
übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG erhöht. Der Vor-
stand wird für diesen Fall zur Anpassung der Angabe der Anzahl der Aktien 
in der Satzung ermächtigt.

(2) Sie können auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot 
an alle Aktionäre veräußert werden, wenn die Aktien gegen Barzahlung zu 
einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien der Gesell-
schaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Diese 
Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss 
des Erwerbsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Ak-
tien insgesamt einen anteiligen Betrag von 10 % des Grundkapitals nicht 
überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begren-
zung sind Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 
§§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Darüber 
hinaus sind auf diese Begrenzung Aktien anzurechnen, die zur Bedienung 
von Schuldverschreibungen und/oder Genussrechten mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. einer Wandlungs- oder Optionspflicht auszugeben sind, 
sofern die Schuldverschreibungen und/oder Genussrechte während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechen-
der Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden.

(3) Sie können gegen Sachleistung veräußert werden, insbesondere zum Erwerb 
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen.

(4) Sie können zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten, die von der 
Gesellschaft oder einem in- oder ausländischen Unternehmen, an dem die 
Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und 
des Kapitals beteiligt ist, bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen 
und/oder Genussrechten eingeräumt wurden, oder zur Erfüllung von Wand-
lungs- oder Optionspflichten aus von der Gesellschaft oder einem in- oder 
ausländischen Unternehmen, an dem die Gesellschaft unmittelbar oder mit-
telbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgege-
benen Schuldverschreibungen und/oder Genussrechten verwendet werden.

(5) Sie können in Zusammenhang mit aktienbasierten Vergütungs- bzw. Beleg-
schaftsaktienprogrammen der Gesellschaft oder von ihr abhängiger oder im 
Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehender Unternehmen verwendet und an 
Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zur Gesellschaft oder einem von ihr 
abhängigen oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unterneh-
men stehen oder standen, ausgegeben werden. Sie können den vorgenannten 
Personen insbesondere entgeltlich oder unentgeltlich zum Erwerb angeboten,
zugesagt und übertragen werden, wobei das Anstellungsverhältnis zum Zeit-
punkt des Angebots, der Zusage oder der Übertragung bestehen muss.

ee) Die Ermächtigungen unter lit. dd) erfassen auch die Verwendung von Aktien der 
Gesellschaft, die aufgrund früherer Ermächtigungsbeschlüsse nach § 71 Abs. 1 
Nr. 8 AktG erworben wurden, und von solchen Aktien, die von von ihr abhängigen 
oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unternehmen oder gemäß 
§ 71d Satz 5 AktG erworben wurden.

ff) Die Ermächtigungen unter lit. dd) können einmalig oder mehrmals, ganz oder in 
Teilen, einzeln oder gemeinsam und auch durch abhängige oder im Mehrheits-
besitz der NORMA Group SE stehende Unternehmen oder durch auf deren Rech-
nung oder auf Rechnung der Gesellschaft handelnde Dritte ausgenutzt werden.

gg) Das Erwerbsrecht der Aktionäre auf diese eigenen Aktien wird insoweit ausge-
schlossen, wie diese gemäß der vorstehenden Ermächtigung unter lit. dd) (2) bis (5) 
verwendet werden. Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, bei einem Ange-
bot eigener Aktien an die Aktionäre den Gläubigern der von der Gesellschaft oder 
einem in- oder ausländischen Unternehmen, an dem die Gesellschaft unmittelbar 
oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, aus-
gegebenen Schuldverschreibungen und/oder Genussrechten mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. einer Wandlungs- oder Optionspflicht ein Bezugsrecht auf 
Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs-
oder Optionsrechts bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zu-
stünde; in diesem Umfang wird das Erwerbsrecht der Aktionäre auf diese eigenen 
Aktien ausgeschlossen.

hh) Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass Maßnahmen des Vorstands aufgrund dieser 
Ermächtigungen nur mit seiner Zustimmung oder der Zustimmung eines Aufsichts-
ratsausschusses vorgenommen werden dürfen.

9. Ermächtigung zum Einsatz von Derivaten im Rahmen des Erwerbs eigener Aktien nach 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG

In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen Ermächtigung zum Erwerb 
eigener Aktien nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG soll die Gesellschaft ermächtigt werden, eigene 
Aktien auch unter Einsatz von Derivaten zu erwerben und entsprechende Derivatgeschäfte ab-
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dd) Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die aufgrund dieser 
Ermächtigung erworben werden, zu jedem zulässigen Zweck, insbesondere auch 
wie folgt, zu verwenden:

(1) Sie können eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder ihre Durch-
führung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die Ein-
ziehung führt grundsätzlich zur Kapitalherabsetzung. Der Vorstand kann 
abweichend hiervon bestimmen, dass das Grundkapital bei der Einziehung
unverändert bleibt und sich stattdessen durch die Einziehung der Anteil der 
übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG erhöht. Der Vor-
stand wird für diesen Fall zur Anpassung der Angabe der Anzahl der Aktien 
in der Satzung ermächtigt.

(2) Sie können auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot 
an alle Aktionäre veräußert werden, wenn die Aktien gegen Barzahlung zu 
einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien der Gesell-
schaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Diese 
Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss 
des Erwerbsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Ak-
tien insgesamt einen anteiligen Betrag von 10 % des Grundkapitals nicht 
überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begren-
zung sind Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächti-
gung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 
§§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Darüber 
hinaus sind auf diese Begrenzung Aktien anzurechnen, die zur Bedienung 
von Schuldverschreibungen und/oder Genussrechten mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. einer Wandlungs- oder Optionspflicht auszugeben sind, 
sofern die Schuldverschreibungen und/oder Genussrechte während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechen-
der Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden.

(3) Sie können gegen Sachleistung veräußert werden, insbesondere zum Erwerb 
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen.

(4) Sie können zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten, die von der 
Gesellschaft oder einem in- oder ausländischen Unternehmen, an dem die 
Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und 
des Kapitals beteiligt ist, bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen 
und/oder Genussrechten eingeräumt wurden, oder zur Erfüllung von Wand-
lungs- oder Optionspflichten aus von der Gesellschaft oder einem in- oder 
ausländischen Unternehmen, an dem die Gesellschaft unmittelbar oder mit-
telbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgege-
benen Schuldverschreibungen und/oder Genussrechten verwendet werden.

(5) Sie können in Zusammenhang mit aktienbasierten Vergütungs- bzw. Beleg-
schaftsaktienprogrammen der Gesellschaft oder von ihr abhängiger oder im 
Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehender Unternehmen verwendet und an 
Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zur Gesellschaft oder einem von ihr 
abhängigen oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unterneh-
men stehen oder standen, ausgegeben werden. Sie können den vorgenannten 
Personen insbesondere entgeltlich oder unentgeltlich zum Erwerb angeboten,
zugesagt und übertragen werden, wobei das Anstellungsverhältnis zum Zeit-
punkt des Angebots, der Zusage oder der Übertragung bestehen muss.

ee) Die Ermächtigungen unter lit. dd) erfassen auch die Verwendung von Aktien der 
Gesellschaft, die aufgrund früherer Ermächtigungsbeschlüsse nach § 71 Abs. 1 
Nr. 8 AktG erworben wurden, und von solchen Aktien, die von von ihr abhängigen 
oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unternehmen oder gemäß 
§ 71d Satz 5 AktG erworben wurden.

ff) Die Ermächtigungen unter lit. dd) können einmalig oder mehrmals, ganz oder in 
Teilen, einzeln oder gemeinsam und auch durch abhängige oder im Mehrheits-
besitz der NORMA Group SE stehende Unternehmen oder durch auf deren Rech-
nung oder auf Rechnung der Gesellschaft handelnde Dritte ausgenutzt werden.

gg) Das Erwerbsrecht der Aktionäre auf diese eigenen Aktien wird insoweit ausge-
schlossen, wie diese gemäß der vorstehenden Ermächtigung unter lit. dd) (2) bis (5) 
verwendet werden. Darüber hinaus wird der Vorstand ermächtigt, bei einem Ange-
bot eigener Aktien an die Aktionäre den Gläubigern der von der Gesellschaft oder 
einem in- oder ausländischen Unternehmen, an dem die Gesellschaft unmittelbar 
oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, aus-
gegebenen Schuldverschreibungen und/oder Genussrechten mit Wandlungs- oder 
Optionsrechten bzw. einer Wandlungs- oder Optionspflicht ein Bezugsrecht auf 
Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs-
oder Optionsrechts bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zu-
stünde; in diesem Umfang wird das Erwerbsrecht der Aktionäre auf diese eigenen 
Aktien ausgeschlossen.

hh) Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass Maßnahmen des Vorstands aufgrund dieser 
Ermächtigungen nur mit seiner Zustimmung oder der Zustimmung eines Aufsichts-
ratsausschusses vorgenommen werden dürfen.

9. Ermächtigung zum Einsatz von Derivaten im Rahmen des Erwerbs eigener Aktien nach 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG

In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen Ermächtigung zum Erwerb 
eigener Aktien nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG soll die Gesellschaft ermächtigt werden, eigene 
Aktien auch unter Einsatz von Derivaten zu erwerben und entsprechende Derivatgeschäfte ab-
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zuschließen. Diese Ermächtigung soll die Gesellschaft in keiner Weise beschränken, Derivate 
einzusetzen, soweit dies gesetzlich ohne Ermächtigung der Hauptversammlung zulässig ist.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen:

a) In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen Ermächtigung zum 
Erwerb eigener Aktien nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG kann der Erwerb eigener Aktien ge-
mäß jener Ermächtigung außer auf den dort beschriebenen Wegen auch durch (1) die 
Veräußerung von Optionen, die die Gesellschaft bei Ausübung zum Erwerb von Aktien 
der NORMA Group SE verpflichten („Put-Optionen“), (2) den Erwerb von Optionen, 
die die Gesellschaft bei Ausübung zum Erwerb von Aktien der NORMA Group SE 
berechtigen („Call-Optionen“), (3) den Abschluss von Kaufverträgen, bei denen zwi-
schen Abschluss des Kaufvertrags über Aktien der NORMA Group SE und der Erfüllung 
durch Lieferung von Aktien der NORMA Group SE mehr als zwei Börsentage liegen 
(„Terminkäufe“) oder (4) den Einsatz einer Kombination von Put- und Call-Optionen 
und Terminkäufen (nachstehend gemeinsam „Derivate“) erfolgen. Der Aktienerwerb 
unter Einsatz von Derivaten ist über ein Kreditinstitut oder ein anderes, die Vorausset-
zungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllendes Unternehmen durchzuführen.

b) Diese Ermächtigung kann ganz oder teilweise, einmalig oder in mehreren, auch unter-
schiedlichen oder in Verbindung mit nicht unter diese Ermächtigung fallenden ander-
weitig zulässigen Transaktionen durch die Gesellschaft, von ihr abhängige oder im 
Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder für ihre oder deren 
Rechnung durch Dritte ausgenutzt werden.

c) Der Erwerb von Aktien unter Einsatz von Derivaten nach dieser Ermächtigung ist zusätz-
lich zu den unter lit. b) aa) der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen Ermächti-
gung genannten, auf das Grundkapital bezogenen Grenzen beschränkt auf eine Anzahl 
von Aktien, die einen anteiligen Betrag von 5 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 
bestehenden Grundkapitals nicht übersteigt. Die Laufzeit der einzelnen Derivate darf je-
weils höchstens 18 Monate betragen, muss spätestens am 19. Mai 2020 enden und muss 
so gewählt werden, dass der Erwerb der Aktien der NORMA Group SE in Ausübung oder 
Erfüllung der Derivate nicht nach dem 19. Mai 2020 erfolgen kann.

d) In den Derivatebedingungen muss vertraglich vereinbart sein, dass die bei Ausübung oder 
Erfüllung der Derivate an die Gesellschaft zu liefernden Aktien zuvor unter Wahrung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes über die Börse zu dem im Zeitpunkt des börslichen Er-
werbs aktuellen Kurs der Aktie der NORMA Group SE im Xetra-Handel (oder einem 
vergleichbaren Nachfolgesystem) erworben worden sind.

e) Der in dem jeweiligen Derivat vereinbarte Preis (ohne Erwerbsnebenkosten) für den Er-
werb einer Aktie bei Ausübung von Optionen oder Erfüllung von Terminkäufen darf den 
am Tag des Abschlusses des Derivatgeschäfts durch die Eröffnungsauktion ermittelten 
Kurs der Aktie der NORMA Group SE im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 20 % un-
terschreiten. Der von der Gesellschaft für Optionen gezahlte Erwerbspreis darf nicht we-
sentlich über und der von der Gesellschaft vereinnahmte Veräußerungspreis für Optionen 
nicht wesentlich unter dem nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittel-
ten theoretischen Marktwert der jeweiligen Optionen liegen, bei dessen Ermittlung unter 
anderem der vereinbarte Ausübungspreis zu berücksichtigen ist. Der von der Gesellschaft 
bei Terminkäufen vereinbarte Terminkurs darf nicht wesentlich über dem nach anerkann-
ten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Terminkurs liegen, bei 
dessen Ermittlung unter anderem der aktuelle Börsenkurs und die Laufzeit des Termin-
kaufs zu berücksichtigen sind.

f) Werden eigene Aktien unter Einsatz von Derivaten unter Beachtung der vorstehenden 
Regelungen erworben, ist ein etwaiges Recht der Aktionäre, solche Derivatgeschäfte mit 
der Gesellschaft abzuschließen, ausgeschlossen. Aktionäre haben ein Recht auf Andie-
nung ihrer Aktien der Gesellschaft nur, soweit die Gesellschaft ihnen gegenüber aus den 
Derivatgeschäften zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist. Ein etwaiges weitergehendes 
Andienungsrecht ist ausgeschlossen.

g) Für die Verwendung eigener Aktien, die unter Einsatz von Derivaten erworben werden, 
gelten zu Tagesordnungspunkt 8 lit. b) dd) bis hh) festgesetzte Regelungen entsprechend.

10. Beschlussfassung über die Zustimmung zum Beherrschungs- und Ergebnisabführungs-
vertrag zwischen der NORMA Group SE als Organträger und der NORMA Group 
Holding GmbH als Organgesellschaft

Die NORMA Group SE und die NORMA Group Holding GmbH haben am 18. März 2015 den 
folgenden Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag abgeschlossen:

„BEHERRSCHUNGS- UND ERGEBNISABFÜHRUNGSVERTRAG

zwischen

1. NORMA Group SE,
Edisonstraße 4, 63477 Maintal

– nachfolgend „Organträger“ genannt –

und

2. NORMA Group Holding GmbH
Edisonstraße 4, 63477 Maintal

– nachfolgend „Organgesellschaft“ genannt –

– Die Beteiligten zu 1) und 2) nachfolgend gemeinsam „die Parteien“ genannt –
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zuschließen. Diese Ermächtigung soll die Gesellschaft in keiner Weise beschränken, Derivate 
einzusetzen, soweit dies gesetzlich ohne Ermächtigung der Hauptversammlung zulässig ist.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen:

a) In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen Ermächtigung zum 
Erwerb eigener Aktien nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG kann der Erwerb eigener Aktien ge-
mäß jener Ermächtigung außer auf den dort beschriebenen Wegen auch durch (1) die 
Veräußerung von Optionen, die die Gesellschaft bei Ausübung zum Erwerb von Aktien 
der NORMA Group SE verpflichten („Put-Optionen“), (2) den Erwerb von Optionen, 
die die Gesellschaft bei Ausübung zum Erwerb von Aktien der NORMA Group SE 
berechtigen („Call-Optionen“), (3) den Abschluss von Kaufverträgen, bei denen zwi-
schen Abschluss des Kaufvertrags über Aktien der NORMA Group SE und der Erfüllung 
durch Lieferung von Aktien der NORMA Group SE mehr als zwei Börsentage liegen 
(„Terminkäufe“) oder (4) den Einsatz einer Kombination von Put- und Call-Optionen 
und Terminkäufen (nachstehend gemeinsam „Derivate“) erfolgen. Der Aktienerwerb 
unter Einsatz von Derivaten ist über ein Kreditinstitut oder ein anderes, die Vorausset-
zungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllendes Unternehmen durchzuführen.

b) Diese Ermächtigung kann ganz oder teilweise, einmalig oder in mehreren, auch unter-
schiedlichen oder in Verbindung mit nicht unter diese Ermächtigung fallenden ander-
weitig zulässigen Transaktionen durch die Gesellschaft, von ihr abhängige oder im 
Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder für ihre oder deren 
Rechnung durch Dritte ausgenutzt werden.

c) Der Erwerb von Aktien unter Einsatz von Derivaten nach dieser Ermächtigung ist zusätz-
lich zu den unter lit. b) aa) der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen Ermächti-
gung genannten, auf das Grundkapital bezogenen Grenzen beschränkt auf eine Anzahl 
von Aktien, die einen anteiligen Betrag von 5 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 
bestehenden Grundkapitals nicht übersteigt. Die Laufzeit der einzelnen Derivate darf je-
weils höchstens 18 Monate betragen, muss spätestens am 19. Mai 2020 enden und muss 
so gewählt werden, dass der Erwerb der Aktien der NORMA Group SE in Ausübung oder 
Erfüllung der Derivate nicht nach dem 19. Mai 2020 erfolgen kann.

d) In den Derivatebedingungen muss vertraglich vereinbart sein, dass die bei Ausübung oder 
Erfüllung der Derivate an die Gesellschaft zu liefernden Aktien zuvor unter Wahrung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes über die Börse zu dem im Zeitpunkt des börslichen Er-
werbs aktuellen Kurs der Aktie der NORMA Group SE im Xetra-Handel (oder einem 
vergleichbaren Nachfolgesystem) erworben worden sind.

e) Der in dem jeweiligen Derivat vereinbarte Preis (ohne Erwerbsnebenkosten) für den Er-
werb einer Aktie bei Ausübung von Optionen oder Erfüllung von Terminkäufen darf den 
am Tag des Abschlusses des Derivatgeschäfts durch die Eröffnungsauktion ermittelten 
Kurs der Aktie der NORMA Group SE im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren 

Nachfolgesystem) um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 20 % un-
terschreiten. Der von der Gesellschaft für Optionen gezahlte Erwerbspreis darf nicht we-
sentlich über und der von der Gesellschaft vereinnahmte Veräußerungspreis für Optionen 
nicht wesentlich unter dem nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittel-
ten theoretischen Marktwert der jeweiligen Optionen liegen, bei dessen Ermittlung unter 
anderem der vereinbarte Ausübungspreis zu berücksichtigen ist. Der von der Gesellschaft 
bei Terminkäufen vereinbarte Terminkurs darf nicht wesentlich über dem nach anerkann-
ten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Terminkurs liegen, bei 
dessen Ermittlung unter anderem der aktuelle Börsenkurs und die Laufzeit des Termin-
kaufs zu berücksichtigen sind.

f) Werden eigene Aktien unter Einsatz von Derivaten unter Beachtung der vorstehenden 
Regelungen erworben, ist ein etwaiges Recht der Aktionäre, solche Derivatgeschäfte mit 
der Gesellschaft abzuschließen, ausgeschlossen. Aktionäre haben ein Recht auf Andie-
nung ihrer Aktien der Gesellschaft nur, soweit die Gesellschaft ihnen gegenüber aus den 
Derivatgeschäften zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist. Ein etwaiges weitergehendes 
Andienungsrecht ist ausgeschlossen.

g) Für die Verwendung eigener Aktien, die unter Einsatz von Derivaten erworben werden, 
gelten zu Tagesordnungspunkt 8 lit. b) dd) bis hh) festgesetzte Regelungen entsprechend.

10. Beschlussfassung über die Zustimmung zum Beherrschungs- und Ergebnisabführungs-
vertrag zwischen der NORMA Group SE als Organträger und der NORMA Group 
Holding GmbH als Organgesellschaft

Die NORMA Group SE und die NORMA Group Holding GmbH haben am 18. März 2015 den 
folgenden Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag abgeschlossen:

„BEHERRSCHUNGS- UND ERGEBNISABFÜHRUNGSVERTRAG

zwischen

1. NORMA Group SE,
Edisonstraße 4, 63477 Maintal

– nachfolgend „Organträger“ genannt –

und

2. NORMA Group Holding GmbH
Edisonstraße 4, 63477 Maintal

– nachfolgend „Organgesellschaft“ genannt –

– Die Beteiligten zu 1) und 2) nachfolgend gemeinsam „die Parteien“ genannt –
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Präambel

Die Organgesellschaft mit Sitz in Maintal ist eingetragen im Handelsregister des Amts-
gerichts Hanau unter HR B 91813. Der Organträger mit Sitz in Maintal, eingetragen im 
Handelsregister des Amtsgerichts Hanau unter HR B 94473 ist der alleinige Gesell-
schafter der Organgesellschaft. Das Stammkapital der Organgesellschaft in Höhe von Eu-
ro 25.000,00 hält der vorbezeichnete Gesellschafter wie folgt:

Gesellschafter Nominalwert der 
Anteile in EURO

Anteile in %

Organträger 12.500,00

12.500,00 100,0 %

§ 1 Beherrschung

Die Organgesellschaft unterstellt die Leitung ihrer Gesellschaft dem Organträger. Der 
Organträger ist daher berechtigt, der Geschäftsführung der Organgesellschaft hinsichtlich 
der Leitung der Gesellschaft Weisungen zu erteilen.

§ 2 Gewinnabführung

2.1 Die Organgesellschaft verpflichtet sich, ihren ganzen Gewinn an den Organträger 
abzuführen. Abzuführen ist – vorbehaltlich einer Bildung und Auflösung von 
Rücklagen nach § 2.2 – der ohne die Gewinnabführung entstehende Jahres-
überschuss, vermindert um einen Verlustvortrag aus dem Vorjahr und den nach 
§ 268 Abs. 8 HGB ausschüttungsgesperrten Betrag. Für die Gewinnabführung gilt §
301 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung entsprechend.

2.2 Die Organgesellschaft kann mit Zustimmung des Organträgers Beträge aus dem 
Jahresüberschuss nur insoweit in andere Gewinnrücklagen (§ 272 Abs. 3 HGB) ein-
stellen, als dies handelsrechtlich zulässig und bei vernünftiger kaufmännischer Be-
urteilung wirtschaftlich begründet ist. Während der Dauer dieses Vertrages gebilde-
te andere Gewinnrücklagen (§ 272 Abs. 3 HGB) sind auf Verlangen der 
herrschenden Gesellschaft aufzulösen und zum Ausgleich eines sonst entstehenden 
Jahresfehlbetrages zu verwenden oder als Gewinn abzuführen. Die Abführung von 
Beträgen aus der Auflösung von anderen Gewinnrücklagen (§ 272 Abs. 3 HGB), die 
vor Beginn dieses Vertrages gebildet wurden, oder aus der Verwendung eines Ge-
winnvortrages (§ 266 Abs. 3 A. IV. HGB), der vor Beginn dieses Vertrages bereits 
entstanden ist, ist ausgeschlossen. Beträge aus der Auflösung von Kapitalrücklagen 
(§ 272 Abs. 2 HGB) dürfen, unabhängig davon, ob sie vor oder während der Ver-
tragslaufzeit gebildet wurden, weder als Gewinn abgeführt noch zum Ausgleich ei-
nes Jahresfehlbetrages verwendet werden. 

2.3 Der Anspruch auf Gewinnabführung entsteht zum Stichtag des Jahresabschlusses 
der Organgesellschaft und wird fällig mit Feststellung des Jahresabschlusses der 
Organgesellschaft.

§ 3 Verlustübernahme

Für die Verlustübernahme gelten die Vorschriften des § 302 AktG in seiner jeweils gülti-
gen Fassung entsprechend.

§ 4 Feststellung des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss der Organgesellschaft ist vor dem Jahresabschluss des Organträgers 
aufzustellen und festzustellen.

§ 5 Informationsrecht

Der Organträger ist jederzeit berechtigt, Bücher und sonstige Geschäftsunterlagen der 
Organgesellschaft einzusehen. Die Geschäftsführung der Organgesellschaft ist verpflich-
tet, dem Organträger jederzeit alle vom Organträger gewünschten Auskünfte über die An-
gelegenheiten der Organgesellschaft zu erteilen.

§ 6 Wirksamwerden, Dauer, Kündigung

6.1 Der Vertrag wird mit notariell beurkundeter Zustimmung der Gesellschafterver-
sammlung der Organgesellschaft und mit notariell beurkundeter Zustimmung der 
Hauptversammlung des Organträgers sowie mit Eintragung in das Handelsregister 
der Organgesellschaft wirksam. Der Vertrag gilt mit Rückwirkung ab Beginn des 
Geschäftsjahres der Organgesellschaft, in dem er ins Handelsregister der Organge-
sellschaft eingetragen wird. In Bezug auf die Regelungen über die Beherrschung 
gemäß § 1 gilt er jedoch erst ab dem Zeitpunkt der Eintragung dieses Vertrags in 
das Handelsregister der Organgesellschaft.

6.2 Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er kann unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von sechs Monaten zum Ablauf eines Geschäftsjahres der Organge-
sellschaft schriftlich gekündigt werden, frühestens jedoch zum Ablauf des Geschäfts-
jahres der Organgesellschaft, in welchem das fünfte Zeitjahr seit Wirksamwerden 
des Vertrags gemäß § 6.1 endet.

6.3 Unberührt bleibt das Recht zur Kündigung des Vertrages aus wichtigem Grund. Ein 
wichtiger Grund, der sowohl den Organträger als auch die Organgesellschaft zur 
Kündigung berechtigt, liegt insbesondere vor, wenn dem Organträger nicht mehr die 
Mehrheit der Stimmrechte aus den Anteilen an der Organgesellschaft zusteht oder 
im Falle der Verschmelzung, Spaltung oder Liquidation des Organträgers oder der 
Organgesellschaft.

6.4 Wird die Wirksamkeit des Vertrages oder seine ordnungsgemäße Durchführung 
während des 5-Jahreszeitraums gemäß § 6.2 steuerlich nicht oder nicht vollständig 
anerkannt, so beginnt der 5-Jahreszeitraum gemäß § 6.2 am ersten Tag des Ge-
schäftsjahres der Organgesellschaft, das auf das Geschäftsjahr der Organgesell-
schaft folgt, in dem die Voraussetzungen für die steuerliche Anerkennung der Wirk-
samkeit des Vertrags oder seine ordnungsgemäße Durchführung letztmalig noch 
nicht vorgelegen haben.
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Präambel

Die Organgesellschaft mit Sitz in Maintal ist eingetragen im Handelsregister des Amts-
gerichts Hanau unter HR B 91813. Der Organträger mit Sitz in Maintal, eingetragen im 
Handelsregister des Amtsgerichts Hanau unter HR B 94473 ist der alleinige Gesell-
schafter der Organgesellschaft. Das Stammkapital der Organgesellschaft in Höhe von Eu-
ro 25.000,00 hält der vorbezeichnete Gesellschafter wie folgt:

Gesellschafter Nominalwert der 
Anteile in EURO

Anteile in %

Organträger 12.500,00

12.500,00 100,0 %

§ 1 Beherrschung

Die Organgesellschaft unterstellt die Leitung ihrer Gesellschaft dem Organträger. Der 
Organträger ist daher berechtigt, der Geschäftsführung der Organgesellschaft hinsichtlich 
der Leitung der Gesellschaft Weisungen zu erteilen.

§ 2 Gewinnabführung

2.1 Die Organgesellschaft verpflichtet sich, ihren ganzen Gewinn an den Organträger 
abzuführen. Abzuführen ist – vorbehaltlich einer Bildung und Auflösung von 
Rücklagen nach § 2.2 – der ohne die Gewinnabführung entstehende Jahres-
überschuss, vermindert um einen Verlustvortrag aus dem Vorjahr und den nach 
§ 268 Abs. 8 HGB ausschüttungsgesperrten Betrag. Für die Gewinnabführung gilt §
301 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung entsprechend.

2.2 Die Organgesellschaft kann mit Zustimmung des Organträgers Beträge aus dem 
Jahresüberschuss nur insoweit in andere Gewinnrücklagen (§ 272 Abs. 3 HGB) ein-
stellen, als dies handelsrechtlich zulässig und bei vernünftiger kaufmännischer Be-
urteilung wirtschaftlich begründet ist. Während der Dauer dieses Vertrages gebilde-
te andere Gewinnrücklagen (§ 272 Abs. 3 HGB) sind auf Verlangen der 
herrschenden Gesellschaft aufzulösen und zum Ausgleich eines sonst entstehenden 
Jahresfehlbetrages zu verwenden oder als Gewinn abzuführen. Die Abführung von 
Beträgen aus der Auflösung von anderen Gewinnrücklagen (§ 272 Abs. 3 HGB), die 
vor Beginn dieses Vertrages gebildet wurden, oder aus der Verwendung eines Ge-
winnvortrages (§ 266 Abs. 3 A. IV. HGB), der vor Beginn dieses Vertrages bereits 
entstanden ist, ist ausgeschlossen. Beträge aus der Auflösung von Kapitalrücklagen 
(§ 272 Abs. 2 HGB) dürfen, unabhängig davon, ob sie vor oder während der Ver-
tragslaufzeit gebildet wurden, weder als Gewinn abgeführt noch zum Ausgleich ei-
nes Jahresfehlbetrages verwendet werden. 

2.3 Der Anspruch auf Gewinnabführung entsteht zum Stichtag des Jahresabschlusses 
der Organgesellschaft und wird fällig mit Feststellung des Jahresabschlusses der 
Organgesellschaft.

§ 3 Verlustübernahme

Für die Verlustübernahme gelten die Vorschriften des § 302 AktG in seiner jeweils gülti-
gen Fassung entsprechend.

§ 4 Feststellung des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss der Organgesellschaft ist vor dem Jahresabschluss des Organträgers 
aufzustellen und festzustellen.

§ 5 Informationsrecht

Der Organträger ist jederzeit berechtigt, Bücher und sonstige Geschäftsunterlagen der 
Organgesellschaft einzusehen. Die Geschäftsführung der Organgesellschaft ist verpflich-
tet, dem Organträger jederzeit alle vom Organträger gewünschten Auskünfte über die An-
gelegenheiten der Organgesellschaft zu erteilen.

§ 6 Wirksamwerden, Dauer, Kündigung

6.1 Der Vertrag wird mit notariell beurkundeter Zustimmung der Gesellschafterver-
sammlung der Organgesellschaft und mit notariell beurkundeter Zustimmung der 
Hauptversammlung des Organträgers sowie mit Eintragung in das Handelsregister 
der Organgesellschaft wirksam. Der Vertrag gilt mit Rückwirkung ab Beginn des 
Geschäftsjahres der Organgesellschaft, in dem er ins Handelsregister der Organge-
sellschaft eingetragen wird. In Bezug auf die Regelungen über die Beherrschung 
gemäß § 1 gilt er jedoch erst ab dem Zeitpunkt der Eintragung dieses Vertrags in 
das Handelsregister der Organgesellschaft.

6.2 Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er kann unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von sechs Monaten zum Ablauf eines Geschäftsjahres der Organge-
sellschaft schriftlich gekündigt werden, frühestens jedoch zum Ablauf des Geschäfts-
jahres der Organgesellschaft, in welchem das fünfte Zeitjahr seit Wirksamwerden 
des Vertrags gemäß § 6.1 endet.

6.3 Unberührt bleibt das Recht zur Kündigung des Vertrages aus wichtigem Grund. Ein 
wichtiger Grund, der sowohl den Organträger als auch die Organgesellschaft zur 
Kündigung berechtigt, liegt insbesondere vor, wenn dem Organträger nicht mehr die 
Mehrheit der Stimmrechte aus den Anteilen an der Organgesellschaft zusteht oder 
im Falle der Verschmelzung, Spaltung oder Liquidation des Organträgers oder der 
Organgesellschaft.

6.4 Wird die Wirksamkeit des Vertrages oder seine ordnungsgemäße Durchführung 
während des 5-Jahreszeitraums gemäß § 6.2 steuerlich nicht oder nicht vollständig 
anerkannt, so beginnt der 5-Jahreszeitraum gemäß § 6.2 am ersten Tag des Ge-
schäftsjahres der Organgesellschaft, das auf das Geschäftsjahr der Organgesell-
schaft folgt, in dem die Voraussetzungen für die steuerliche Anerkennung der Wirk-
samkeit des Vertrags oder seine ordnungsgemäße Durchführung letztmalig noch 
nicht vorgelegen haben.
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§ 7 Schlussbestimmungen

7.1 Dieser Vertrag umfasst alle zwischen den Parteien im Zusammenhang mit der Er-
gebnisübernahme getroffenen Vereinbarungen. Nebenabreden bestehen nicht.

7.2 Dieser Vertrag unterliegt ausschließlich deutschem Recht. Ausschließlicher Ge-
richtsstand für alle Streitigkeiten, die sich aus oder in Zusammenhang mit diesem 
Vertrag ergeben, ist Maintal.

7.3 Alle Änderungen, Ergänzungen oder eine Aufhebung dieses Vertrags einschließlich 
dieses § 7.3 bedürfen der Schriftform, soweit nach geltendem Recht nicht eine ande-
re Form erforderlich ist, sowie der Zustimmung der Gesellschafterversammlung der 
Organgesellschaft und der Hauptversammlung des Organträgers. Änderungen und 
Ergänzungen dieses Vertrags werden mit Eintragung ins Handelsregister der Or-
gangesellschaft wirksam.

7.4 Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages oder eine später in ihn aufgenommene Be-
stimmung ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, 
berührt dies nicht die Rechtswirksamkeit der übrigen Bestimmungen. Das Gleiche 
gilt, falls der Vertrag eine Lücke enthält. Anstelle der ungültigen oder der undurch-
führbaren Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke soll eine angemessene Rege-
lung gelten, die, soweit rechtlich möglich, dem so nahe kommt, was die Parteien be-
absichtigt haben oder nach dem Sinn und Zweck dieses Vertrages beabsichtigt hät-
ten, falls sie die Angelegenheit bei Abschluss des Vertrags bedacht hätten. Dies gilt 
auch, falls eine Bestimmung dieses Vertrags wegen des vorgesehenen Umfangs der 
Leistung oder der Zeit unwirksam sein sollte.“

Die NORMA Group SE ist an der NORMA Group Holding GmbH unmittelbar zu 100 % 
beteiligt. Der Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag muss daher weder eine Aus-
gleichszahlung noch eine Abfindung für außenstehende Gesellschafter vorsehen. 

Der Vorstand der NORMA Group SE und die Geschäftsführung der NORMA Group Holding 
GmbH haben einen ausführlichen gemeinsamen Bericht entsprechend § 293a AktG erstattet, in 
dem der Abschluss des Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrags und der Vertrag im 
Einzelnen rechtlich und wirtschaftlich erläutert und begründet werden. Der gemeinsame Bericht 
ist zusammen mit den weiteren zugänglich zu machenden Unterlagen entsprechend § 293f AktG 
vom Tag der Einberufung der Hauptversammlung an auf der Internetseite der Gesellschaft 
http://investors.normagroup.com/hv zugänglich. Alle zugänglich zu machenden Unterlagen 
werden auch in der Hauptversammlung der Gesellschaft zugänglich gemacht.

Die Gesellschafterversammlung der NORMA Group Holding GmbH hat dem Abschluss des 
Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrags bereits zugestimmt. Der Vertrag wird nur mit 
Zustimmung der Hauptversammlung der NORMA Group SE und Eintragung in das Handels-
register der NORMA Group Holding GmbH wirksam.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag
mit der NORMA Group Holding GmbH zuzustimmen.

*****
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7.3 Alle Änderungen, Ergänzungen oder eine Aufhebung dieses Vertrags einschließlich 
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Ergänzungen dieses Vertrags werden mit Eintragung ins Handelsregister der Or-
gangesellschaft wirksam.
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berührt dies nicht die Rechtswirksamkeit der übrigen Bestimmungen. Das Gleiche 
gilt, falls der Vertrag eine Lücke enthält. Anstelle der ungültigen oder der undurch-
führbaren Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke soll eine angemessene Rege-
lung gelten, die, soweit rechtlich möglich, dem so nahe kommt, was die Parteien be-
absichtigt haben oder nach dem Sinn und Zweck dieses Vertrages beabsichtigt hät-
ten, falls sie die Angelegenheit bei Abschluss des Vertrags bedacht hätten. Dies gilt 
auch, falls eine Bestimmung dieses Vertrags wegen des vorgesehenen Umfangs der 
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Die NORMA Group SE ist an der NORMA Group Holding GmbH unmittelbar zu 100 % 
beteiligt. Der Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag muss daher weder eine Aus-
gleichszahlung noch eine Abfindung für außenstehende Gesellschafter vorsehen. 

Der Vorstand der NORMA Group SE und die Geschäftsführung der NORMA Group Holding 
GmbH haben einen ausführlichen gemeinsamen Bericht entsprechend § 293a AktG erstattet, in 
dem der Abschluss des Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrags und der Vertrag im 
Einzelnen rechtlich und wirtschaftlich erläutert und begründet werden. Der gemeinsame Bericht 
ist zusammen mit den weiteren zugänglich zu machenden Unterlagen entsprechend § 293f AktG 
vom Tag der Einberufung der Hauptversammlung an auf der Internetseite der Gesellschaft 
http://investors.normagroup.com/hv zugänglich. Alle zugänglich zu machenden Unterlagen 
werden auch in der Hauptversammlung der Gesellschaft zugänglich gemacht.

Die Gesellschafterversammlung der NORMA Group Holding GmbH hat dem Abschluss des 
Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrags bereits zugestimmt. Der Vertrag wird nur mit 
Zustimmung der Hauptversammlung der NORMA Group SE und Eintragung in das Handels-
register der NORMA Group Holding GmbH wirksam.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag
mit der NORMA Group Holding GmbH zuzustimmen.

*****
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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6

Eine angemessene Kapitalausstattung und Finanzierung sind wesentliche Grundlagen für die Weiter-
entwicklung der NORMA Group SE und für ein erfolgreiches Auftreten am Markt. Durch die Ausga-
be von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen sowie Genussrechten kann die Gesellschaft je 
nach Marktlage und ihren Finanzierungsbedürfnissen attraktive Finanzierungsmöglichkeiten mit ver-
gleichsweise niedriger Verzinsung nutzen, etwa um dem Unternehmen günstig Fremdkapital zukom-
men zu lassen. Zudem können durch die Ausgabe von Wandel- und Optionsschuldverschreibungen 
sowie Genussrechten, gegebenenfalls ergänzend zum Einsatz anderer Instrumente wie einer Kapitaler-
höhung, neue Investorenkreise erschlossen werden. Ferner kommen der Gesellschaft die bei der Aus-
gabe erzielten Wandel- und Optionsprämien zugute. 

Die vorgesehene Ermächtigung soll die Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und Wandelschuld-
verschreibungen sowie Genussrechten mit Options- oder Wandlungsrecht ersetzen, die in der außeror-
dentlichen Hauptversammlung vom 6. April 2011 beschlossen wurde. Die am 6. April 2011 beschlos-
sene Ermächtigung läuft bis zum 5. April 2016 und damit voraussichtlich vor der geplanten ordentli-
chen Hauptversammlung im Jahr 2016 aus. Vorstand und Aufsichtsrat halten es für sinnvoll, der Ge-
sellschaft zu ermöglichen, auch nach dem 5. April 2016 Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen sowie Genussrechte unter Bezugsrechtsausschluss auszugeben. Die unter Tagesordnungspunkt 
6 b) vorgeschlagene Ermächtigung entspricht in der rechtlichen Ausgestaltung weitgehend der am 
6. April 2011 beschlossenen Ermächtigung.

Die unter Tagesordnungspunkt 6 b) vorgeschlagene neue Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldver-
schreibungen ermöglicht es dem Vorstand, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 19. Mai 2020 
(einschließlich) einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder Namen lautende Wandel- und/oder Op-
tionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechte mit Wandlungs- oder Optionsrecht und/oder 
Wandlungs- oder Optionspflicht (bzw. eine Kombination dieser Instrumente) im Gesamtnennbetrag 
von bis zu EUR 200.000.000 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung (nachstehend gemeinsam „Schuld-
verschreibungen“) auszugeben und den Gläubigern von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. 
Optionsrechte und/oder Wandlungs- bzw. Optionspflichten zum Bezug von insgesamt bis zu 
3.186.240 neuen auf den Namen lautenden Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag 
des Grundkapitals von bis zu EUR 3.186.240 nach näherer Maßgabe der Bedingungen der Schuldver-
schreibungen (nachstehend zusammen „Anleihebedingungen“) zu gewähren bzw. aufzuerlegen. Die 
unter Tagesordnungspunkt 6 b) vorgeschlagene Ermächtigung ermöglicht es dem Vorstand zudem, die 
Schuldverschreibungen mit einer variablen Verzinsung auszustatten, wobei die Verzinsung vollständig 
oder teilweise von der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende der Ge-
sellschaft abhängig sein kann.

Die in der Ermächtigung vorgesehene Möglichkeit, bei Schuldverschreibungen auch eine Wandlungs-
oder Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu anderen Zeiten vorzusehen, erweitert den Spiel-
raum für die Ausgestaltung derartiger Finanzierungsinstrumente.

Bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen soll die Gesellschaft je nach Marktlage die deutschen 
oder internationalen Kapitalmärkte in Anspruch nehmen und die Schuldverschreibungen außer in 

Euro – unter Begrenzung auf den entsprechenden Euro-Gegenwert – auch in der gesetzlichen Wäh-
rung eines OECD-Landes ausgeben können. Die Schuldverschreibungen können auch von in-
oder ausländischen Unternehmen, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der 
Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist (im Folgenden auch „Mehrheitsbeteiligungs-
gesellschaft“), ausgegeben werden; in diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt, für die Gesellschaft 
die Garantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen und den Gläubigern solcher Schuldver-
schreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft zu gewähren bzw. Wand-
lungs- oder Optionspflichten in Aktien der Gesellschaft zu erfüllen sowie weitere für eine erfolgreiche 
Ausgabe erforderliche Erklärungen abzugeben und Handlungen vorzunehmen.

Das vorgeschlagene Bedingte Kapital 2015 dient dazu, Aktien an die Gläubiger von Schuldverschrei-
bungen ausgeben zu können, die gemäß der unter Tagesordnungspunkt 6 b) neu zu schaffenden Er-
mächtigung ausgegeben werden. Der Nennbetrag des Bedingten Kapitals 2015 entspricht 10 % des 
derzeitigen Grundkapitals der Gesellschaft. Die Ausgabe der neuen Aktien aus dem Bedingten Kapital 
2015 erfolgt zu dem nach Maßgabe der jeweiligen Ermächtigung jeweils festzulegenden Wandlungs-
oder Optionspreis. In der Ermächtigung werden gemäß § 193 Abs. 2 Nr. 3 AktG lediglich die Grund-
lagen für die Festlegung des maßgeblichen Mindestausgabebetrags bestimmt, so dass die Gesellschaft 
die notwendige Flexibilität bei der Festlegung der Konditionen erhält. Die bedingte Kapitalerhöhung 
ist nur insoweit durchzuführen, als von Wandlungs- oder Optionsrechten aus ausgegebenen Schuld-
verschreibungen Gebrauch gemacht wird oder Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen Schuld-
verschreibungen erfüllt werden und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder 
Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch andere 
Leistungen bedient werden.

Den Aktionären steht bei der Begebung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Options-
recht oder Wandlungs- oder Optionspflicht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu (§ 221 Abs. 4 AktG in 
Verbindung mit § 186 Abs. 1 AktG). Werden die Schuldverschreibungen von einer Mehrheitsbeteili-
gungsgesellschaft der NORMA Group SE begeben, hat die NORMA Group SE die Gewährung des 
gesetzlichen Bezugsrechts für die Aktionäre sicherzustellen. Um die Abwicklung zu erleichtern, kön-
nen die Schuldverschreibungen gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut oder mehreren 
Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubie-
ten (sog. mittelbares Bezugsrecht).

Dabei soll es dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats gestattet sein, das Bezugsrecht auch 
teilweise als unmittelbares und im Übrigen als mittelbares Bezugsrecht auszugestalten. So kann es 
insbesondere zweckmäßig und aus Kostengründen im Interesse der Gesellschaft sein, einem bezugsbe-
rechtigten Großaktionär, der die Abnahme einer festen Anzahl von (Teil-)Schuldverschreibungen im 
Voraus zugesagt hat, diese Schuldverschreibungen unmittelbar zum Bezug anzubieten, um insoweit 
die bei einem mittelbaren Bezugsrecht für die Gesellschaft anfallenden Gebühren der Emissionsban-
ken zu vermeiden. Für die Aktionäre, denen die Schuldverschreibungen im Wege des mittelbaren Be-
zugsrechts angeboten werden, liegt darin keine inhaltliche Beschränkung ihres Bezugsrechts.
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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6
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ist nur insoweit durchzuführen, als von Wandlungs- oder Optionsrechten aus ausgegebenen Schuld-
verschreibungen Gebrauch gemacht wird oder Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen Schuld-
verschreibungen erfüllt werden und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder 
Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch andere 
Leistungen bedient werden.

Den Aktionären steht bei der Begebung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Options-
recht oder Wandlungs- oder Optionspflicht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu (§ 221 Abs. 4 AktG in 
Verbindung mit § 186 Abs. 1 AktG). Werden die Schuldverschreibungen von einer Mehrheitsbeteili-
gungsgesellschaft der NORMA Group SE begeben, hat die NORMA Group SE die Gewährung des 
gesetzlichen Bezugsrechts für die Aktionäre sicherzustellen. Um die Abwicklung zu erleichtern, kön-
nen die Schuldverschreibungen gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut oder mehreren 
Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubie-
ten (sog. mittelbares Bezugsrecht).

Dabei soll es dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats gestattet sein, das Bezugsrecht auch 
teilweise als unmittelbares und im Übrigen als mittelbares Bezugsrecht auszugestalten. So kann es 
insbesondere zweckmäßig und aus Kostengründen im Interesse der Gesellschaft sein, einem bezugsbe-
rechtigten Großaktionär, der die Abnahme einer festen Anzahl von (Teil-)Schuldverschreibungen im 
Voraus zugesagt hat, diese Schuldverschreibungen unmittelbar zum Bezug anzubieten, um insoweit 
die bei einem mittelbaren Bezugsrecht für die Gesellschaft anfallenden Gebühren der Emissionsban-
ken zu vermeiden. Für die Aktionäre, denen die Schuldverschreibungen im Wege des mittelbaren Be-
zugsrechts angeboten werden, liegt darin keine inhaltliche Beschränkung ihres Bezugsrechts.
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Im Einklang mit den gesetzlichen Bestimmungen soll der Vorstand – mit Zustimmung des Aufsichts-
rats – in den in der Ermächtigung im Einzelnen dargelegten Fällen ermächtigt sein, das Bezugsrecht 
der Aktionäre auszuschließen.

Bezugsrechtsausschluss bei Spitzenbeträgen

Der Vorstand soll zunächst ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der
Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. Ein solcher Ausschluss des Bezugsrechts soll ein prakti-
kables Bezugsverhältnis ermöglichen und damit die technische Abwicklung der Begebung von 
Schuldverschreibungen erleichtern. Der Wert der Spitzenbeträge ist in der Regel gering, der Aufwand 
für die Ausgabe von Schuldverschreibungen ohne Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge 
dagegen regelmäßig wesentlich höher. Die Kosten eines Bezugsrechtshandels bei Spitzenbeträgen 
würden in keiner vernünftigen Relation zum Vorteil für die Aktionäre stehen. Die aufgrund der Spit-
zenbeträge vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Schuldverschreibungen werden bestmöglich für die 
Gesellschaft verwertet. Der Ausschluss des Bezugsrechts in diesen Fällen dient daher der Praktikabili-
tät und erleichterten Durchführung einer Emission.

Bezugsrechtsausschluss bei Options- und Wandelschuldverschreibungen

Der Vorstand soll weiter ermächtigt werden, bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen das Bezugs-
recht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch insoweit auszuschließen, als dies erforder-
lich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs- oder Optionsrechten oder Gläubigern von mit 
Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen und/oder Genussrechten, die 
von der Gesellschaft oder einer Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft ausgegeben wurden oder noch wer-
den, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder 
Optionsrechte bzw. nach Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionär zustünde.

Das hat folgenden Hintergrund: Der wirtschaftliche Wert der genannten Wandlungs- oder Options-
rechte bzw. der mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen hängt 
außer vom Wandlungs- bzw. Optionspreis insbesondere auch vom Wert der Aktien der Gesellschaft 
ab, auf die sich die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten beziehen. 
Zur Sicherstellung einer erfolgreichen Platzierung der betreffenden Schuldverschreibungen bzw. der 
Vermeidung eines entsprechenden Preisabschlags bei der Platzierung ist es daher üblich, in die Anlei-
hebedingungen so genannte Verwässerungsschutzbestimmungen aufzunehmen, die die Berechtigten 
vor einem Wertverlust ihrer Wandlungs- oder Optionsrechte aufgrund einer Wertverwässerung der zu 
beziehenden Aktien schützen; die Aufnahme solcher Verwässerungsschutzbestimmungen in die An-
leihebedingungen ist demgemäß auch in der unter Tagesordnungspunkt 6 b) vorgeschlagenen Ermäch-
tigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechten 
mit Wandlungs- oder Optionsrecht und/oder Wandlungs- oder Optionspflicht (bzw. einer Kombination 
dieser Instrumente) vorgesehen. Eine anschließende Ausgabe weiterer Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungs- oder Optionspflichten unter Gewährung des 
Bezugsrechts der Aktionäre würde ohne Verwässerungsschutz typischerweise zu einer solchen Wert-

verwässerung führen. Denn um das Bezugsrecht für die Aktionäre attraktiv auszugestalten und die 
Abnahme sicherzustellen, werden die betreffenden Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen bei 
Einräumung eines Bezugsrechts in der Regel zu günstigeren Konditionen ausgegeben als es ihrem 
Marktwert entspräche. Dies führt zu einer entsprechenden Wertverwässerung der Aktien. Die erwähn-
ten Verwässerungsschutzbestimmungen in den Anleihebedingungen sehen für diesen Fall regelmäßig 
eine Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Optionspreises vor mit der Folge, dass sich bei einer späteren 
Wandlung oder Optionsausübung bzw. der späteren Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht 
die der Gesellschaft zufließenden Mittel verringern bzw. die Zahl der von der Gesellschaft auszu-
gebenden Aktien erhöht.

Als Alternative, durch die sich die Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Optionspreises vermeiden lässt, 
gestatten es die Verwässerungsschutzbestimmungen üblicherweise, dass den Berechtigten aus Schuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ein 
Bezugsrecht auf nachfolgend ausgegebene Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen in dem 
Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung ihrer eigenen Wandlungs- oder Optionsrechte 
bzw. nach Erfüllung ihrer Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde. Sie werden damit so gestellt, 
als wären sie durch Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte bzw. durch Erfüllung etwaiger 
Wandlungs- oder Optionspflichten bereits vor dem Bezugsangebot Aktionär geworden und in diesem 
Umfang auch bereits bezugsberechtigt; sie werden für die Wertverwässerung somit – wie alle bereits 
beteiligten Aktionäre – durch den Wert des Bezugsrechts entschädigt. Für die Gesellschaft hat diese 
zweite Alternative der Gewährung von Verwässerungsschutz den Vorteil, dass der Wandlungs- bzw. 
Optionspreis nicht ermäßigt werden muss; sie dient daher der Gewährleistung eines größtmöglichen 
Mittelzuflusses bei einer späteren Wandlung oder Optionsausübung bzw. der späteren Erfüllung einer 
etwaigen Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. reduziert die Anzahl der in diesem Fall auszugebenden 
Aktien. Dies kommt auch den beteiligten Aktionären zugute, so dass darin zugleich ein Ausgleich für 
die Einschränkung ihres Bezugsrechts liegt. Ihr Bezugsrecht bleibt als solches bestehen und reduziert 
sich lediglich anteilsmäßig in dem Umfang, in dem neben den beteiligten Aktionären auch den In-
habern der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. der mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestat-
teten Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht eingeräumt wird. Die vorliegende Ermächtigung gibt der 
Gesellschaft die Möglichkeit, im Fall einer Bezugsrechtsemission in Abwägung der Interessen der 
Aktionäre und der Gesellschaft zwischen beiden dargestellten Alternativen der Gewährung von 
Verwässerungsschutz zu wählen.

Bezugsrechtsausschluss bei Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Barleistung

Ferner soll der Vorstand ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszu-
schließen, wenn bei einer Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Barzahlung der Ausgabepreis 
der Schuldverschreibungen ihren nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theo-
retischen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet.

Die Nutzung dieser gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses kann zweck-
mäßig sein, um günstige Marktverhältnisse kurzfristig wahrnehmen und Schuldverschreibungen 
schnell und flexibel zu attraktiven Konditionen am Markt platzieren zu können. Die bei Einräumung 
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Im Einklang mit den gesetzlichen Bestimmungen soll der Vorstand – mit Zustimmung des Aufsichts-
rats – in den in der Ermächtigung im Einzelnen dargelegten Fällen ermächtigt sein, das Bezugsrecht 
der Aktionäre auszuschließen.

Bezugsrechtsausschluss bei Spitzenbeträgen

Der Vorstand soll zunächst ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der
Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. Ein solcher Ausschluss des Bezugsrechts soll ein prakti-
kables Bezugsverhältnis ermöglichen und damit die technische Abwicklung der Begebung von 
Schuldverschreibungen erleichtern. Der Wert der Spitzenbeträge ist in der Regel gering, der Aufwand 
für die Ausgabe von Schuldverschreibungen ohne Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge 
dagegen regelmäßig wesentlich höher. Die Kosten eines Bezugsrechtshandels bei Spitzenbeträgen 
würden in keiner vernünftigen Relation zum Vorteil für die Aktionäre stehen. Die aufgrund der Spit-
zenbeträge vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Schuldverschreibungen werden bestmöglich für die 
Gesellschaft verwertet. Der Ausschluss des Bezugsrechts in diesen Fällen dient daher der Praktikabili-
tät und erleichterten Durchführung einer Emission.

Bezugsrechtsausschluss bei Options- und Wandelschuldverschreibungen

Der Vorstand soll weiter ermächtigt werden, bei der Ausgabe von Schuldverschreibungen das Bezugs-
recht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch insoweit auszuschließen, als dies erforder-
lich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs- oder Optionsrechten oder Gläubigern von mit 
Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen und/oder Genussrechten, die 
von der Gesellschaft oder einer Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft ausgegeben wurden oder noch wer-
den, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder 
Optionsrechte bzw. nach Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionär zustünde.

Das hat folgenden Hintergrund: Der wirtschaftliche Wert der genannten Wandlungs- oder Options-
rechte bzw. der mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen hängt 
außer vom Wandlungs- bzw. Optionspreis insbesondere auch vom Wert der Aktien der Gesellschaft 
ab, auf die sich die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten beziehen. 
Zur Sicherstellung einer erfolgreichen Platzierung der betreffenden Schuldverschreibungen bzw. der 
Vermeidung eines entsprechenden Preisabschlags bei der Platzierung ist es daher üblich, in die Anlei-
hebedingungen so genannte Verwässerungsschutzbestimmungen aufzunehmen, die die Berechtigten 
vor einem Wertverlust ihrer Wandlungs- oder Optionsrechte aufgrund einer Wertverwässerung der zu 
beziehenden Aktien schützen; die Aufnahme solcher Verwässerungsschutzbestimmungen in die An-
leihebedingungen ist demgemäß auch in der unter Tagesordnungspunkt 6 b) vorgeschlagenen Ermäch-
tigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechten 
mit Wandlungs- oder Optionsrecht und/oder Wandlungs- oder Optionspflicht (bzw. einer Kombination 
dieser Instrumente) vorgesehen. Eine anschließende Ausgabe weiterer Schuldverschreibungen mit 
Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungs- oder Optionspflichten unter Gewährung des 
Bezugsrechts der Aktionäre würde ohne Verwässerungsschutz typischerweise zu einer solchen Wert-

verwässerung führen. Denn um das Bezugsrecht für die Aktionäre attraktiv auszugestalten und die 
Abnahme sicherzustellen, werden die betreffenden Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen bei 
Einräumung eines Bezugsrechts in der Regel zu günstigeren Konditionen ausgegeben als es ihrem 
Marktwert entspräche. Dies führt zu einer entsprechenden Wertverwässerung der Aktien. Die erwähn-
ten Verwässerungsschutzbestimmungen in den Anleihebedingungen sehen für diesen Fall regelmäßig 
eine Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Optionspreises vor mit der Folge, dass sich bei einer späteren 
Wandlung oder Optionsausübung bzw. der späteren Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht 
die der Gesellschaft zufließenden Mittel verringern bzw. die Zahl der von der Gesellschaft auszu-
gebenden Aktien erhöht.

Als Alternative, durch die sich die Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Optionspreises vermeiden lässt, 
gestatten es die Verwässerungsschutzbestimmungen üblicherweise, dass den Berechtigten aus Schuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ein 
Bezugsrecht auf nachfolgend ausgegebene Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen in dem 
Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung ihrer eigenen Wandlungs- oder Optionsrechte 
bzw. nach Erfüllung ihrer Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde. Sie werden damit so gestellt, 
als wären sie durch Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte bzw. durch Erfüllung etwaiger 
Wandlungs- oder Optionspflichten bereits vor dem Bezugsangebot Aktionär geworden und in diesem 
Umfang auch bereits bezugsberechtigt; sie werden für die Wertverwässerung somit – wie alle bereits 
beteiligten Aktionäre – durch den Wert des Bezugsrechts entschädigt. Für die Gesellschaft hat diese 
zweite Alternative der Gewährung von Verwässerungsschutz den Vorteil, dass der Wandlungs- bzw. 
Optionspreis nicht ermäßigt werden muss; sie dient daher der Gewährleistung eines größtmöglichen 
Mittelzuflusses bei einer späteren Wandlung oder Optionsausübung bzw. der späteren Erfüllung einer 
etwaigen Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. reduziert die Anzahl der in diesem Fall auszugebenden 
Aktien. Dies kommt auch den beteiligten Aktionären zugute, so dass darin zugleich ein Ausgleich für 
die Einschränkung ihres Bezugsrechts liegt. Ihr Bezugsrecht bleibt als solches bestehen und reduziert 
sich lediglich anteilsmäßig in dem Umfang, in dem neben den beteiligten Aktionären auch den In-
habern der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. der mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestat-
teten Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht eingeräumt wird. Die vorliegende Ermächtigung gibt der 
Gesellschaft die Möglichkeit, im Fall einer Bezugsrechtsemission in Abwägung der Interessen der 
Aktionäre und der Gesellschaft zwischen beiden dargestellten Alternativen der Gewährung von 
Verwässerungsschutz zu wählen.

Bezugsrechtsausschluss bei Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Barleistung

Ferner soll der Vorstand ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszu-
schließen, wenn bei einer Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Barzahlung der Ausgabepreis 
der Schuldverschreibungen ihren nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theo-
retischen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet.

Die Nutzung dieser gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses kann zweck-
mäßig sein, um günstige Marktverhältnisse kurzfristig wahrnehmen und Schuldverschreibungen 
schnell und flexibel zu attraktiven Konditionen am Markt platzieren zu können. Die bei Einräumung 
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eines Bezugsrechts für die Aktionäre erforderliche zweiwöchige Bezugsfrist (entsprechend § 186 
Abs. 1 Satz 2 AktG) lässt eine vergleichbar kurzfristige Reaktion auf aktuelle Marktverhältnisse nicht 
zu. Ferner können wegen der Volatilität der Aktienmärkte marktnahe Konditionen in der Regel nur
erzielt werden, wenn die Gesellschaft hieran nicht über einen längeren Zeitraum gebunden ist. Bei 
Einräumung eines Bezugsrechts verlangt § 186 Abs. 2 AktG, dass der endgültige Bezugspreis bzw. bei 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungs- oder Options-
pflichten die endgültigen Konditionen der Schuldverschreibungen spätestens drei Tage vor Ablauf der 
Bezugsfrist bekannt gegeben werden. Es besteht hier daher ein höheres Marktrisiko – insbesondere das 
über mehrere Tage bestehende Kursänderungsrisiko – als bei einer bezugsrechtsfreien Zuteilung. Für 
eine erfolgreiche Platzierung sind bei Einräumung eines Bezugsrechts daher regelmäßig entsprechende 
Sicherheitsabschläge bei der Festlegung der Konditionen der Schuldverschreibungen erforderlich; dies 
führt in der Regel zu ungünstigeren Konditionen für die Gesellschaft als bei einer unter Ausschluss 
des Bezugsrechts durchgeführten Platzierung der Schuldverschreibungen. Auch ist bei Gewährung 
eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit hinsichtlich der Ausübung der Bezugsrechte durch die 
Bezugsberechtigten eine vollständige Platzierung nicht ohne Weiteres gewährleistet und eine an-
schließende Platzierung bei Dritten in der Regel mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden.

Die Interessen der Aktionäre werden bei diesem Bezugsrechtsausschluss dadurch gewahrt, dass die
Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter ihrem theoretischen Marktwert ausgegeben werden 
dürfen, wodurch der rechnerische Wert des Bezugsrechts auf beinahe Null sinkt. Der Beschluss sieht 
daher vor, dass der Vorstand vor Ausgabe der Schuldverschreibungen zur Auffassung gelangt sein 
muss, dass der vorgesehene Ausgabebetrag zu keiner nennenswerten Verwässerung des Werts der Ak-
tien führt. Soweit es der Vorstand in der jeweiligen Situation für angemessen hält, sachkundigen Rat 
einzuholen, kann er sich der Unterstützung durch Experten, z.B. durch die die Emission begleitenden 
Konsortialbanken, eine unabhängige Investmentbank oder einen Sachverständigen, bedienen, die in 
geeigneter Form bestätigen, dass eine nennenswerte Verwässerung des Anteilswerts nicht zu erwarten 
ist. Unabhängig von der Prüfung durch den Vorstand ist eine marktgerechte Konditionenfestsetzung 
im Fall der Durchführung eines Bookbuilding-Verfahrens gewährleistet. Eine nennenswerte Verwäs-
serung des Werts der Aktien durch den Bezugsrechtsausschluss tritt somit nicht ein.

Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt nur für Schuldverschreibungen mit Rechten auf 
Aktien oder Pflichten zum Bezug von Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von ins-
gesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. In diesem Rahmen hält es der 
Gesetzgeber den Aktionären für zumutbar, ihre Beteiligungsquote durch Käufe am Markt aufrechtzu-
erhalten. Auf diese 10 %-Grenze sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß oder entsprechend 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG von der Gesellschaft ausgegeben oder veräußert werden. Diese Anrechnun-
gen dienen dem Schutz der Aktionäre, um die Verwässerung ihrer Beteiligung möglichst gering zu 
halten.

Bezugsrechtsausschluss bei Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Sachleistung

Ferner soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre im Fall der Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Sachleistung auszuschließen, wenn 
der Bezugsrechtsausschluss im Interesse der Gesellschaft liegt.

Hierdurch soll sichergestellt werden, dass die Schuldverschreibungen als Akquisitionswährung einge-
setzt werden können, um gezielt bestimmte Vermögensgegenstände, Unternehmen, Unternehmensteile 
oder -beteiligungen zu erwerben. Die Gesellschaft wird dadurch in die Lage versetzt, insbesondere in 
Kombination mit anderen Finanzierungsinstrumenten oder einer Begebung von Schuldverschreibun-
gen gegen Barleistung flexibel zu agieren und auf entsprechende Forderungen der Verkäufer zu rea-
gieren. Die Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen Sachleistung setzt voraus, dass der Wert der 
Sachleistungen mindestens dem Ausgabebetrag der Schuldverschreibungen entspricht. Daher erwächst 
der Gesellschaft durch die Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Sachleistung kein Nachteil. 
Vielmehr schafft diese Möglichkeit zusätzliche Flexibilität und erhöht die Wettbewerbschancen der 
Gesellschaft bei Akquisitionen. Der Vorstand wird im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der 
Begebung von Schuldverschreibungen gegen Sachleistung Gebrauch machen wird. Er wird diese 
Möglichkeit nur nutzen, wenn diese im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und damit ihrer 
Aktionäre liegt.

Ausnutzung der Ermächtigung

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung der unter Tagesordnungspunkt 6 b) vorgeschlagenen Ermächti-
gung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen bestehen derzeit nicht. Die hier vorgeschlagenen Vor-
ratsbeschlüsse mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss sind national und international üblich. 
Für alle hier vorgeschlagenen Fälle des Bezugsrechtsausschlusses ist die Zustimmung des Aufsichts-
rats erforderlich. Der Vorstand wird zudem in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung der 
vorgeschlagenen Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen im Interesse der Gesellschaft 
ist; dabei wird er insbesondere auch prüfen, ob ein etwaiger Ausschluss des Bezugsrechts im Einzel-
fall sachlich gerechtfertigt ist. Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede 
Ausnutzung der Ermächtigung berichten.
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eines Bezugsrechts für die Aktionäre erforderliche zweiwöchige Bezugsfrist (entsprechend § 186 
Abs. 1 Satz 2 AktG) lässt eine vergleichbar kurzfristige Reaktion auf aktuelle Marktverhältnisse nicht 
zu. Ferner können wegen der Volatilität der Aktienmärkte marktnahe Konditionen in der Regel nur
erzielt werden, wenn die Gesellschaft hieran nicht über einen längeren Zeitraum gebunden ist. Bei 
Einräumung eines Bezugsrechts verlangt § 186 Abs. 2 AktG, dass der endgültige Bezugspreis bzw. bei 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. mit Wandlungs- oder Options-
pflichten die endgültigen Konditionen der Schuldverschreibungen spätestens drei Tage vor Ablauf der 
Bezugsfrist bekannt gegeben werden. Es besteht hier daher ein höheres Marktrisiko – insbesondere das 
über mehrere Tage bestehende Kursänderungsrisiko – als bei einer bezugsrechtsfreien Zuteilung. Für 
eine erfolgreiche Platzierung sind bei Einräumung eines Bezugsrechts daher regelmäßig entsprechende 
Sicherheitsabschläge bei der Festlegung der Konditionen der Schuldverschreibungen erforderlich; dies 
führt in der Regel zu ungünstigeren Konditionen für die Gesellschaft als bei einer unter Ausschluss 
des Bezugsrechts durchgeführten Platzierung der Schuldverschreibungen. Auch ist bei Gewährung 
eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit hinsichtlich der Ausübung der Bezugsrechte durch die 
Bezugsberechtigten eine vollständige Platzierung nicht ohne Weiteres gewährleistet und eine an-
schließende Platzierung bei Dritten in der Regel mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden.

Die Interessen der Aktionäre werden bei diesem Bezugsrechtsausschluss dadurch gewahrt, dass die
Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter ihrem theoretischen Marktwert ausgegeben werden 
dürfen, wodurch der rechnerische Wert des Bezugsrechts auf beinahe Null sinkt. Der Beschluss sieht 
daher vor, dass der Vorstand vor Ausgabe der Schuldverschreibungen zur Auffassung gelangt sein 
muss, dass der vorgesehene Ausgabebetrag zu keiner nennenswerten Verwässerung des Werts der Ak-
tien führt. Soweit es der Vorstand in der jeweiligen Situation für angemessen hält, sachkundigen Rat 
einzuholen, kann er sich der Unterstützung durch Experten, z.B. durch die die Emission begleitenden 
Konsortialbanken, eine unabhängige Investmentbank oder einen Sachverständigen, bedienen, die in 
geeigneter Form bestätigen, dass eine nennenswerte Verwässerung des Anteilswerts nicht zu erwarten 
ist. Unabhängig von der Prüfung durch den Vorstand ist eine marktgerechte Konditionenfestsetzung 
im Fall der Durchführung eines Bookbuilding-Verfahrens gewährleistet. Eine nennenswerte Verwäs-
serung des Werts der Aktien durch den Bezugsrechtsausschluss tritt somit nicht ein.

Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt nur für Schuldverschreibungen mit Rechten auf 
Aktien oder Pflichten zum Bezug von Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von ins-
gesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. In diesem Rahmen hält es der 
Gesetzgeber den Aktionären für zumutbar, ihre Beteiligungsquote durch Käufe am Markt aufrechtzu-
erhalten. Auf diese 10 %-Grenze sind Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß oder entsprechend 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG von der Gesellschaft ausgegeben oder veräußert werden. Diese Anrechnun-
gen dienen dem Schutz der Aktionäre, um die Verwässerung ihrer Beteiligung möglichst gering zu 
halten.

Bezugsrechtsausschluss bei Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Sachleistung

Ferner soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre im Fall der Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Sachleistung auszuschließen, wenn 
der Bezugsrechtsausschluss im Interesse der Gesellschaft liegt.

Hierdurch soll sichergestellt werden, dass die Schuldverschreibungen als Akquisitionswährung einge-
setzt werden können, um gezielt bestimmte Vermögensgegenstände, Unternehmen, Unternehmensteile 
oder -beteiligungen zu erwerben. Die Gesellschaft wird dadurch in die Lage versetzt, insbesondere in 
Kombination mit anderen Finanzierungsinstrumenten oder einer Begebung von Schuldverschreibun-
gen gegen Barleistung flexibel zu agieren und auf entsprechende Forderungen der Verkäufer zu rea-
gieren. Die Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen Sachleistung setzt voraus, dass der Wert der 
Sachleistungen mindestens dem Ausgabebetrag der Schuldverschreibungen entspricht. Daher erwächst 
der Gesellschaft durch die Ausgabe von Schuldverschreibungen gegen Sachleistung kein Nachteil. 
Vielmehr schafft diese Möglichkeit zusätzliche Flexibilität und erhöht die Wettbewerbschancen der 
Gesellschaft bei Akquisitionen. Der Vorstand wird im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der 
Begebung von Schuldverschreibungen gegen Sachleistung Gebrauch machen wird. Er wird diese 
Möglichkeit nur nutzen, wenn diese im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und damit ihrer 
Aktionäre liegt.

Ausnutzung der Ermächtigung

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung der unter Tagesordnungspunkt 6 b) vorgeschlagenen Ermächti-
gung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen bestehen derzeit nicht. Die hier vorgeschlagenen Vor-
ratsbeschlüsse mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss sind national und international üblich. 
Für alle hier vorgeschlagenen Fälle des Bezugsrechtsausschlusses ist die Zustimmung des Aufsichts-
rats erforderlich. Der Vorstand wird zudem in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung der 
vorgeschlagenen Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldverschreibungen im Interesse der Gesellschaft 
ist; dabei wird er insbesondere auch prüfen, ob ein etwaiger Ausschluss des Bezugsrechts im Einzel-
fall sachlich gerechtfertigt ist. Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede 
Ausnutzung der Ermächtigung berichten.
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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7

Der Vorstand soll flexible Möglichkeiten erhalten, mit Zustimmung des Aufsichtsrats im Interesse der 
Gesellschaft Finanzierungsmöglichkeiten zur Wahrnehmung von Geschäftschancen und zur Stärkung 
der Eigenkapitalbasis nutzen zu können. Er wurde mit Beschluss der außerordentlichen Hauptver-
sammlung vom 6. April 2011 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Ge-
sellschaft in der Zeit bis zum 5. April 2016 einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 
EUR 15.931.200 durch Ausgabe von bis zu 15.931.200 neuen auf den Namen lautenden Stammaktien 
gegen Bareinlagen oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2011/II). Das Genehmigte 
Kapital 2011/II wurde bisher nicht ausgenutzt. Es läuft voraussichtlich vor der geplanten ordentlichen 
Hauptversammlung im Jahr 2016 aus. Vorstand und Aufsichtsrat halten es für sinnvoll, der Gesell-
schaft weiterhin zu ermöglichen, auch kurzfristig das Grundkapital unter Ausschluss des Bezugsrechts 
zu erhöhen. Es soll daher ein neues genehmigtes Kapital beschlossen werden, das abgesehen von sei-
nem geringeren Höchstbetrag inhaltlich weitgehend dem Genehmigten Kapital 2011/II entspricht.

Deshalb schlagen Vorstand und Aufsichtsrat der Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt 7 die 
Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals in Höhe von insgesamt bis zu EUR 12.744.960 durch 
Ausgabe von bis zu 12.744.960 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien vor (Genehmigtes 
Kapital 2015). Der Vorstand soll ermächtigt sein, auf Grundlage des Genehmigten Kapitals 2015 bis 
zum 19. Mai 2020 (einschließlich) Aktien auszugeben. Das Genehmigte Kapital 2015 soll sowohl für 
Bar- als auch für Sachkapitalerhöhungen zur Verfügung stehen.

Mit dem vorgeschlagenen Genehmigten Kapital 2015 wird der Vorstand der NORMA Group SE in die 
Lage versetzt, die Eigenkapitalausstattung der NORMA Group SE innerhalb der genannten Grenzen 
jederzeit den geschäftlichen Erfordernissen anzupassen und im Interesse der Gesellschaft schnell und 
flexibel zu handeln. Dazu muss die Gesellschaft – unabhängig von konkreten Ausnutzungsplänen –
stets über die notwendigen Instrumente der Kapitalbeschaffung verfügen. Da Entscheidungen über die 
Deckung eines Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu treffen sind, ist es wichtig, dass die Gesell-
schaft hierbei nicht von den Terminen der ordentlichen Hauptversammlungen abhängig ist und auch 
keine außerordentlichen Hauptversammlungen einberufen muss. Mit dem Instrument des genehmigten 
Kapitals hat der Gesetzgeber dem Erfordernis einer kurzfristigen Kapitalbeschaffung Rechnung ge-
tragen. Gängige Gründe für die Inanspruchnahme eines genehmigten Kapitals sind die Stärkung der 
Eigenkapitalbasis und die Finanzierung von Beteiligungserwerben.

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2015 haben die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugs-
recht. Gemäß § 186 Abs. 5 AktG können die neuen Aktien auch von einem Kreditinstitut oder 
mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten (sog. mittelbares Bezugsrecht). Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass der Vor-
stand – im Einklang mit den gesetzlichen Bestimmungen – in den nachfolgend erläuterten Fällen mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise ausschließen kann.

Bezugsrechtsausschluss bei Spitzenbeträgen

Der Vorstand soll ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
für Spitzenbeträge auszuschließen. Ein solcher Ausschluss des Bezugsrechts soll ein praktikables Be-
zugsverhältnis ermöglichen und damit die technische Abwicklung einer Kapitalerhöhung erleichtern. 
Der Wert der Spitzenbeträge ist in der Regel gering, der Aufwand für die Ausgabe von Aktien ohne 
Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dagegen regelmäßig wesentlich höher. Die Kosten ei-
nes Bezugsrechtshandels bei Spitzenbeträgen würden in keiner vernünftigen Relation zum Vorteil für 
die Aktionäre stehen. Die als sogenannte „freie Spitzen“ vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlos-
senen neuen Aktien werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der Ausschluss des Bezugs-
rechts in diesen Fällen dient daher der Praktikabilität und erleichterten Durchführung einer Emission.

Bezugsrechtsausschluss bei Options- und Wandelschuldverschreibungen

Der Vorstand soll weiter ermächtigt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats auch insoweit auszuschließen, als dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern
von Wandlungs- oder Optionsrechten und/oder den Inhabern bzw. Gläubigern von mit Wandlungs-
oder Optionspflichten ausgestatteten Finanzierungsinstrumenten, die von der Gesellschaft oder von 
einem in- oder ausländischen Unternehmen, an dem die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit 
der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben wurden oder werden, ein Bezugs-
recht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte 
bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zustünde.

Das hat folgenden Hintergrund: Der wirtschaftliche Wert der genannten Wandlungs- oder Options-
rechte bzw. der mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen hängt 
außer vom Wandlungs- bzw. Optionspreis insbesondere auch vom Wert der Aktien der Gesellschaft 
ab, auf die sich die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten beziehen. 
Zur Sicherstellung einer erfolgreichen Platzierung der betreffenden Schuldverschreibungen bzw. der 
Vermeidung eines entsprechenden Preisabschlags bei der Platzierung ist es daher üblich, in die Anlei-
hebedingungen sogenannte Verwässerungsschutzbestimmungen aufzunehmen, die die Berechtigten 
vor einem Wertverlust ihrer Wandlungs- oder Optionsrechte aufgrund einer Wertverwässerung der zu 
beziehenden Aktien schützen; die Aufnahme solcher Verwässerungsschutzbestimmungen in die An-
leihebedingungen ist demgemäß auch in der unter TOP 6 b) vorgeschlagenen Ermächtigung zur Aus-
gabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechten vorgesehen. Eine 
anschließende Aktienemission unter Gewährung des Bezugsrechts der Aktionäre würde ohne Verwäs-
serungsschutz typischerweise zu einer solchen Wertverwässerung führen. Die erwähnten Verwässe-
rungsschutzbestimmungen in den Anleihebedingungen sehen für diesen Fall regelmäßig eine Ermäßi-
gung des Wandlungs- bzw. Optionspreises vor mit der Folge, dass sich bei einer späteren Wandlung 
oder Optionsausübung bzw. der späteren Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht die der 
Gesellschaft zufließenden Mittel verringern bzw. die Zahl der von der Gesellschaft auszugebenden 
Aktien erhöht.
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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7

Der Vorstand soll flexible Möglichkeiten erhalten, mit Zustimmung des Aufsichtsrats im Interesse der 
Gesellschaft Finanzierungsmöglichkeiten zur Wahrnehmung von Geschäftschancen und zur Stärkung 
der Eigenkapitalbasis nutzen zu können. Er wurde mit Beschluss der außerordentlichen Hauptver-
sammlung vom 6. April 2011 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Ge-
sellschaft in der Zeit bis zum 5. April 2016 einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 
EUR 15.931.200 durch Ausgabe von bis zu 15.931.200 neuen auf den Namen lautenden Stammaktien 
gegen Bareinlagen oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2011/II). Das Genehmigte 
Kapital 2011/II wurde bisher nicht ausgenutzt. Es läuft voraussichtlich vor der geplanten ordentlichen 
Hauptversammlung im Jahr 2016 aus. Vorstand und Aufsichtsrat halten es für sinnvoll, der Gesell-
schaft weiterhin zu ermöglichen, auch kurzfristig das Grundkapital unter Ausschluss des Bezugsrechts 
zu erhöhen. Es soll daher ein neues genehmigtes Kapital beschlossen werden, das abgesehen von sei-
nem geringeren Höchstbetrag inhaltlich weitgehend dem Genehmigten Kapital 2011/II entspricht.

Deshalb schlagen Vorstand und Aufsichtsrat der Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt 7 die 
Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals in Höhe von insgesamt bis zu EUR 12.744.960 durch 
Ausgabe von bis zu 12.744.960 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien vor (Genehmigtes 
Kapital 2015). Der Vorstand soll ermächtigt sein, auf Grundlage des Genehmigten Kapitals 2015 bis 
zum 19. Mai 2020 (einschließlich) Aktien auszugeben. Das Genehmigte Kapital 2015 soll sowohl für 
Bar- als auch für Sachkapitalerhöhungen zur Verfügung stehen.

Mit dem vorgeschlagenen Genehmigten Kapital 2015 wird der Vorstand der NORMA Group SE in die 
Lage versetzt, die Eigenkapitalausstattung der NORMA Group SE innerhalb der genannten Grenzen 
jederzeit den geschäftlichen Erfordernissen anzupassen und im Interesse der Gesellschaft schnell und 
flexibel zu handeln. Dazu muss die Gesellschaft – unabhängig von konkreten Ausnutzungsplänen –
stets über die notwendigen Instrumente der Kapitalbeschaffung verfügen. Da Entscheidungen über die 
Deckung eines Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu treffen sind, ist es wichtig, dass die Gesell-
schaft hierbei nicht von den Terminen der ordentlichen Hauptversammlungen abhängig ist und auch 
keine außerordentlichen Hauptversammlungen einberufen muss. Mit dem Instrument des genehmigten 
Kapitals hat der Gesetzgeber dem Erfordernis einer kurzfristigen Kapitalbeschaffung Rechnung ge-
tragen. Gängige Gründe für die Inanspruchnahme eines genehmigten Kapitals sind die Stärkung der 
Eigenkapitalbasis und die Finanzierung von Beteiligungserwerben.

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2015 haben die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugs-
recht. Gemäß § 186 Abs. 5 AktG können die neuen Aktien auch von einem Kreditinstitut oder 
mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten (sog. mittelbares Bezugsrecht). Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, dass der Vor-
stand – im Einklang mit den gesetzlichen Bestimmungen – in den nachfolgend erläuterten Fällen mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise ausschließen kann.

Bezugsrechtsausschluss bei Spitzenbeträgen

Der Vorstand soll ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
für Spitzenbeträge auszuschließen. Ein solcher Ausschluss des Bezugsrechts soll ein praktikables Be-
zugsverhältnis ermöglichen und damit die technische Abwicklung einer Kapitalerhöhung erleichtern. 
Der Wert der Spitzenbeträge ist in der Regel gering, der Aufwand für die Ausgabe von Aktien ohne 
Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dagegen regelmäßig wesentlich höher. Die Kosten ei-
nes Bezugsrechtshandels bei Spitzenbeträgen würden in keiner vernünftigen Relation zum Vorteil für 
die Aktionäre stehen. Die als sogenannte „freie Spitzen“ vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlos-
senen neuen Aktien werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der Ausschluss des Bezugs-
rechts in diesen Fällen dient daher der Praktikabilität und erleichterten Durchführung einer Emission.

Bezugsrechtsausschluss bei Options- und Wandelschuldverschreibungen

Der Vorstand soll weiter ermächtigt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats auch insoweit auszuschließen, als dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern
von Wandlungs- oder Optionsrechten und/oder den Inhabern bzw. Gläubigern von mit Wandlungs-
oder Optionspflichten ausgestatteten Finanzierungsinstrumenten, die von der Gesellschaft oder von 
einem in- oder ausländischen Unternehmen, an dem die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit 
der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben wurden oder werden, ein Bezugs-
recht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte 
bzw. nach Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zustünde.

Das hat folgenden Hintergrund: Der wirtschaftliche Wert der genannten Wandlungs- oder Options-
rechte bzw. der mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen hängt 
außer vom Wandlungs- bzw. Optionspreis insbesondere auch vom Wert der Aktien der Gesellschaft 
ab, auf die sich die Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten beziehen. 
Zur Sicherstellung einer erfolgreichen Platzierung der betreffenden Schuldverschreibungen bzw. der 
Vermeidung eines entsprechenden Preisabschlags bei der Platzierung ist es daher üblich, in die Anlei-
hebedingungen sogenannte Verwässerungsschutzbestimmungen aufzunehmen, die die Berechtigten 
vor einem Wertverlust ihrer Wandlungs- oder Optionsrechte aufgrund einer Wertverwässerung der zu 
beziehenden Aktien schützen; die Aufnahme solcher Verwässerungsschutzbestimmungen in die An-
leihebedingungen ist demgemäß auch in der unter TOP 6 b) vorgeschlagenen Ermächtigung zur Aus-
gabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genussrechten vorgesehen. Eine 
anschließende Aktienemission unter Gewährung des Bezugsrechts der Aktionäre würde ohne Verwäs-
serungsschutz typischerweise zu einer solchen Wertverwässerung führen. Die erwähnten Verwässe-
rungsschutzbestimmungen in den Anleihebedingungen sehen für diesen Fall regelmäßig eine Ermäßi-
gung des Wandlungs- bzw. Optionspreises vor mit der Folge, dass sich bei einer späteren Wandlung 
oder Optionsausübung bzw. der späteren Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht die der 
Gesellschaft zufließenden Mittel verringern bzw. die Zahl der von der Gesellschaft auszugebenden 
Aktien erhöht.
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Als Alternative, durch die sich die Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Optionspreises vermeiden lässt, 
gestatten es die Verwässerungsschutzbestimmungen üblicherweise, dass den Berechtigten aus Schuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ein 
Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung ihrer ei-
genen Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung ihrer Wandlungs- oder Optionspflichten 
zustünde. Sie werden damit so gestellt, als wären sie durch Ausübung der Wandlungs- bzw. Options-
rechte bzw. durch Erfüllung etwaiger Wandlungs- oder Optionspflichten bereits vor dem Bezugs-
angebot Aktionär geworden und in diesem Umfang auch bereits bezugsberechtigt; sie werden für die 
Wertverwässerung somit – wie alle bereits beteiligten Aktionäre – durch den Wert des Bezugsrechts 
entschädigt. Für die Gesellschaft hat diese zweite Alternative der Gewährung von Verwässerungs-
schutz den Vorteil, dass der Wandlungs- bzw. Optionspreis nicht ermäßigt werden muss; sie dient 
daher der Gewährleistung eines größtmöglichen Mittelzuflusses bei einer späteren Wandlung oder 
Optionsausübung bzw. der späteren Erfüllung einer etwaigen Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. 
reduziert die Anzahl der in diesem Fall auszugebenden Aktien. Dies kommt auch den beteiligten Ak-
tionären zugute, so dass darin zugleich ein Ausgleich für die Einschränkung ihres Bezugsrechts liegt. 
Ihr Bezugsrecht bleibt als solches bestehen und reduziert sich lediglich anteilsmäßig in dem Umfang, 
in dem neben den beteiligten Aktionären auch den Inhabern der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 
der mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht ein-
geräumt wird. Die vorliegende Ermächtigung gibt der Gesellschaft die Möglichkeit, im Fall einer Be-
zugsrechtsemission in Abwägung der Interessen der Aktionäre und der Gesellschaft zwischen beiden 
dargestellten Alternativen der Gewährung von Verwässerungsschutz wählen zu können.

Bezugsrechtsausschluss bei Barkapitalerhöhungen

Der Vorstand soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei Barkapitalerhöhungen 
gemäß § 203 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausschließen können, wenn der Aus-
gabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien nicht wesentlich 
unterschreitet. 

Die Nutzung dieser gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses kann zweck-
mäßig sein, um günstige Marktverhältnisse schnell und flexibel zu nutzen und einen hierbei entstehen-
den Kapitalbedarf gegebenenfalls auch sehr kurzfristig zu decken. Die bei Einräumung eines Bezugs-
rechts für die Aktionäre erforderliche zweiwöchige Bezugsfrist (§ 186 Abs. 1 Satz 2 AktG) lässt eine 
vergleichbar kurzfristige Reaktion auf aktuelle Marktverhältnisse nicht zu. Ferner können wegen der 
Volatilität der Aktienmärkte marktnahe Konditionen in der Regel nur erzielt werden, wenn die Gesell-
schaft hieran nicht über einen längeren Zeitraum gebunden ist. Bei Einräumung eines Bezugsrechts 
verlangt § 186 Abs. 2 AktG, dass der endgültige Bezugspreis spätestens drei Tage vor Ablauf der Be-
zugsfrist bekannt gegeben wird. Es besteht daher bei Einräumung eines Bezugsrechts ein höheres 
Marktrisiko – insbesondere das über mehrere Tage bestehende Kursänderungsrisiko – als bei einer be-
zugsrechtsfreien Zuteilung. Für eine erfolgreiche Platzierung sind bei Einräumung eines Bezugsrechts 
daher regelmäßig entsprechende Sicherheitsabschläge auf den aktuellen Börsenkurs erforderlich; dies 
führt in der Regel zu ungünstigeren Konditionen für die Gesellschaft als bei einer unter Ausschluss 

des Bezugsrechts durchgeführten Kapitalerhöhung. Durch den Ausschluss des Bezugsrechts wird eine 
Platzierung nahe am Börsenpreis ermöglicht. Auch ist bei Gewährung eines Bezugsrechts wegen der 
Ungewissheit hinsichtlich der Ausübung der Bezugsrechte durch die Bezugsberechtigten eine voll-
ständige Platzierung nicht ohne Weiteres gewährleistet und eine anschließende Platzierung bei Dritten 
in der Regel mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden.

Der Anteil am Grundkapital, der auf die unter einem solchen Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen 
Aktien entfällt, darf insgesamt 10 % des Grundkapitals weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch 
im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung überschreiten. In diesem Rahmen hält es der Gesetz-
geber den Aktionären für zumutbar, ihre Beteiligungsquote durch Käufe am Markt aufrechtzuerhalten. 
Auf diese Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzu-
rechnen, der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2015 aufgrund 
einer Ermächtigung zur Ausgabe neuer oder Veräußerung eigener Aktien in direkter oder entspre-
chender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss eines Bezugsrechts ausgegeben 
bzw. veräußert werden. Ebenfalls anzurechnen ist der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf Ak-
tien entfällt, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht oder 
mit Wandlungs- oder Optionspflicht ausgegeben werden können oder auszugeben sind, sofern die 
Schuldverschreibungen während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2015 unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
werden. Diese Anrechnungen dienen dem Schutz der Aktionäre, um die Verwässerung ihrer Beteili-
gung möglichst gering zu halten.

Das Anrechnungsmodell ermöglicht es, dass auch bei einer Verknüpfung von Kapitalmaßnahmen und 
der Ausgabe von Schuldverschreibungen und/oder der Veräußerung eigener Aktien die Beteiligungs-
quote der Aktionäre um nicht mehr als 10 % verwässert wird. Im Übrigen haben die Aktionäre auf 
Grund des börsenkursnahen Ausgabepreises der neuen Aktien und aufgrund der größenmäßigen Be-
grenzung der bezugsrechtsfreien Kapitalerhöhung grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungs-
quote durch Erwerb der erforderlichen Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen über die Börse auf-
recht zu erhalten. Es ist daher sichergestellt, dass in Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG die Vermögens- und Beteiligungsinteressen bei einer Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2015 unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen gewahrt bleiben, während 
der Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden.

Bezugsrechtsausschluss bei Sachkapitalerhöhungen

Ferner soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen auszuschließen, insbesondere zum Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen.

Dadurch soll die NORMA Group SE die Möglichkeit erhalten, Aktien der Gesellschaft in geeigneten 
Einzelfällen zur Erfüllung von Ansprüchen aus Vorbereitung, Durchführung, Vollzug oder Abwick-
lung von rechtsgeschäftlichen oder gesetzlichen Erwerbsvorgängen sowie von Unternehmenszusam-
menschlüssen ohne Beanspruchung der Börse schnell und flexibel anbieten zu können. Die NORMA 
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Als Alternative, durch die sich die Ermäßigung des Wandlungs- bzw. Optionspreises vermeiden lässt, 
gestatten es die Verwässerungsschutzbestimmungen üblicherweise, dass den Berechtigten aus Schuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ein 
Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach Ausübung ihrer ei-
genen Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung ihrer Wandlungs- oder Optionspflichten 
zustünde. Sie werden damit so gestellt, als wären sie durch Ausübung der Wandlungs- bzw. Options-
rechte bzw. durch Erfüllung etwaiger Wandlungs- oder Optionspflichten bereits vor dem Bezugs-
angebot Aktionär geworden und in diesem Umfang auch bereits bezugsberechtigt; sie werden für die 
Wertverwässerung somit – wie alle bereits beteiligten Aktionäre – durch den Wert des Bezugsrechts 
entschädigt. Für die Gesellschaft hat diese zweite Alternative der Gewährung von Verwässerungs-
schutz den Vorteil, dass der Wandlungs- bzw. Optionspreis nicht ermäßigt werden muss; sie dient 
daher der Gewährleistung eines größtmöglichen Mittelzuflusses bei einer späteren Wandlung oder 
Optionsausübung bzw. der späteren Erfüllung einer etwaigen Wandlungs- oder Optionspflicht bzw. 
reduziert die Anzahl der in diesem Fall auszugebenden Aktien. Dies kommt auch den beteiligten Ak-
tionären zugute, so dass darin zugleich ein Ausgleich für die Einschränkung ihres Bezugsrechts liegt. 
Ihr Bezugsrecht bleibt als solches bestehen und reduziert sich lediglich anteilsmäßig in dem Umfang, 
in dem neben den beteiligten Aktionären auch den Inhabern der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. 
der mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht ein-
geräumt wird. Die vorliegende Ermächtigung gibt der Gesellschaft die Möglichkeit, im Fall einer Be-
zugsrechtsemission in Abwägung der Interessen der Aktionäre und der Gesellschaft zwischen beiden 
dargestellten Alternativen der Gewährung von Verwässerungsschutz wählen zu können.

Bezugsrechtsausschluss bei Barkapitalerhöhungen

Der Vorstand soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei Barkapitalerhöhungen 
gemäß § 203 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausschließen können, wenn der Aus-
gabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien nicht wesentlich 
unterschreitet. 

Die Nutzung dieser gesetzlich vorgesehenen Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses kann zweck-
mäßig sein, um günstige Marktverhältnisse schnell und flexibel zu nutzen und einen hierbei entstehen-
den Kapitalbedarf gegebenenfalls auch sehr kurzfristig zu decken. Die bei Einräumung eines Bezugs-
rechts für die Aktionäre erforderliche zweiwöchige Bezugsfrist (§ 186 Abs. 1 Satz 2 AktG) lässt eine 
vergleichbar kurzfristige Reaktion auf aktuelle Marktverhältnisse nicht zu. Ferner können wegen der 
Volatilität der Aktienmärkte marktnahe Konditionen in der Regel nur erzielt werden, wenn die Gesell-
schaft hieran nicht über einen längeren Zeitraum gebunden ist. Bei Einräumung eines Bezugsrechts 
verlangt § 186 Abs. 2 AktG, dass der endgültige Bezugspreis spätestens drei Tage vor Ablauf der Be-
zugsfrist bekannt gegeben wird. Es besteht daher bei Einräumung eines Bezugsrechts ein höheres 
Marktrisiko – insbesondere das über mehrere Tage bestehende Kursänderungsrisiko – als bei einer be-
zugsrechtsfreien Zuteilung. Für eine erfolgreiche Platzierung sind bei Einräumung eines Bezugsrechts 
daher regelmäßig entsprechende Sicherheitsabschläge auf den aktuellen Börsenkurs erforderlich; dies 
führt in der Regel zu ungünstigeren Konditionen für die Gesellschaft als bei einer unter Ausschluss 

des Bezugsrechts durchgeführten Kapitalerhöhung. Durch den Ausschluss des Bezugsrechts wird eine 
Platzierung nahe am Börsenpreis ermöglicht. Auch ist bei Gewährung eines Bezugsrechts wegen der 
Ungewissheit hinsichtlich der Ausübung der Bezugsrechte durch die Bezugsberechtigten eine voll-
ständige Platzierung nicht ohne Weiteres gewährleistet und eine anschließende Platzierung bei Dritten 
in der Regel mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden.

Der Anteil am Grundkapital, der auf die unter einem solchen Bezugsrechtsausschluss ausgegebenen 
Aktien entfällt, darf insgesamt 10 % des Grundkapitals weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch 
im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung überschreiten. In diesem Rahmen hält es der Gesetz-
geber den Aktionären für zumutbar, ihre Beteiligungsquote durch Käufe am Markt aufrechtzuerhalten. 
Auf diese Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzu-
rechnen, der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2015 aufgrund 
einer Ermächtigung zur Ausgabe neuer oder Veräußerung eigener Aktien in direkter oder entspre-
chender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss eines Bezugsrechts ausgegeben 
bzw. veräußert werden. Ebenfalls anzurechnen ist der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf Ak-
tien entfällt, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht oder 
mit Wandlungs- oder Optionspflicht ausgegeben werden können oder auszugeben sind, sofern die 
Schuldverschreibungen während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2015 unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
werden. Diese Anrechnungen dienen dem Schutz der Aktionäre, um die Verwässerung ihrer Beteili-
gung möglichst gering zu halten.

Das Anrechnungsmodell ermöglicht es, dass auch bei einer Verknüpfung von Kapitalmaßnahmen und 
der Ausgabe von Schuldverschreibungen und/oder der Veräußerung eigener Aktien die Beteiligungs-
quote der Aktionäre um nicht mehr als 10 % verwässert wird. Im Übrigen haben die Aktionäre auf 
Grund des börsenkursnahen Ausgabepreises der neuen Aktien und aufgrund der größenmäßigen Be-
grenzung der bezugsrechtsfreien Kapitalerhöhung grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungs-
quote durch Erwerb der erforderlichen Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen über die Börse auf-
recht zu erhalten. Es ist daher sichergestellt, dass in Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG die Vermögens- und Beteiligungsinteressen bei einer Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2015 unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen gewahrt bleiben, während 
der Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden.

Bezugsrechtsausschluss bei Sachkapitalerhöhungen

Ferner soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen auszuschließen, insbesondere zum Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen.

Dadurch soll die NORMA Group SE die Möglichkeit erhalten, Aktien der Gesellschaft in geeigneten 
Einzelfällen zur Erfüllung von Ansprüchen aus Vorbereitung, Durchführung, Vollzug oder Abwick-
lung von rechtsgeschäftlichen oder gesetzlichen Erwerbsvorgängen sowie von Unternehmenszusam-
menschlüssen ohne Beanspruchung der Börse schnell und flexibel anbieten zu können. Die NORMA 
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Group SE steht im globalen Wettbewerb. Sie muss jederzeit in der Lage sein, an den internationalen 
und regionalen Märkten im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. Dazu 
gehört auch, kurzfristig Unternehmen, Betriebe, Unternehmensteile, Beteiligungen an Unternehmen 
oder sonstige Vermögensgegenstände oder Ansprüche auf den Erwerb von Vermögensgegenständen 
einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften zur Verbesserung 
der Wettbewerbsposition zu erwerben. Als Gegenleistung kann die Gewährung von Aktien zweck-
mäßig oder sogar geboten sein, um die Liquidität zu schonen oder den Verkäufererwartungen zu ent-
sprechen. Auch unter dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur kann die Hingabe von 
Aktien statt Geld sinnvoll sein. Der Gesellschaft erwächst dadurch kein Nachteil, denn die Emission 
von Aktien gegen Sachleistung setzt voraus, dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen 
Verhältnis zum Wert der Aktien steht. Der Vorstand wird bei der Festlegung der Bewertungsrelation 
sicherstellen, dass die Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre angemessen gewahrt bleiben 
und ein angemessener Ausgabebetrag für die neuen Aktien erzielt wird. Die Börsennotierung der Ge-
sellschaft bietet zudem grundsätzlich jedem Aktionär die Möglichkeit, seine Beteiligungsquote durch 
den Zuerwerb von Aktien zu erhöhen.

Ausnutzung der Ermächtigung

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2015 bestehen derzeit nicht. Die hier 
vorgeschlagenen Vorratsbeschlüsse mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss sind national 
und international üblich. Für alle hier vorgeschlagenen Fälle des Bezugsrechtsausschlusses ist die 
Zustimmung des Aufsichtsrats erforderlich. Der Vorstand wird zudem in jedem Fall sorgfältig prüfen, 
ob die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2015 im Interesse der Gesellschaft ist; dabei wird er 
insbesondere auch prüfen, ob ein etwaiger Ausschluss des Bezugsrechts im Einzelfall sachlich ge-
rechtfertigt ist. Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung der 
Ermächtigung berichten.

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 8

Die Gesellschaft ist durch Beschluss der außerordentlichen Hauptversammlung vom 6. April 2011 
ermächtigt, eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des Grundkapitals zu erwerben und zu jedem gesetz-
lich zulässigen Zweck zu verwenden. Diese Ermächtigung gilt bis zum Ablauf des 5. April 2016 und 
läuft damit voraussichtlich vor der geplanten ordentlichen Hauptversammlung im Jahr 2016 aus. Vor-
stand und Aufsichtsrat halten es für sinnvoll, es der Gesellschaft in Übereinstimmung mit üblicher Un-
ternehmenspraxis weiterhin zu ermöglichen, eigene Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zu erwer-
ben und zu verwenden. Tagesordnungspunkt 8 enthält den Vorschlag, die bestehende Ermächtigung
zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien aufzuheben und eine neue Ermächtigung zu erteilen.

Der Aufsichtsrat soll nach der vorgeschlagenen Ermächtigung bestimmen können, dass Maßnahmen 
des Vorstands aufgrund der Ermächtigungen zu Tagesordnungspunkt 8 nur mit seiner Zustimmung 
oder mit Zustimmung eines Aufsichtsratsausschusses vorgenommen werden dürfen.

Erwerb eigener Aktien

Mit der neuen Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien soll es der Gesellschaft 
für fünf Jahre, also bis zum 19. Mai 2020 (einschließlich), möglich sein, eigene Aktien im Umfang 
von bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert geringer 
ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. 
Damit soll die Gesellschaft den gesetzlichen Rahmen für solche Ermächtigungen ausschöpfen können. 
Nach der vorgeschlagenen Ermächtigung kann die Gesellschaft selbst oder über von ihr abhängige 
oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder über für ihre oder deren Rech-
nung handelnde Dritte eigene Aktien durch einen Kauf über die Börse oder durch ein öffentliches 
Kaufangebot erwerben.

Beim Erwerb eigener Aktien ist der Gleichbehandlungsgrundsatz des § 53a AktG zu beachten. Der 
vorgeschlagene Erwerb der Aktien über die Börse oder durch ein öffentliches Kaufangebot trägt die-
sem Grundsatz Rechnung. Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot die Anzahl der zum Kauf ange-
dienten Aktien das von der Gesellschaft insgesamt zum Erwerb vorgesehene Volumen übersteigt, ist 
es nach der vorgeschlagenen Ermächtigung möglich, dass der Erwerb statt nach dem Verhältnis der 
Beteiligungsquoten nach dem Verhältnis der jeweils angedienten Aktien je Aktionär erfolgt. Auf diese 
Weise lässt sich das Erwerbsverfahren vereinfachen und in einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen 
technisch abwickeln. Darüber hinaus soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleinerer 
Stückzahlen bis zu 50 Aktien je Aktionär vorzusehen. Diese Möglichkeit dient zum einen dazu, kleine, 
in der Regel unwirtschaftliche Restbestände und eine damit möglicherweise einhergehende faktische 
Benachteiligung von Kleinaktionären zu vermeiden. Die Möglichkeit dient zum anderen ebenfalls der 
Vereinfachung der technischen Abwicklung des Erwerbsverfahrens. Schließlich soll in allen Fällen ei-
ne Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden können, um rechnerische Bruch-
teile von Aktien zu vermeiden. Auch diese Möglichkeit dient der Vereinfachung der technischen 
Abwicklung. Der Vorstand und der Aufsichtsrat halten den Ausschluss eines etwaigen weitergehenden 
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Group SE steht im globalen Wettbewerb. Sie muss jederzeit in der Lage sein, an den internationalen 
und regionalen Märkten im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. Dazu 
gehört auch, kurzfristig Unternehmen, Betriebe, Unternehmensteile, Beteiligungen an Unternehmen 
oder sonstige Vermögensgegenstände oder Ansprüche auf den Erwerb von Vermögensgegenständen 
einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften zur Verbesserung 
der Wettbewerbsposition zu erwerben. Als Gegenleistung kann die Gewährung von Aktien zweck-
mäßig oder sogar geboten sein, um die Liquidität zu schonen oder den Verkäufererwartungen zu ent-
sprechen. Auch unter dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur kann die Hingabe von 
Aktien statt Geld sinnvoll sein. Der Gesellschaft erwächst dadurch kein Nachteil, denn die Emission 
von Aktien gegen Sachleistung setzt voraus, dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen 
Verhältnis zum Wert der Aktien steht. Der Vorstand wird bei der Festlegung der Bewertungsrelation 
sicherstellen, dass die Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre angemessen gewahrt bleiben 
und ein angemessener Ausgabebetrag für die neuen Aktien erzielt wird. Die Börsennotierung der Ge-
sellschaft bietet zudem grundsätzlich jedem Aktionär die Möglichkeit, seine Beteiligungsquote durch 
den Zuerwerb von Aktien zu erhöhen.

Ausnutzung der Ermächtigung

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2015 bestehen derzeit nicht. Die hier 
vorgeschlagenen Vorratsbeschlüsse mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss sind national 
und international üblich. Für alle hier vorgeschlagenen Fälle des Bezugsrechtsausschlusses ist die 
Zustimmung des Aufsichtsrats erforderlich. Der Vorstand wird zudem in jedem Fall sorgfältig prüfen, 
ob die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2015 im Interesse der Gesellschaft ist; dabei wird er 
insbesondere auch prüfen, ob ein etwaiger Ausschluss des Bezugsrechts im Einzelfall sachlich ge-
rechtfertigt ist. Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung der 
Ermächtigung berichten.

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 8

Die Gesellschaft ist durch Beschluss der außerordentlichen Hauptversammlung vom 6. April 2011 
ermächtigt, eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des Grundkapitals zu erwerben und zu jedem gesetz-
lich zulässigen Zweck zu verwenden. Diese Ermächtigung gilt bis zum Ablauf des 5. April 2016 und 
läuft damit voraussichtlich vor der geplanten ordentlichen Hauptversammlung im Jahr 2016 aus. Vor-
stand und Aufsichtsrat halten es für sinnvoll, es der Gesellschaft in Übereinstimmung mit üblicher Un-
ternehmenspraxis weiterhin zu ermöglichen, eigene Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zu erwer-
ben und zu verwenden. Tagesordnungspunkt 8 enthält den Vorschlag, die bestehende Ermächtigung
zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien aufzuheben und eine neue Ermächtigung zu erteilen.

Der Aufsichtsrat soll nach der vorgeschlagenen Ermächtigung bestimmen können, dass Maßnahmen 
des Vorstands aufgrund der Ermächtigungen zu Tagesordnungspunkt 8 nur mit seiner Zustimmung 
oder mit Zustimmung eines Aufsichtsratsausschusses vorgenommen werden dürfen.

Erwerb eigener Aktien

Mit der neuen Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien soll es der Gesellschaft 
für fünf Jahre, also bis zum 19. Mai 2020 (einschließlich), möglich sein, eigene Aktien im Umfang 
von bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert geringer 
ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. 
Damit soll die Gesellschaft den gesetzlichen Rahmen für solche Ermächtigungen ausschöpfen können. 
Nach der vorgeschlagenen Ermächtigung kann die Gesellschaft selbst oder über von ihr abhängige 
oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder über für ihre oder deren Rech-
nung handelnde Dritte eigene Aktien durch einen Kauf über die Börse oder durch ein öffentliches 
Kaufangebot erwerben.

Beim Erwerb eigener Aktien ist der Gleichbehandlungsgrundsatz des § 53a AktG zu beachten. Der 
vorgeschlagene Erwerb der Aktien über die Börse oder durch ein öffentliches Kaufangebot trägt die-
sem Grundsatz Rechnung. Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot die Anzahl der zum Kauf ange-
dienten Aktien das von der Gesellschaft insgesamt zum Erwerb vorgesehene Volumen übersteigt, ist 
es nach der vorgeschlagenen Ermächtigung möglich, dass der Erwerb statt nach dem Verhältnis der 
Beteiligungsquoten nach dem Verhältnis der jeweils angedienten Aktien je Aktionär erfolgt. Auf diese 
Weise lässt sich das Erwerbsverfahren vereinfachen und in einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen 
technisch abwickeln. Darüber hinaus soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleinerer 
Stückzahlen bis zu 50 Aktien je Aktionär vorzusehen. Diese Möglichkeit dient zum einen dazu, kleine, 
in der Regel unwirtschaftliche Restbestände und eine damit möglicherweise einhergehende faktische 
Benachteiligung von Kleinaktionären zu vermeiden. Die Möglichkeit dient zum anderen ebenfalls der 
Vereinfachung der technischen Abwicklung des Erwerbsverfahrens. Schließlich soll in allen Fällen ei-
ne Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden können, um rechnerische Bruch-
teile von Aktien zu vermeiden. Auch diese Möglichkeit dient der Vereinfachung der technischen 
Abwicklung. Der Vorstand und der Aufsichtsrat halten den Ausschluss eines etwaigen weitergehenden 
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Andienungsrechts der Aktionäre in allen in diesem Absatz genannten Gestaltungen für sachlich 
gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionären für angemessen.

Verwendung eigener Aktien

Die nach der vorgeschlagenen Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien dürfen zu allen gesetzlich 
zulässigen Zwecken verwendet werden, insbesondere auch zu den folgenden:

Einziehung der Aktien

Der Beschlussvorschlag enthält die Ermächtigung der Gesellschaft, ohne weiteren Hauptversamm-
lungsbeschluss eigene Aktien einzuziehen. Diese Ermächtigung erlaubt es der Gesellschaft, auf die 
jeweilige Kapitalmarktsituation angemessen und flexibel zu reagieren. Die vorgeschlagene Ermächti-
gung sieht dabei vor, dass der Vorstand die Aktien entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG auch ohne 
Kapitalherabsetzung einziehen kann. Durch Einziehung der Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht 
sich gemäß § 8 Abs. 3 AktG der anteilige Betrag der übrigen Aktien am Grundkapital der Gesell-
schaft. Der Vorstand wird für diesen Fall ermächtigt, die Satzung hinsichtlich der veränderten Anzahl 
der Stückaktien anzupassen.

Veräußerung der Aktien

Die von der Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien können über die Börse oder durch ein Angebot 
an alle Aktionäre veräußert werden. Auf diese Weise wird bei der Veräußerung der Aktien dem 
Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre genügt. Daneben kann die Gesellschaft nach der vor-
geschlagenen Ermächtigung die erworbenen eigenen Aktien auch unter Ausschluss des Erwerbsrechts 
in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre veräußern, wenn die 
Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien der Ge-
sellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser Ermächtigung 
wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
zugelassenen Möglichkeit zum vereinfachten Erwerbsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. Sie dient 
dem Interesse der Gesellschaft an der Erzielung eines bestmöglichen Preises bei der Veräußerung der 
eigenen Aktien. Die Gesellschaft wird in die Lage versetzt, sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfas-
sung bietende Chancen schnell und flexibel sowie kostengünstig zu nutzen. Der durch eine marktnahe 
Preisfestsetzung erzielbare Veräußerungserlös führt in der Regel zu einem deutlich höheren Mittel-
zufluss je veräußerter Aktie als im Fall einer Aktienplatzierung mit Erwerbsrecht der Aktionäre, bei 
der es in der Regel zu nicht unwesentlichen Abschlägen vom Börsenpreis kommt. Durch den Verzicht 
auf die zeit- und kostenaufwendige Abwicklung des Erwerbsrechts kann zudem der Eigenkapital-
bedarf aus sich kurzfristig bietenden Marktchancen zeitnah gedeckt werden. Schließlich hilft die
Ermächtigung der Gesellschaft auch bei der Erschließung neuer Investorenkreise.

Dem Gedanken des Verwässerungsschutzes der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, dass die
Aktien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, der den maßgeblichen Börsenpreis nicht wesent-

lich unterschreitet. Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien ge-
schieht zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird sich dabei unter Berücksichtigung der jeweils 
aktuellen Marktgegebenheiten bemühen, einen eventuellen Abschlag vom Börsenpreis so niedrig wie 
möglich zu bemessen. Interessierte Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungs-
quote durch Zukäufe von Aktien im Markt aufrechterhalten.

Die Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Erwerbsrechts entsprechend 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien insgesamt einen anteiligen Betrag von 10% des Grund-
kapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeit-
punkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts 
gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Darüber hinaus sind auf 
diese Begrenzung Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen und/oder 
Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungs- oder Optionspflicht aus-
zugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen und/oder Genussrechte während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben werden. Durch diese Anrechnungen und den Umstand, dass sich der Aus-
gabepreis am Börsenpreis zu orientieren hat, werden die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der 
Aktionäre angemessen gewahrt. 

Die Gesellschaft soll ferner die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien unter Ausschluss des Erwerbs-
rechts der Aktionäre auch gegen Sachleistung zu veräußern. Damit wird die Gesellschaft in die Lage 
versetzt, eigene Aktien in geeigneten Einzelfällen unmittelbar oder mittelbar als Gegenleistung an-
bieten zu können, insbesondere im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen. Die Gesellschaft steht im globalen Wettbewerb. Sie 
muss jederzeit in der Lage sein, in den nationalen und internationalen Märkten schnell und flexibel zu 
handeln. Die Praxis zeigt, dass in Verhandlungen anstelle von Geld nicht selten Aktien als Gegenleis-
tung verlangt werden. Die Möglichkeit, eigene Aktien als Gegenleistung anbieten zu können, schafft 
damit einen Vorteil im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte sowie den notwendigen 
Handlungsspielraum, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb schnell, flexibel und liquiditätsscho-
nend nutzen zu können. Eine Gegenleistung in Form von Aktien kann auch unter dem Gesichtspunkt 
einer optimalen Finanzierungsstruktur sinnvoll sein. Wenn sich entsprechende Vorhaben konkretisie-
ren, wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Gewährung eigener Aktien 
Gebrauch machen soll. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand darauf achten,
dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. In der Regel wird er sich bei der Be-
messung des Werts der als Gegenleistung hingegebenen Aktien am Börsenkurs der Aktien der Gesell-
schaft orientieren. Eine schematische Anknüpfung an den Börsenkurs liegt indes nicht im Interesse der 
Gesellschaft, insbesondere um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des 
Börsenpreises in Frage zu stellen.
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Andienungsrechts der Aktionäre in allen in diesem Absatz genannten Gestaltungen für sachlich 
gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionären für angemessen.

Verwendung eigener Aktien

Die nach der vorgeschlagenen Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien dürfen zu allen gesetzlich 
zulässigen Zwecken verwendet werden, insbesondere auch zu den folgenden:

Einziehung der Aktien

Der Beschlussvorschlag enthält die Ermächtigung der Gesellschaft, ohne weiteren Hauptversamm-
lungsbeschluss eigene Aktien einzuziehen. Diese Ermächtigung erlaubt es der Gesellschaft, auf die 
jeweilige Kapitalmarktsituation angemessen und flexibel zu reagieren. Die vorgeschlagene Ermächti-
gung sieht dabei vor, dass der Vorstand die Aktien entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG auch ohne 
Kapitalherabsetzung einziehen kann. Durch Einziehung der Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht 
sich gemäß § 8 Abs. 3 AktG der anteilige Betrag der übrigen Aktien am Grundkapital der Gesell-
schaft. Der Vorstand wird für diesen Fall ermächtigt, die Satzung hinsichtlich der veränderten Anzahl 
der Stückaktien anzupassen.

Veräußerung der Aktien

Die von der Gesellschaft erworbenen eigenen Aktien können über die Börse oder durch ein Angebot 
an alle Aktionäre veräußert werden. Auf diese Weise wird bei der Veräußerung der Aktien dem 
Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre genügt. Daneben kann die Gesellschaft nach der vor-
geschlagenen Ermächtigung die erworbenen eigenen Aktien auch unter Ausschluss des Erwerbsrechts 
in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre veräußern, wenn die 
Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis von Aktien der Ge-
sellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser Ermächtigung 
wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
zugelassenen Möglichkeit zum vereinfachten Erwerbsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. Sie dient 
dem Interesse der Gesellschaft an der Erzielung eines bestmöglichen Preises bei der Veräußerung der 
eigenen Aktien. Die Gesellschaft wird in die Lage versetzt, sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfas-
sung bietende Chancen schnell und flexibel sowie kostengünstig zu nutzen. Der durch eine marktnahe 
Preisfestsetzung erzielbare Veräußerungserlös führt in der Regel zu einem deutlich höheren Mittel-
zufluss je veräußerter Aktie als im Fall einer Aktienplatzierung mit Erwerbsrecht der Aktionäre, bei 
der es in der Regel zu nicht unwesentlichen Abschlägen vom Börsenpreis kommt. Durch den Verzicht 
auf die zeit- und kostenaufwendige Abwicklung des Erwerbsrechts kann zudem der Eigenkapital-
bedarf aus sich kurzfristig bietenden Marktchancen zeitnah gedeckt werden. Schließlich hilft die
Ermächtigung der Gesellschaft auch bei der Erschließung neuer Investorenkreise.

Dem Gedanken des Verwässerungsschutzes der Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, dass die
Aktien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, der den maßgeblichen Börsenpreis nicht wesent-

lich unterschreitet. Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien ge-
schieht zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird sich dabei unter Berücksichtigung der jeweils 
aktuellen Marktgegebenheiten bemühen, einen eventuellen Abschlag vom Börsenpreis so niedrig wie 
möglich zu bemessen. Interessierte Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungs-
quote durch Zukäufe von Aktien im Markt aufrechterhalten.

Die Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Erwerbsrechts entsprechend 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien insgesamt einen anteiligen Betrag von 10% des Grund-
kapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeit-
punkt der Ausübung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts 
gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Darüber hinaus sind auf 
diese Begrenzung Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen und/oder 
Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungs- oder Optionspflicht aus-
zugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen und/oder Genussrechte während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben werden. Durch diese Anrechnungen und den Umstand, dass sich der Aus-
gabepreis am Börsenpreis zu orientieren hat, werden die Vermögens- und Stimmrechtsinteressen der 
Aktionäre angemessen gewahrt. 

Die Gesellschaft soll ferner die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien unter Ausschluss des Erwerbs-
rechts der Aktionäre auch gegen Sachleistung zu veräußern. Damit wird die Gesellschaft in die Lage 
versetzt, eigene Aktien in geeigneten Einzelfällen unmittelbar oder mittelbar als Gegenleistung an-
bieten zu können, insbesondere im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen. Die Gesellschaft steht im globalen Wettbewerb. Sie 
muss jederzeit in der Lage sein, in den nationalen und internationalen Märkten schnell und flexibel zu 
handeln. Die Praxis zeigt, dass in Verhandlungen anstelle von Geld nicht selten Aktien als Gegenleis-
tung verlangt werden. Die Möglichkeit, eigene Aktien als Gegenleistung anbieten zu können, schafft 
damit einen Vorteil im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte sowie den notwendigen 
Handlungsspielraum, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb schnell, flexibel und liquiditätsscho-
nend nutzen zu können. Eine Gegenleistung in Form von Aktien kann auch unter dem Gesichtspunkt 
einer optimalen Finanzierungsstruktur sinnvoll sein. Wenn sich entsprechende Vorhaben konkretisie-
ren, wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Gewährung eigener Aktien 
Gebrauch machen soll. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand darauf achten,
dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. In der Regel wird er sich bei der Be-
messung des Werts der als Gegenleistung hingegebenen Aktien am Börsenkurs der Aktien der Gesell-
schaft orientieren. Eine schematische Anknüpfung an den Börsenkurs liegt indes nicht im Interesse der 
Gesellschaft, insbesondere um einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des 
Börsenpreises in Frage zu stellen.
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Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten

Die Ermächtigung sieht des Weiteren vor, dass die eigenen Aktien unter Ausschluss des Erwerbsrechts 
der Aktionäre zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Options-
pflichten verwendet werden können, die sich aus Schuldverschreibungen und/oder Genussrechten 
ergeben, die von der Gesellschaft oder einem in- oder ausländischen Unternehmen, an dem die 
Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, 
ausgegeben wurden.

Es kann zweckmäßig sein, anstelle neuer Aktien aus einer Kapitalerhöhung ganz oder teilweise eigene 
Aktien einzusetzen, um Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten zu 
bedienen. Aus diesem Grund sieht die Ermächtigung eine solche – übliche – Möglichkeit vor, eigene 
Aktien zu verwenden.

Verwendung für Vergütungs- oder Belegschaftsaktienprogramme

Die erworbenen eigenen Aktien sollen auch im Zusammenhang mit aktienbasierten Vergütungs- bzw. 
Belegschaftsaktienprogrammen der Gesellschaft oder von ihr abhängiger oder im Mehrheitsbesitz der 
Gesellschaft stehender Unternehmen verwendet und an Personen, die in einem Arbeitsverhältnis mit 
der Gesellschaft oder einem von ihr abhängigen oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden 
Unternehmen stehen oder standen, ausgegeben werden können. Die Ausgabe von Mitarbeiteraktien 
kann im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegen, da auf diese Weise die Identifikation 
der Mitarbeiter mit dem Unternehmen und dadurch die Steigerung des Unternehmenswerts sowie die 
Übernahme von Mitverantwortung gefördert werden können. Um den Mitarbeitern eigene Aktien zum 
Erwerb anbieten zu können, muss das Erwerbsrecht der Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlossen 
werden. Bei der Bemessung des von den Mitarbeitern zu entrichtenden Kaufpreises kann eine bei Mit-
arbeiteraktien übliche und am Unternehmenserfolg orientierte angemessene Vergünstigung gewährt 
werden. Die Ermächtigung ermöglicht es auch, Mitarbeitern Aktien ohne Gegenleistung zu überlas-
sen; von dieser Möglichkeit wird der Vorstand, wenn überhaupt, nur in begrenztem Umfang Gebrauch 
machen.

Erwerbsrechtsausschluss zugunsten von Gläubigern von Schuldverschreibungen

Die Ermächtigung schafft schließlich die Möglichkeit, bei einem Angebot eigener Aktien an die 
Aktionäre das Erwerbsrecht der Aktionäre zugunsten der Gläubiger von Schuldverschreibungen 
und/oder Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungs- oder Options-
pflicht teilweise auszuschließen. Dies ermöglicht es, anstelle einer Ermäßigung des Wandlungs- bzw. 
Optionspreises den Inhabern bereits bestehender Wandlungs- bzw. Optionsrechte bzw. den Gläubigern 
von mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf 
Aktien als Verwässerungsschutz gewähren zu können.

Weitere Informationen

Von den vorgenannten Verwendungsmöglichkeiten kann auch hinsichtlich solcher Aktien Gebrauch 
gemacht werden, die aufgrund früherer Ermächtigungsbeschlüsse nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erwor-
ben wurden. Diese Verwendungsmöglichkeiten gelten ferner auch für Aktien, die von Gesellschaften 
erworben wurden, die von der Gesellschaft abhängig sind oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft 
stehen, oder gemäß § 71 d Satz 5 AktG erworben wurden. Es ist vorteilhaft und schafft weitere Flexi-
bilität, diese eigenen Aktien wie die auf Grund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen Aktien 
verwenden zu können.

Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung der Ermächtigung 
unterrichten.
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Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten

Die Ermächtigung sieht des Weiteren vor, dass die eigenen Aktien unter Ausschluss des Erwerbsrechts 
der Aktionäre zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Options-
pflichten verwendet werden können, die sich aus Schuldverschreibungen und/oder Genussrechten 
ergeben, die von der Gesellschaft oder einem in- oder ausländischen Unternehmen, an dem die 
Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, 
ausgegeben wurden.

Es kann zweckmäßig sein, anstelle neuer Aktien aus einer Kapitalerhöhung ganz oder teilweise eigene 
Aktien einzusetzen, um Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten zu 
bedienen. Aus diesem Grund sieht die Ermächtigung eine solche – übliche – Möglichkeit vor, eigene 
Aktien zu verwenden.

Verwendung für Vergütungs- oder Belegschaftsaktienprogramme

Die erworbenen eigenen Aktien sollen auch im Zusammenhang mit aktienbasierten Vergütungs- bzw. 
Belegschaftsaktienprogrammen der Gesellschaft oder von ihr abhängiger oder im Mehrheitsbesitz der 
Gesellschaft stehender Unternehmen verwendet und an Personen, die in einem Arbeitsverhältnis mit 
der Gesellschaft oder einem von ihr abhängigen oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden 
Unternehmen stehen oder standen, ausgegeben werden können. Die Ausgabe von Mitarbeiteraktien 
kann im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegen, da auf diese Weise die Identifikation 
der Mitarbeiter mit dem Unternehmen und dadurch die Steigerung des Unternehmenswerts sowie die 
Übernahme von Mitverantwortung gefördert werden können. Um den Mitarbeitern eigene Aktien zum 
Erwerb anbieten zu können, muss das Erwerbsrecht der Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlossen 
werden. Bei der Bemessung des von den Mitarbeitern zu entrichtenden Kaufpreises kann eine bei Mit-
arbeiteraktien übliche und am Unternehmenserfolg orientierte angemessene Vergünstigung gewährt 
werden. Die Ermächtigung ermöglicht es auch, Mitarbeitern Aktien ohne Gegenleistung zu überlas-
sen; von dieser Möglichkeit wird der Vorstand, wenn überhaupt, nur in begrenztem Umfang Gebrauch 
machen.

Erwerbsrechtsausschluss zugunsten von Gläubigern von Schuldverschreibungen

Die Ermächtigung schafft schließlich die Möglichkeit, bei einem Angebot eigener Aktien an die 
Aktionäre das Erwerbsrecht der Aktionäre zugunsten der Gläubiger von Schuldverschreibungen 
und/oder Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungs- oder Options-
pflicht teilweise auszuschließen. Dies ermöglicht es, anstelle einer Ermäßigung des Wandlungs- bzw. 
Optionspreises den Inhabern bereits bestehender Wandlungs- bzw. Optionsrechte bzw. den Gläubigern 
von mit Wandlungs- oder Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf 
Aktien als Verwässerungsschutz gewähren zu können.

Weitere Informationen

Von den vorgenannten Verwendungsmöglichkeiten kann auch hinsichtlich solcher Aktien Gebrauch 
gemacht werden, die aufgrund früherer Ermächtigungsbeschlüsse nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erwor-
ben wurden. Diese Verwendungsmöglichkeiten gelten ferner auch für Aktien, die von Gesellschaften 
erworben wurden, die von der Gesellschaft abhängig sind oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft 
stehen, oder gemäß § 71 d Satz 5 AktG erworben wurden. Es ist vorteilhaft und schafft weitere Flexi-
bilität, diese eigenen Aktien wie die auf Grund dieses Ermächtigungsbeschlusses erworbenen Aktien 
verwenden zu können.

Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung der Ermächtigung 
unterrichten.
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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 9

Neben den in Tagesordnungspunkt 8 vorgesehenen Möglichkeiten zum konventionellen Erwerb 
eigener Aktien soll auch ein begrenzter Einsatz von Derivaten zum Erwerb eigner Aktien zugelassen 
werden. Eine solche Möglichkeit ist mittlerweile in der Praxis verbreitet. Der mögliche Einsatz von 
Derivaten zum Erwerb eigener Aktien erweitert die Möglichkeiten der Gesellschaft, den Erwerb eige-
ner Aktien optimal zu strukturieren. Für die Gesellschaft kann es unter Umständen vorteilhaft sein, 
Put-Optionen zu veräußern oder Call-Optionen zu erwerben, anstatt unmittelbar eigene Aktien der Ge-
sellschaft zu erwerben. Außerdem kann es günstig sein, Aktien im Weg von Terminkäufen zu erwer-
ben. Der Vorstand beabsichtigt, Put- und Call-Optionen sowie Terminkäufe (nachstehend gemeinsam 
auch „Derivate“) nur ergänzend zum konventionellen Aktienrückkauf einzusetzen. Der Aktienerwerb 
unter Einsatz von Derivaten ist über ein Kreditinstitut oder ein anderes, die Voraussetzungen des § 186 
Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllendes Unternehmen durchzuführen. Die Ermächtigung soll von der Gesell-
schaft, von von ihr abhängigen oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unternehmen oder 
über Dritte ausgenutzt werden können, die für ihre oder deren Rechnung handeln.

Die Laufzeit der einzelnen Derivate darf jeweils höchstens 18 Monate betragen, muss spätestens am 
19. Mai 2020 enden und so gewählt werden, dass der Erwerb der Aktien der NORMA Group SE in 
Ausübung oder Erfüllung der Derivate nicht nach dem 19. Mai 2020 erfolgen kann. Damit soll die 
Ermächtigung zwar grundsätzlich den gesetzlich möglichen Rahmen von 5 Jahren nutzen, allerdings 
mit der Einschränkung, dass die Laufzeit der einzelnen Derivate jeweils 18 Monate nicht übersteigen 
darf. Dies stellt sicher, dass Verpflichtungen aus den einzelnen Derivaten zeitlich angemessen be-
grenzt werden. Zudem ist das gesamte Erwerbsvolumen über Derivate auf 5 % des derzeitigen Grund-
kapitals begrenzt.

Bei der Veräußerung von Put-Optionen räumt die Gesellschaft dem Erwerber das Recht ein, Aktien 
der NORMA Group SE zu einem in der Put-Option festgelegten Ausübungspreis an die Gesellschaft 
zu veräußern. Als Gegenleistung erhält die Gesellschaft eine Optionsprämie, die unter Berücksichti-
gung des Ausübungspreises, der Laufzeit der Option und der Volatilität der Aktie der NORMA 
Group SE dem Wert des Veräußerungsrechts entspricht. Wird die Put-Option ausgeübt, vermindert die 
vom Erwerber der Put-Option gezahlte Optionsprämie den von der Gesellschaft für den Erwerb der 
Aktie insgesamt erbrachten Gegenwert. Die Ausübung der Put-Option ist für den Optionsinhaber in 
der Regel wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs der Aktie der NORMA Group SE zum Zeitpunkt der 
Ausübung unter dem Ausübungspreis liegt, weil er dann die Aktien zu dem höheren Ausübungspreis 
verkaufen kann. Aus Sicht der Gesellschaft kann der Aktienrückkauf unter Einsatz von Put-Optionen 
etwa den Vorteil bieten, dass der Ausübungspreis bereits bei Abschluss des Optionsgeschäfts fest-
gelegt wird, während die Liquidität erst am Ausübungstag abfließt. Darüber hinaus liegt der Anschaf-
fungspreis der Aktien für die Gesellschaft insgesamt aufgrund der vereinnahmten Optionsprämie unter 
dem Aktienkurs bei Abschluss des Optionsgeschäfts. Der Einsatz von Put-Optionen beim Aktienrück-
kauf kann etwa sinnvoll sein, wenn die Gesellschaft bei niedrigen Kursen beabsichtigt, eigene Aktien 
zurück zu erwerben, sich aber über den optimalen Zeitpunkt für den Rückkauf nicht sicher ist. Übt der 
Optionsinhaber die Option nicht aus, weil der Aktienkurs im Ausübungszeitraum über dem Ausü-

bungspreis liegt, kann die Gesellschaft auf diese Weise zwar keine eigenen Aktien erwerben, ihr ver-
bleibt jedoch die vereinnahmte Optionsprämie.

Beim Erwerb einer Call-Option erhält die Gesellschaft gegen Zahlung einer Optionsprämie das Recht, 
eine vorher festgelegte Anzahl an Aktien der NORMA Group SE zu einem vorher festgelegten Aus-
übungspreis vom Veräußerer der Option zu kaufen. Die Ausübung der Call-Option ist für die Gesell-
schaft wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs der Aktie der NORMA Group SE über dem Ausübungs-
preis liegt, da sie die Aktien dann zu dem niedrigeren Ausübungspreis vom Veräußerer der Option
kaufen kann. Auf diese Weise kann sich die Gesellschaft gegen steigende Aktienkurse absichern. Zu-
sätzlich wird die Liquidität der Gesellschaft erst dann mit dem vereinbarten Ausübungspreis belastet, 
wenn bei Ausübung der Call-Optionen der festgelegte Erwerbspreis für die Aktien gezahlt werden 
muss.

Beim Terminkauf vereinbart die Gesellschaft mit dem Terminverkäufer, die Aktien zu einem be-
stimmten, in der Zukunft liegenden Termin zu einem bei Abschluss des Terminkaufs festgelegten 
Terminkurs zu erwerben. Wird der Termin erreicht, zahlt die Gesellschaft dem Terminverkäufer den 
Terminkurs, der Terminverkäufer liefert im Gegenzug die Aktien. Der Abschluss von Terminverkäu-
fen kann für die Gesellschaft sinnvoll sein, wenn sie einen Bedarf an eigenen Aktien zum Termin zu 
einem bestimmten Preisniveau sichern möchte. Anders als ein Optionsgeschäft begründet der Termin-
kauf bereits beim Abschluss Verpflichtungen für beide Seiten, deren Erfüllung lediglich zeitlich 
hinausgeschoben ist.

Der bei Ausübung von Put- bzw. Call-Optionen zu zahlende Ausübungspreis für eine Aktie der 
NORMA Group SE bzw. der bei Erfüllung des Terminkaufs zu zahlende Terminkurs für eine Aktie 
der NORMA Group SE kann höher oder niedriger sein als der Börsenkurs der Aktie bei Veräußerung 
der Put-Option bzw. bei Erwerb der Call-Option oder bei Abschluss des Terminkaufs. Der 
Ausübungspreis bzw. der Terminkurs (ohne Erwerbsnebenkosten) darf jedoch den am Tag des 
Abschlusses des Derivatgeschäfts durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs der Aktie der 
NORMA Group SE im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) um nicht mehr als 
10 % überschreiten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Die von der Gesellschaft vereinbarte 
Optionsprämie darf bei Put-Optionen nicht wesentlich unter, bei Call-Optionen nicht wesentlich über 
dem nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der 
jeweiligen Optionen am Abschlusstag liegen, bei dessen Ermittlung unter anderem der vereinbarte 
Ausübungspreis zu berücksichtigen ist. Ebenso darf der von der Gesellschaft bei Terminkäufen ver-
einbarte Terminkurs nicht wesentlich über dem nach anerkannten finanzmathematischen Methoden 
ermittelten theoretischen Terminkurs liegen, bei dessen Ermittlung unter anderem der aktuelle 
Börsenkurs und die Laufzeit des Terminkaufs zu berücksichtigen sind.

In den Derivatbedingungen muss vertraglich vereinbart sein, dass die bei Ausübung oder Erfüllung 
der Derivate an die Gesellschaft zu liefernden Aktien zuvor unter Wahrung des Gleichbehandlungs-
grundsatzes über die Börse zu dem im Zeitpunkt des börslichen Erwerbs aktuellen Kurs der Aktie 
der NORMA Group SE im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) erworben 
worden sind.
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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 9

Neben den in Tagesordnungspunkt 8 vorgesehenen Möglichkeiten zum konventionellen Erwerb 
eigener Aktien soll auch ein begrenzter Einsatz von Derivaten zum Erwerb eigner Aktien zugelassen 
werden. Eine solche Möglichkeit ist mittlerweile in der Praxis verbreitet. Der mögliche Einsatz von 
Derivaten zum Erwerb eigener Aktien erweitert die Möglichkeiten der Gesellschaft, den Erwerb eige-
ner Aktien optimal zu strukturieren. Für die Gesellschaft kann es unter Umständen vorteilhaft sein, 
Put-Optionen zu veräußern oder Call-Optionen zu erwerben, anstatt unmittelbar eigene Aktien der Ge-
sellschaft zu erwerben. Außerdem kann es günstig sein, Aktien im Weg von Terminkäufen zu erwer-
ben. Der Vorstand beabsichtigt, Put- und Call-Optionen sowie Terminkäufe (nachstehend gemeinsam 
auch „Derivate“) nur ergänzend zum konventionellen Aktienrückkauf einzusetzen. Der Aktienerwerb 
unter Einsatz von Derivaten ist über ein Kreditinstitut oder ein anderes, die Voraussetzungen des § 186 
Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllendes Unternehmen durchzuführen. Die Ermächtigung soll von der Gesell-
schaft, von von ihr abhängigen oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unternehmen oder 
über Dritte ausgenutzt werden können, die für ihre oder deren Rechnung handeln.

Die Laufzeit der einzelnen Derivate darf jeweils höchstens 18 Monate betragen, muss spätestens am 
19. Mai 2020 enden und so gewählt werden, dass der Erwerb der Aktien der NORMA Group SE in 
Ausübung oder Erfüllung der Derivate nicht nach dem 19. Mai 2020 erfolgen kann. Damit soll die 
Ermächtigung zwar grundsätzlich den gesetzlich möglichen Rahmen von 5 Jahren nutzen, allerdings 
mit der Einschränkung, dass die Laufzeit der einzelnen Derivate jeweils 18 Monate nicht übersteigen 
darf. Dies stellt sicher, dass Verpflichtungen aus den einzelnen Derivaten zeitlich angemessen be-
grenzt werden. Zudem ist das gesamte Erwerbsvolumen über Derivate auf 5 % des derzeitigen Grund-
kapitals begrenzt.

Bei der Veräußerung von Put-Optionen räumt die Gesellschaft dem Erwerber das Recht ein, Aktien 
der NORMA Group SE zu einem in der Put-Option festgelegten Ausübungspreis an die Gesellschaft 
zu veräußern. Als Gegenleistung erhält die Gesellschaft eine Optionsprämie, die unter Berücksichti-
gung des Ausübungspreises, der Laufzeit der Option und der Volatilität der Aktie der NORMA 
Group SE dem Wert des Veräußerungsrechts entspricht. Wird die Put-Option ausgeübt, vermindert die 
vom Erwerber der Put-Option gezahlte Optionsprämie den von der Gesellschaft für den Erwerb der 
Aktie insgesamt erbrachten Gegenwert. Die Ausübung der Put-Option ist für den Optionsinhaber in 
der Regel wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs der Aktie der NORMA Group SE zum Zeitpunkt der 
Ausübung unter dem Ausübungspreis liegt, weil er dann die Aktien zu dem höheren Ausübungspreis 
verkaufen kann. Aus Sicht der Gesellschaft kann der Aktienrückkauf unter Einsatz von Put-Optionen 
etwa den Vorteil bieten, dass der Ausübungspreis bereits bei Abschluss des Optionsgeschäfts fest-
gelegt wird, während die Liquidität erst am Ausübungstag abfließt. Darüber hinaus liegt der Anschaf-
fungspreis der Aktien für die Gesellschaft insgesamt aufgrund der vereinnahmten Optionsprämie unter 
dem Aktienkurs bei Abschluss des Optionsgeschäfts. Der Einsatz von Put-Optionen beim Aktienrück-
kauf kann etwa sinnvoll sein, wenn die Gesellschaft bei niedrigen Kursen beabsichtigt, eigene Aktien 
zurück zu erwerben, sich aber über den optimalen Zeitpunkt für den Rückkauf nicht sicher ist. Übt der 
Optionsinhaber die Option nicht aus, weil der Aktienkurs im Ausübungszeitraum über dem Ausü-

bungspreis liegt, kann die Gesellschaft auf diese Weise zwar keine eigenen Aktien erwerben, ihr ver-
bleibt jedoch die vereinnahmte Optionsprämie.

Beim Erwerb einer Call-Option erhält die Gesellschaft gegen Zahlung einer Optionsprämie das Recht, 
eine vorher festgelegte Anzahl an Aktien der NORMA Group SE zu einem vorher festgelegten Aus-
übungspreis vom Veräußerer der Option zu kaufen. Die Ausübung der Call-Option ist für die Gesell-
schaft wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs der Aktie der NORMA Group SE über dem Ausübungs-
preis liegt, da sie die Aktien dann zu dem niedrigeren Ausübungspreis vom Veräußerer der Option
kaufen kann. Auf diese Weise kann sich die Gesellschaft gegen steigende Aktienkurse absichern. Zu-
sätzlich wird die Liquidität der Gesellschaft erst dann mit dem vereinbarten Ausübungspreis belastet, 
wenn bei Ausübung der Call-Optionen der festgelegte Erwerbspreis für die Aktien gezahlt werden 
muss.

Beim Terminkauf vereinbart die Gesellschaft mit dem Terminverkäufer, die Aktien zu einem be-
stimmten, in der Zukunft liegenden Termin zu einem bei Abschluss des Terminkaufs festgelegten 
Terminkurs zu erwerben. Wird der Termin erreicht, zahlt die Gesellschaft dem Terminverkäufer den 
Terminkurs, der Terminverkäufer liefert im Gegenzug die Aktien. Der Abschluss von Terminverkäu-
fen kann für die Gesellschaft sinnvoll sein, wenn sie einen Bedarf an eigenen Aktien zum Termin zu 
einem bestimmten Preisniveau sichern möchte. Anders als ein Optionsgeschäft begründet der Termin-
kauf bereits beim Abschluss Verpflichtungen für beide Seiten, deren Erfüllung lediglich zeitlich 
hinausgeschoben ist.

Der bei Ausübung von Put- bzw. Call-Optionen zu zahlende Ausübungspreis für eine Aktie der 
NORMA Group SE bzw. der bei Erfüllung des Terminkaufs zu zahlende Terminkurs für eine Aktie 
der NORMA Group SE kann höher oder niedriger sein als der Börsenkurs der Aktie bei Veräußerung 
der Put-Option bzw. bei Erwerb der Call-Option oder bei Abschluss des Terminkaufs. Der 
Ausübungspreis bzw. der Terminkurs (ohne Erwerbsnebenkosten) darf jedoch den am Tag des 
Abschlusses des Derivatgeschäfts durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs der Aktie der 
NORMA Group SE im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) um nicht mehr als 
10 % überschreiten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Die von der Gesellschaft vereinbarte 
Optionsprämie darf bei Put-Optionen nicht wesentlich unter, bei Call-Optionen nicht wesentlich über 
dem nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der 
jeweiligen Optionen am Abschlusstag liegen, bei dessen Ermittlung unter anderem der vereinbarte 
Ausübungspreis zu berücksichtigen ist. Ebenso darf der von der Gesellschaft bei Terminkäufen ver-
einbarte Terminkurs nicht wesentlich über dem nach anerkannten finanzmathematischen Methoden 
ermittelten theoretischen Terminkurs liegen, bei dessen Ermittlung unter anderem der aktuelle 
Börsenkurs und die Laufzeit des Terminkaufs zu berücksichtigen sind.

In den Derivatbedingungen muss vertraglich vereinbart sein, dass die bei Ausübung oder Erfüllung 
der Derivate an die Gesellschaft zu liefernden Aktien zuvor unter Wahrung des Gleichbehandlungs-
grundsatzes über die Börse zu dem im Zeitpunkt des börslichen Erwerbs aktuellen Kurs der Aktie 
der NORMA Group SE im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) erworben 
worden sind.
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Durch die beschriebene Festlegung von Optionsprämie und Ausübungspreis bzw. Terminkurs sowie 
die Verpflichtung, Optionen und Terminkäufe nur mit Aktien zu bedienen, die unter Wahrung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes über die Börse erworben wurden, wird ausgeschlossen, dass Aktionäre 
beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten wirtschaftlich benachteiligt werden. Da die 
Gesellschaft einen fairen Marktpreis vereinnahmt bzw. zahlt, erleiden die an den Derivaten nicht betei-
ligten Aktionäre keinen wertmäßigen Nachteil. Das entspricht der Stellung der Aktionäre beim 
Aktienrückkauf über die Börse, bei dem nicht alle Aktionäre Aktien an die Gesellschaft verkaufen 
können. Die Vorgaben für die Ausgestaltung der Optionen und Terminkäufe und die Anforderungen 
für die zu liefernden Aktien stellen sicher, dass auch bei diesem Erwerbsweg der Grundsatz der 
Gleichbehandlung der Aktionäre gewahrt ist.

Aus diesem Grund ist es gerechtfertigt, dass ein Anspruch der Aktionäre, die vorgenannten 
Derivatgeschäfte mit der Gesellschaft abzuschließen, in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgeschlossen ist. Hierdurch sowie aufgrund des Umstands, dass die Gesellschaft die 
Derivatgeschäfte ausschließlich mit einem Finanzinstitut abschließen kann, wird die Gesellschaft –
anders als bei einem Angebot zum Abschluss von Derivatgeschäften an alle Aktionäre – in die Lage 
versetzt, Derivatgeschäfte auch kurzfristig abschließen und damit schnell auf günstige Markt-
situationen reagieren zu können.

Beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten soll Aktionären ein Recht auf Andienung 
ihrer Aktien nur zustehen, soweit die Gesellschaft aus den Derivaten ihnen gegenüber zur Abnahme 
der Aktien verpflichtet ist. Ansonsten wäre der Einsatz von Derivaten im Rahmen des Rückerwerbs 
eigener Aktien nicht möglich, und die damit für die Gesellschaft verbundenen Vorteile wären nicht 
erreichbar. Der Vorstand hält die Nichtgewährung bzw. Einschränkung des Andienungsrechts nach 
Abwägung der Interessen der Aktionäre und des Interesses der Gesellschaft aufgrund der Vorteile, die 
sich aus dem Einsatz von Derivaten für die Gesellschaft ergeben, für gerechtfertigt.

Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung der Ermächtigung 
berichten.

Weitere Angaben und Hinweise

I. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversamm-
lung EUR 31.862.400,00 und ist eingeteilt in 31.862.400 auf den Namen lautende Stückaktien, 
die jeweils eine Stimme gewähren.

II. Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts

1. Teilnahmeberechtigung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung – in Person oder durch Bevollmächtigte – und zur 
Ausübung des Stimmrechts werden gemäß § 17 Abs. 1 der Satzung diejenigen Aktionäre zuge-
lassen, die am Tag der Hauptversammlung im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind 
und die sich rechtzeitig vor der Hauptversammlung bei der Gesellschaft angemeldet haben.

Die Anmeldung muss der Gesellschaft in Textform spätestens bis zum 13. Mai 2015, 24.00 Uhr
(MESZ),

- unter der Anschrift

NORMA Group SE
c/o Computershare Operations Center
80249 München oder

- unter der Telefax-Nummer
+49 (0) 89 30903 74675 oder

- unter der E-Mail-Adresse
anmeldestelle@computershare.de

in deutscher oder englischer Sprache zugehen.

2. Hinweise zum Umschreibestopp

a) Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt als Aktionär nur, wer als solcher im Aktienregister 
eingetragen ist. Für das Teilnahmerecht und die Anzahl der einem Aktionär zustehenden 
Stimmrechte ist daher der Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der Haupt-
versammlung maßgeblich. Bitte beachten Sie jedoch, dass aus abwicklungstechnischen 
Gründen vom 14. Mai 2015 bis zum Tag der Hauptversammlung am 20. Mai 2015 (je-
weils einschließlich) ein sog. Umschreibestopp gilt, d.h. keine Ein- und Austragungen im 
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Durch die beschriebene Festlegung von Optionsprämie und Ausübungspreis bzw. Terminkurs sowie 
die Verpflichtung, Optionen und Terminkäufe nur mit Aktien zu bedienen, die unter Wahrung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes über die Börse erworben wurden, wird ausgeschlossen, dass Aktionäre 
beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten wirtschaftlich benachteiligt werden. Da die 
Gesellschaft einen fairen Marktpreis vereinnahmt bzw. zahlt, erleiden die an den Derivaten nicht betei-
ligten Aktionäre keinen wertmäßigen Nachteil. Das entspricht der Stellung der Aktionäre beim 
Aktienrückkauf über die Börse, bei dem nicht alle Aktionäre Aktien an die Gesellschaft verkaufen 
können. Die Vorgaben für die Ausgestaltung der Optionen und Terminkäufe und die Anforderungen 
für die zu liefernden Aktien stellen sicher, dass auch bei diesem Erwerbsweg der Grundsatz der 
Gleichbehandlung der Aktionäre gewahrt ist.

Aus diesem Grund ist es gerechtfertigt, dass ein Anspruch der Aktionäre, die vorgenannten 
Derivatgeschäfte mit der Gesellschaft abzuschließen, in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgeschlossen ist. Hierdurch sowie aufgrund des Umstands, dass die Gesellschaft die 
Derivatgeschäfte ausschließlich mit einem Finanzinstitut abschließen kann, wird die Gesellschaft –
anders als bei einem Angebot zum Abschluss von Derivatgeschäften an alle Aktionäre – in die Lage 
versetzt, Derivatgeschäfte auch kurzfristig abschließen und damit schnell auf günstige Markt-
situationen reagieren zu können.

Beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten soll Aktionären ein Recht auf Andienung 
ihrer Aktien nur zustehen, soweit die Gesellschaft aus den Derivaten ihnen gegenüber zur Abnahme 
der Aktien verpflichtet ist. Ansonsten wäre der Einsatz von Derivaten im Rahmen des Rückerwerbs 
eigener Aktien nicht möglich, und die damit für die Gesellschaft verbundenen Vorteile wären nicht 
erreichbar. Der Vorstand hält die Nichtgewährung bzw. Einschränkung des Andienungsrechts nach 
Abwägung der Interessen der Aktionäre und des Interesses der Gesellschaft aufgrund der Vorteile, die 
sich aus dem Einsatz von Derivaten für die Gesellschaft ergeben, für gerechtfertigt.

Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung der Ermächtigung 
berichten.

Weitere Angaben und Hinweise

I. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversamm-
lung EUR 31.862.400,00 und ist eingeteilt in 31.862.400 auf den Namen lautende Stückaktien, 
die jeweils eine Stimme gewähren.

II. Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts

1. Teilnahmeberechtigung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung – in Person oder durch Bevollmächtigte – und zur 
Ausübung des Stimmrechts werden gemäß § 17 Abs. 1 der Satzung diejenigen Aktionäre zuge-
lassen, die am Tag der Hauptversammlung im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind 
und die sich rechtzeitig vor der Hauptversammlung bei der Gesellschaft angemeldet haben.

Die Anmeldung muss der Gesellschaft in Textform spätestens bis zum 13. Mai 2015, 24.00 Uhr
(MESZ),

- unter der Anschrift

NORMA Group SE
c/o Computershare Operations Center
80249 München oder

- unter der Telefax-Nummer
+49 (0) 89 30903 74675 oder

- unter der E-Mail-Adresse
anmeldestelle@computershare.de

in deutscher oder englischer Sprache zugehen.

2. Hinweise zum Umschreibestopp

a) Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt als Aktionär nur, wer als solcher im Aktienregister 
eingetragen ist. Für das Teilnahmerecht und die Anzahl der einem Aktionär zustehenden 
Stimmrechte ist daher der Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der Haupt-
versammlung maßgeblich. Bitte beachten Sie jedoch, dass aus abwicklungstechnischen 
Gründen vom 14. Mai 2015 bis zum Tag der Hauptversammlung am 20. Mai 2015 (je-
weils einschließlich) ein sog. Umschreibestopp gilt, d.h. keine Ein- und Austragungen im 
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Aktienregister vorgenommen werden. Abwicklungstechnisch maßgeblicher Bestands-
stichtag ist daher der 13. Mai 2015, 24.00 Uhr (MESZ) (sog. „Technical Record Date“).

b) Aktien werden durch eine Anmeldung zur Hauptversammlung nicht gesperrt oder 
blockiert. Aktionäre können daher über ihre Aktien auch nach erfolgter Anmeldung 
zur Hauptversammlung und ungeachtet des Umschreibestopps weiter frei verfügen.

3. Hinweise zur Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten

Aktionäre können ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung nicht nur selbst, sondern auch 
durch einen Bevollmächtigten, wie z.B. ein hierzu bereites Kreditinstitut oder eine Aktionärs-
vereinigung, ausüben. Auch im Fall einer Bevollmächtigung sind die Eintragung des Aktionärs 
im Aktienregister am Tag der Hauptversammlung und eine frist- und formgerechte Anmeldung
erforderlich. Einzelheiten zum Verfahren der Bevollmächtigung entnehmen Sie bitte dem 
Abschnitt „Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte“ (III.1.).

4. Hinweise zur Stimmabgabe bei Briefwahl

Außerdem können Aktionäre ihr Stimmrecht, ohne an der Hauptversammlung selbst oder durch 
einen Bevollmächtigten teilzunehmen, durch Briefwahl ausüben. Auch im Fall der Briefwahl 
sind die Eintragung des Aktionärs im Aktienregister am Tag der Hauptversammlung und eine 
frist- und formgerechte Anmeldung erforderlich. Einzelheiten zur Stimmabgabe durch Brief-
wahl entnehmen Sie bitte dem Abschnitt „Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl“
(III.3.).

III. Verfahren für die Stimmabgabe

Nach ordnungsgemäßer Anmeldung können Aktionäre persönlich zur Hauptversammlung 
erscheinen und ihr Stimmrecht selbst ausüben. Sie können ihr Stimmrecht aber auch durch 
Bevollmächtigte, von der Gesellschaft benannte Personen (sog. Stimmrechtsvertreter) oder 
Briefwahl ausüben.

1. Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte

Aktionäre, die ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung nicht selbst, sondern durch Bevoll-
mächtigte ausüben wollen, müssen diesen vor der Abstimmung ordnungsgemäß Vollmacht 
erteilen. Dabei ist Folgendes zu beachten:

a) Wenn weder ein Kreditinstitut noch eine andere ihm nach § 135 Abs. 8 oder 10 AktG 
gleichgestellte Person oder Institution (wie z.B. eine Aktionärsvereinigung) bevollmäch-
tigt wird, ist die Vollmacht in Textform entweder

aa) gegenüber der Gesellschaft unter einer der folgend für den Nachweis der Bevoll-
mächtigung oder des Widerrufs der Vollmacht angegebenen Adressen oder

bb) unmittelbar gegenüber dem Bevollmächtigten (in diesem Fall muss die Bevoll-
mächtigung gegenüber der Gesellschaft in Textform nachgewiesen werden)

zu erteilen. Gleiches gilt für den Widerruf der Vollmacht.

Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können den Nachweis der Bevollmächtigung oder 
des Widerrufs der Vollmacht in Textform 

- unter der Anschrift

NORMA Group SE
c/o Computershare Operations Center
80249 München oder

- unter der Telefax-Nummer

+49 (0) 89 30903 74675 oder

- unter der E-Mail-Adresse

normagroup-hv2015@computershare.de

an die Gesellschaft übermitteln. Am Tag der Hauptversammlung kann dieser Nachweis 
auch an der Ein- und Ausgangskontrolle zur Hauptversammlung erbracht werden.

b) Für die Bevollmächtigung von Kreditinstituten und anderen ihnen nach § 135 Abs. 8 
oder 10 AktG gleichgestellten Personen und Institutionen (wie z.B. Aktionärsvereini-
gungen) sowie den Widerruf und den Nachweis der Bevollmächtigung gelten die gesetz-
lichen Bestimmungen, insbesondere § 135 AktG. Bitte beachten Sie auch die von den
jeweiligen Bevollmächtigten insoweit ggf. vorgegebenen Regeln.

Kreditinstitute und andere ihnen nach § 135 Abs. 8 oder 10 AktG gleichgestellte Perso-
nen und Institutionen (wie z.B. Aktionärsvereinigungen) dürfen das Stimmrecht für 
Aktien, die ihnen nicht gehören, als deren Inhaber sie aber im Aktienregister eingetragen 
sind, nur aufgrund einer Ermächtigung ausüben.

c) Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, ist die Gesellschaft gemäß § 134 
Abs. 3 Satz 2 AktG berechtigt, eine oder mehrere von ihnen zurückzuweisen.
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Aktienregister vorgenommen werden. Abwicklungstechnisch maßgeblicher Bestands-
stichtag ist daher der 13. Mai 2015, 24.00 Uhr (MESZ) (sog. „Technical Record Date“).

b) Aktien werden durch eine Anmeldung zur Hauptversammlung nicht gesperrt oder 
blockiert. Aktionäre können daher über ihre Aktien auch nach erfolgter Anmeldung 
zur Hauptversammlung und ungeachtet des Umschreibestopps weiter frei verfügen.

3. Hinweise zur Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten

Aktionäre können ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung nicht nur selbst, sondern auch 
durch einen Bevollmächtigten, wie z.B. ein hierzu bereites Kreditinstitut oder eine Aktionärs-
vereinigung, ausüben. Auch im Fall einer Bevollmächtigung sind die Eintragung des Aktionärs 
im Aktienregister am Tag der Hauptversammlung und eine frist- und formgerechte Anmeldung
erforderlich. Einzelheiten zum Verfahren der Bevollmächtigung entnehmen Sie bitte dem 
Abschnitt „Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte“ (III.1.).

4. Hinweise zur Stimmabgabe bei Briefwahl

Außerdem können Aktionäre ihr Stimmrecht, ohne an der Hauptversammlung selbst oder durch 
einen Bevollmächtigten teilzunehmen, durch Briefwahl ausüben. Auch im Fall der Briefwahl 
sind die Eintragung des Aktionärs im Aktienregister am Tag der Hauptversammlung und eine 
frist- und formgerechte Anmeldung erforderlich. Einzelheiten zur Stimmabgabe durch Brief-
wahl entnehmen Sie bitte dem Abschnitt „Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl“
(III.3.).

III. Verfahren für die Stimmabgabe

Nach ordnungsgemäßer Anmeldung können Aktionäre persönlich zur Hauptversammlung 
erscheinen und ihr Stimmrecht selbst ausüben. Sie können ihr Stimmrecht aber auch durch 
Bevollmächtigte, von der Gesellschaft benannte Personen (sog. Stimmrechtsvertreter) oder 
Briefwahl ausüben.

1. Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte

Aktionäre, die ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung nicht selbst, sondern durch Bevoll-
mächtigte ausüben wollen, müssen diesen vor der Abstimmung ordnungsgemäß Vollmacht 
erteilen. Dabei ist Folgendes zu beachten:

a) Wenn weder ein Kreditinstitut noch eine andere ihm nach § 135 Abs. 8 oder 10 AktG 
gleichgestellte Person oder Institution (wie z.B. eine Aktionärsvereinigung) bevollmäch-
tigt wird, ist die Vollmacht in Textform entweder

aa) gegenüber der Gesellschaft unter einer der folgend für den Nachweis der Bevoll-
mächtigung oder des Widerrufs der Vollmacht angegebenen Adressen oder

bb) unmittelbar gegenüber dem Bevollmächtigten (in diesem Fall muss die Bevoll-
mächtigung gegenüber der Gesellschaft in Textform nachgewiesen werden)

zu erteilen. Gleiches gilt für den Widerruf der Vollmacht.

Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können den Nachweis der Bevollmächtigung oder 
des Widerrufs der Vollmacht in Textform 

- unter der Anschrift

NORMA Group SE
c/o Computershare Operations Center
80249 München oder

- unter der Telefax-Nummer

+49 (0) 89 30903 74675 oder

- unter der E-Mail-Adresse

normagroup-hv2015@computershare.de

an die Gesellschaft übermitteln. Am Tag der Hauptversammlung kann dieser Nachweis 
auch an der Ein- und Ausgangskontrolle zur Hauptversammlung erbracht werden.

b) Für die Bevollmächtigung von Kreditinstituten und anderen ihnen nach § 135 Abs. 8 
oder 10 AktG gleichgestellten Personen und Institutionen (wie z.B. Aktionärsvereini-
gungen) sowie den Widerruf und den Nachweis der Bevollmächtigung gelten die gesetz-
lichen Bestimmungen, insbesondere § 135 AktG. Bitte beachten Sie auch die von den
jeweiligen Bevollmächtigten insoweit ggf. vorgegebenen Regeln.

Kreditinstitute und andere ihnen nach § 135 Abs. 8 oder 10 AktG gleichgestellte Perso-
nen und Institutionen (wie z.B. Aktionärsvereinigungen) dürfen das Stimmrecht für 
Aktien, die ihnen nicht gehören, als deren Inhaber sie aber im Aktienregister eingetragen 
sind, nur aufgrund einer Ermächtigung ausüben.

c) Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, ist die Gesellschaft gemäß § 134 
Abs. 3 Satz 2 AktG berechtigt, eine oder mehrere von ihnen zurückzuweisen.
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2. Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter

Aktionäre können sich auch durch von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter in der 
Hauptversammlung vertreten lassen. Dabei ist Folgendes zu beachten:

a) Die Stimmrechtsvertreter können nur zu den Punkten der Tagesordnung abstimmen, zu 
denen ihnen ausdrückliche Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. 
Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, gemäß den ihnen erteilten Weisungen abzu-
stimmen.

b) Bitte beachten Sie, dass die Stimmrechtsvertreter (i) keine Aufträge zu Wortmeldungen, 
zur Einlegung von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse und zum Stellen 
von Fragen bzw. von Anträgen entgegennehmen und dass sie (ii) nur für die Abstimmung 
über solche Anträge und Wahlvorschläge zur Verfügung stehen, zu denen es mit dieser 
Einberufung oder später bekanntgemachte Beschlussvorschläge von Vorstand und/oder 
Aufsichtsrat nach § 124 Abs. 3 AktG oder von Aktionären nach Art. 56 SE-Verordnung,
§ 50 Abs. 2 SEAG2, §§ 124 Abs. 1, 122 Abs. 2 Satz 2 AktG gibt oder die nach den 
§§ 126, 127 AktG zugänglich gemacht werden.

c) Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter können in Textform an die Ge-
sellschaft unter einer der oben (unter III.1.a) für den Nachweis der Bevollmächtigung 
oder des Widerrufs der Vollmacht angegebenen Adressen bis zum 18. Mai 2015,
24.00 Uhr (MESZ), erteilt, geändert oder widerrufen werden. In allen diesen Fällen ist 
der Zugang der Vollmacht bzw. Weisung, der Änderung oder des Widerrufs bei der 
Gesellschaft entscheidend. Am Tag der Hauptversammlung können Vollmachten und 
Weisungen an die Stimmrechtsvertreter auch an der Ein- und Ausgangskontrolle zur 
Hauptversammlung in Textform erteilt, geändert oder widerrufen werden.

d) Weisungen an die Stimmrechtsvertreter zu Tagesordnungspunkt 2 dieser Einladung 
gelten auch im Fall der Anpassung des Gewinnverwendungsvorschlags infolge einer Än-
derung der Anzahl dividendenberechtigter Aktien.

e) Sollte zu einem Tagesordnungspunkt statt einer Sammel- eine Einzelabstimmung durch-
geführt werden, gilt die Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt entsprechend für jeden 
Punkt der Einzelabstimmung.

                                                           

2 Gesetz zur Ausführung der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über das 
Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) (SE-Ausführungsgesetz – SEAG).

3. Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl

Bei Ausübung des Stimmrechts durch Briefwahl ist Folgendes zu beachten:

a) Briefwahlstimmen können bis zum 18. Mai 2015, 24.00 Uhr (MESZ), entweder schrift-
lich oder im Wege elektronischer Kommunikation unter einer der oben (unter III.1.a) für 
den Nachweis der Bevollmächtigung oder des Widerrufs der Vollmacht angegebenen 
Adressen abgegeben werden. In allen diesen Fällen ist der Zugang der Briefwahlstimme 
bei der Gesellschaft entscheidend.

b) Bitte beachten Sie, dass durch Briefwahl eine Abstimmung nur über Anträge und Wahl-
vorschläge möglich ist, zu denen es mit dieser Einberufung oder später bekanntgemachte 
Beschlussvorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat nach § 124 Abs. 3 AktG oder 
von Aktionären nach Art. 56 SE-Verordnung, § 50 Abs. 2 SEAG, §§ 124 Abs. 1, 122 
Abs. 2 Satz 2 AktG gibt oder die nach den §§ 126, 127 AktG zugänglich gemacht 
werden.

c) Auch bevollmächtigte Kreditinstitute oder andere ihnen nach § 135 Abs. 8 oder 10 AktG 
gleichgestellte Personen und Institutionen (wie z.B. Aktionärsvereinigungen) können 
sich der Briefwahl bedienen.

d) Rechtzeitig abgegebene Briefwahlstimmen können schriftlich oder im Wege elektro-
nischer Kommunikation unter einer der oben (unter III.1.a) für den Nachweis der 
Bevollmächtigung oder des Widerrufs der Vollmacht angegebenen Adressen bis zum 
18. Mai 2015, 24.00 Uhr (MESZ), geändert oder widerrufen werden. In allen diesen Fäl-
len ist der Zugang der Änderung oder des Widerrufs bei der Gesellschaft entscheidend.

e) Die Briefwahl schließt eine persönliche Teilnahme an der Hauptversammlung nicht aus. 
Die persönliche Teilnahme eines Aktionärs oder eines bevollmächtigten Dritten an der 
Hauptversammlung gilt als Widerruf der zuvor abgegebenen Briefwahlstimmen.

f) Die Stimmabgabe per Briefwahl zu Tagesordnungspunkt 2 dieser Einladung gilt auch 
im Fall der Anpassung des Gewinnverwendungsvorschlags infolge einer Änderung der 
Anzahl dividendenberechtigter Aktien.

g) Sollte zu einem Tagesordnungspunkt statt einer Sammel- eine Einzelabstimmung durch-
geführt werden, gilt die zu diesem Tagesordnungspunkt abgegebene Briefwahlstimme 
entsprechend für jeden Punkt der Einzelabstimmung.
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2. Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter

Aktionäre können sich auch durch von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter in der 
Hauptversammlung vertreten lassen. Dabei ist Folgendes zu beachten:

a) Die Stimmrechtsvertreter können nur zu den Punkten der Tagesordnung abstimmen, zu 
denen ihnen ausdrückliche Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. 
Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, gemäß den ihnen erteilten Weisungen abzu-
stimmen.

b) Bitte beachten Sie, dass die Stimmrechtsvertreter (i) keine Aufträge zu Wortmeldungen, 
zur Einlegung von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse und zum Stellen 
von Fragen bzw. von Anträgen entgegennehmen und dass sie (ii) nur für die Abstimmung 
über solche Anträge und Wahlvorschläge zur Verfügung stehen, zu denen es mit dieser 
Einberufung oder später bekanntgemachte Beschlussvorschläge von Vorstand und/oder 
Aufsichtsrat nach § 124 Abs. 3 AktG oder von Aktionären nach Art. 56 SE-Verordnung,
§ 50 Abs. 2 SEAG2, §§ 124 Abs. 1, 122 Abs. 2 Satz 2 AktG gibt oder die nach den 
§§ 126, 127 AktG zugänglich gemacht werden.

c) Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter können in Textform an die Ge-
sellschaft unter einer der oben (unter III.1.a) für den Nachweis der Bevollmächtigung 
oder des Widerrufs der Vollmacht angegebenen Adressen bis zum 18. Mai 2015,
24.00 Uhr (MESZ), erteilt, geändert oder widerrufen werden. In allen diesen Fällen ist 
der Zugang der Vollmacht bzw. Weisung, der Änderung oder des Widerrufs bei der 
Gesellschaft entscheidend. Am Tag der Hauptversammlung können Vollmachten und 
Weisungen an die Stimmrechtsvertreter auch an der Ein- und Ausgangskontrolle zur 
Hauptversammlung in Textform erteilt, geändert oder widerrufen werden.

d) Weisungen an die Stimmrechtsvertreter zu Tagesordnungspunkt 2 dieser Einladung 
gelten auch im Fall der Anpassung des Gewinnverwendungsvorschlags infolge einer Än-
derung der Anzahl dividendenberechtigter Aktien.

e) Sollte zu einem Tagesordnungspunkt statt einer Sammel- eine Einzelabstimmung durch-
geführt werden, gilt die Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt entsprechend für jeden 
Punkt der Einzelabstimmung.

                                                           

2 Gesetz zur Ausführung der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über das 
Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) (SE-Ausführungsgesetz – SEAG).

3. Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl

Bei Ausübung des Stimmrechts durch Briefwahl ist Folgendes zu beachten:

a) Briefwahlstimmen können bis zum 18. Mai 2015, 24.00 Uhr (MESZ), entweder schrift-
lich oder im Wege elektronischer Kommunikation unter einer der oben (unter III.1.a) für 
den Nachweis der Bevollmächtigung oder des Widerrufs der Vollmacht angegebenen 
Adressen abgegeben werden. In allen diesen Fällen ist der Zugang der Briefwahlstimme 
bei der Gesellschaft entscheidend.

b) Bitte beachten Sie, dass durch Briefwahl eine Abstimmung nur über Anträge und Wahl-
vorschläge möglich ist, zu denen es mit dieser Einberufung oder später bekanntgemachte 
Beschlussvorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat nach § 124 Abs. 3 AktG oder 
von Aktionären nach Art. 56 SE-Verordnung, § 50 Abs. 2 SEAG, §§ 124 Abs. 1, 122 
Abs. 2 Satz 2 AktG gibt oder die nach den §§ 126, 127 AktG zugänglich gemacht 
werden.

c) Auch bevollmächtigte Kreditinstitute oder andere ihnen nach § 135 Abs. 8 oder 10 AktG 
gleichgestellte Personen und Institutionen (wie z.B. Aktionärsvereinigungen) können 
sich der Briefwahl bedienen.

d) Rechtzeitig abgegebene Briefwahlstimmen können schriftlich oder im Wege elektro-
nischer Kommunikation unter einer der oben (unter III.1.a) für den Nachweis der 
Bevollmächtigung oder des Widerrufs der Vollmacht angegebenen Adressen bis zum 
18. Mai 2015, 24.00 Uhr (MESZ), geändert oder widerrufen werden. In allen diesen Fäl-
len ist der Zugang der Änderung oder des Widerrufs bei der Gesellschaft entscheidend.

e) Die Briefwahl schließt eine persönliche Teilnahme an der Hauptversammlung nicht aus. 
Die persönliche Teilnahme eines Aktionärs oder eines bevollmächtigten Dritten an der 
Hauptversammlung gilt als Widerruf der zuvor abgegebenen Briefwahlstimmen.

f) Die Stimmabgabe per Briefwahl zu Tagesordnungspunkt 2 dieser Einladung gilt auch 
im Fall der Anpassung des Gewinnverwendungsvorschlags infolge einer Änderung der 
Anzahl dividendenberechtigter Aktien.

g) Sollte zu einem Tagesordnungspunkt statt einer Sammel- eine Einzelabstimmung durch-
geführt werden, gilt die zu diesem Tagesordnungspunkt abgegebene Briefwahlstimme 
entsprechend für jeden Punkt der Einzelabstimmung.
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4. Formulare für Anmeldung, Bevollmächtigung und Briefwahl

Anmeldung, Bevollmächtigung und Briefwahl können insbesondere mit dem Formular, das den 
Aktionären mit den Anmeldeunterlagen bzw. der Eintrittskarte übersandt wird, aber auch auf 
beliebige oben in den Abschnitten II.1, III.1, III.2 sowie III.3 beschriebene formgerechte Weise 
erfolgen. Ein Vollmacht- und Briefwahlformular ist auch auf der Internetseite der Gesellschaft 
http://investors.normagroup.com/hv zugänglich. Vollmachten können darüber hinaus auch wäh-
rend der Hauptversammlung mit den auf der Stimmkarte enthaltenen Vollmachtkarten oder in
sonstiger formgerechter Weise erteilt werden.

Wenn Sie direkt ein Kreditinstitut oder eine andere ihm nach § 135 Abs. 8 oder 10 AktG gleich-
gestellte Person oder Institution (wie z.B. eine Aktionärsvereinigung) bevollmächtigen wollen, 
stimmen Sie sich bitte mit dem Bevollmächtigten über die Form der Vollmachterteilung ab.

IV. Rechte der Aktionäre

Den Aktionären stehen im Vorfeld und in der Hauptversammlung unter anderem die folgenden 
Rechte zu. Weitere Einzelheiten hierzu finden sich auf der Internetseite der Gesellschaft 
http://investors.normagroup.com/hv.

1. Ergänzung der Tagesordnung

Aktionäre, deren Anteile zusammen den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 des Grund-
kapitals erreichen (dies entspricht 500.000 Aktien), können gemäß Art. 56 SE-Verordnung,
§ 50 Abs. 2 SEAG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt-
gemacht werden. § 50 Abs. 2 SEAG entspricht inhaltlich § 122 Abs. 2 Satz 1 AktG. Jedem 
neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen
ist schriftlich an die folgende Anschrift zu richten:

NORMA Group SE
Vorstand
Edisonstr. 4
63477 Maintal

Es muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Versammlung, also bis spätestens zum 
19. April 2015, 24.00 Uhr (MESZ), zugehen.

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zugang des 
Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und gemäß § 121 Abs. 4a AktG solchen 
Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie 
die Information in der gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter http://investors.normagroup.com/hv zugänglich gemacht und
den Aktionären mitgeteilt.

2. Gegenanträge; Wahlvorschläge

Jeder Aktionär ist gemäß § 126 Abs. 1 AktG berechtigt, Gegenanträge zu den Beschluss-
vorschlägen zu den Punkten der Tagesordnung zu übersenden. Sollen die Gegenanträge von der 
Gesellschaft zugänglich gemacht werden, sind sie mit einer Begründung zu versehen und min-
destens 14 Tage vor der Hauptversammlung, d.h. spätestens bis zum 5. Mai 2015, 24.00 Uhr
(MESZ),

─ unter der Anschrift

NORMA Group SE
Investor Relations
Edisonstr.4
63477 Maintal oder

─ unter der Telefax-Nummer

+49 (0) 6181 61027 641 oder

─ unter der E-Mail-Adresse

ir@normagroup.com

zu übersenden. Anderweitig adressierte Gegenanträge müssen nicht zugänglich gemacht wer-
den.

In allen Fällen der Übersendung eines Gegenantrags ist der Zugang des Gegenantrags bei der 
Gesellschaft entscheidend.

Zugänglich zu machende Gegenanträge von Aktionären werden einschließlich des Namens des 
Aktionärs und der Begründung sowie etwaigen Stellungnahmen der Verwaltung hierzu auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter http://investors.normagroup.com/hv zugänglich gemacht.
Die Gesellschaft kann von einer Zugänglichmachung eines Gegenantrags und seiner Begrün-
dung absehen, wenn die Voraussetzungen des § 126 Abs. 2 AktG vorliegen.

Diese Regelungen gelten gemäß § 127 AktG für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von 
Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern sinngemäß. Solche Vorschläge brauchen 
jedoch nicht begründet zu werden. Zusätzlich zu den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Gründen 
braucht der Vorstand einen Wahlvorschlag unter anderem auch dann nicht zugänglich zu 
machen, wenn der Vorschlag nicht Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort des Kandidaten ent-
hält. Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern brauchen auch dann nicht zugänglich 
gemacht zu werden, wenn ihnen keine Angaben zur Mitgliedschaft des vorgeschlagenen Auf-
sichtsratskandidaten in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten im Sinn von § 125 
Abs. 1 Satz 5 AktG beigefügt sind.
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4. Formulare für Anmeldung, Bevollmächtigung und Briefwahl

Anmeldung, Bevollmächtigung und Briefwahl können insbesondere mit dem Formular, das den 
Aktionären mit den Anmeldeunterlagen bzw. der Eintrittskarte übersandt wird, aber auch auf 
beliebige oben in den Abschnitten II.1, III.1, III.2 sowie III.3 beschriebene formgerechte Weise 
erfolgen. Ein Vollmacht- und Briefwahlformular ist auch auf der Internetseite der Gesellschaft 
http://investors.normagroup.com/hv zugänglich. Vollmachten können darüber hinaus auch wäh-
rend der Hauptversammlung mit den auf der Stimmkarte enthaltenen Vollmachtkarten oder in
sonstiger formgerechter Weise erteilt werden.

Wenn Sie direkt ein Kreditinstitut oder eine andere ihm nach § 135 Abs. 8 oder 10 AktG gleich-
gestellte Person oder Institution (wie z.B. eine Aktionärsvereinigung) bevollmächtigen wollen, 
stimmen Sie sich bitte mit dem Bevollmächtigten über die Form der Vollmachterteilung ab.

IV. Rechte der Aktionäre

Den Aktionären stehen im Vorfeld und in der Hauptversammlung unter anderem die folgenden 
Rechte zu. Weitere Einzelheiten hierzu finden sich auf der Internetseite der Gesellschaft 
http://investors.normagroup.com/hv.

1. Ergänzung der Tagesordnung

Aktionäre, deren Anteile zusammen den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 des Grund-
kapitals erreichen (dies entspricht 500.000 Aktien), können gemäß Art. 56 SE-Verordnung,
§ 50 Abs. 2 SEAG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt-
gemacht werden. § 50 Abs. 2 SEAG entspricht inhaltlich § 122 Abs. 2 Satz 1 AktG. Jedem 
neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen
ist schriftlich an die folgende Anschrift zu richten:

NORMA Group SE
Vorstand
Edisonstr. 4
63477 Maintal

Es muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Versammlung, also bis spätestens zum 
19. April 2015, 24.00 Uhr (MESZ), zugehen.

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zugang des 
Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und gemäß § 121 Abs. 4a AktG solchen 
Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie 
die Information in der gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter http://investors.normagroup.com/hv zugänglich gemacht und
den Aktionären mitgeteilt.

2. Gegenanträge; Wahlvorschläge

Jeder Aktionär ist gemäß § 126 Abs. 1 AktG berechtigt, Gegenanträge zu den Beschluss-
vorschlägen zu den Punkten der Tagesordnung zu übersenden. Sollen die Gegenanträge von der 
Gesellschaft zugänglich gemacht werden, sind sie mit einer Begründung zu versehen und min-
destens 14 Tage vor der Hauptversammlung, d.h. spätestens bis zum 5. Mai 2015, 24.00 Uhr
(MESZ),

─ unter der Anschrift

NORMA Group SE
Investor Relations
Edisonstr.4
63477 Maintal oder

─ unter der Telefax-Nummer

+49 (0) 6181 61027 641 oder

─ unter der E-Mail-Adresse

ir@normagroup.com

zu übersenden. Anderweitig adressierte Gegenanträge müssen nicht zugänglich gemacht wer-
den.

In allen Fällen der Übersendung eines Gegenantrags ist der Zugang des Gegenantrags bei der 
Gesellschaft entscheidend.

Zugänglich zu machende Gegenanträge von Aktionären werden einschließlich des Namens des 
Aktionärs und der Begründung sowie etwaigen Stellungnahmen der Verwaltung hierzu auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter http://investors.normagroup.com/hv zugänglich gemacht.
Die Gesellschaft kann von einer Zugänglichmachung eines Gegenantrags und seiner Begrün-
dung absehen, wenn die Voraussetzungen des § 126 Abs. 2 AktG vorliegen.

Diese Regelungen gelten gemäß § 127 AktG für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von 
Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern sinngemäß. Solche Vorschläge brauchen 
jedoch nicht begründet zu werden. Zusätzlich zu den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Gründen 
braucht der Vorstand einen Wahlvorschlag unter anderem auch dann nicht zugänglich zu 
machen, wenn der Vorschlag nicht Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort des Kandidaten ent-
hält. Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern brauchen auch dann nicht zugänglich 
gemacht zu werden, wenn ihnen keine Angaben zur Mitgliedschaft des vorgeschlagenen Auf-
sichtsratskandidaten in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten im Sinn von § 125 
Abs. 1 Satz 5 AktG beigefügt sind.
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3. Auskunftsrecht

Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung vom 
Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit die Auskunft zur 
sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und kein Aus-
kunftsverweigerungsrecht besteht. Die Auskunftspflicht des Vorstands erstreckt sich auch auf 
die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu den mit ihr verbundenen 
Unternehmen. Des Weiteren betrifft die Auskunftspflicht auch die Lage des NORMA Group-
Konzerns und der in den NORMA Group-Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen.

V. Informationen und Unterlagen zur Hauptversammlung; Internetseite

Diese Einladung zur Hauptversammlung, die der Hauptversammlung zugänglich zu machenden 
Unterlagen, einschließlich der erforderlichen Informationen nach § 124a AktG, Anträge von 
Aktionären sowie weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach Art. 56 SE-
Verordnung, § 50 Abs. 2 SEAG, § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127 und § 131 Abs. 1 AktG sind 
ab Einberufung der Hauptversammlung über die Internetseite der Gesellschaft unter 
http://investors.normagroup.com/hv zugänglich. Sämtliche der Hauptversammlung gesetzlich 
zugänglich zu machenden Unterlagen liegen in der Hauptversammlung zusätzlich zur Einsicht-
nahme aus.

Maintal, im April 2015

NORMA Group SE

Der Vorstand
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Veranstaltungsort

Jahrhunderthalle, Pfaffenwiese 301, 65929 Frankfurt am Main

Wegbeschreibung

MIT DEM AUTO

Aus Richtung Frankfurt (A66):
Von der Autobahn Frankfurt-Wiesbaden A66 die Abfahrt Kelkheim (Jahrhunderthalle) nehmen. Von 
dort zeigen Hinweisschilder den Weg zur Jahrhunderthalle.
Aus Richtung Hamburg, Hannover, Kassel (A5):
Am Nordwestkreuz Frankfurt auf die A66 in Richtung Wiesbaden bis zur Abfahrt Kelkheim (Jahr-
hunderthalle) fahren, danach folgen Sie den Hinweisschildern.
Aus Richtung Köln, Bonn, Wiesbaden (A3):
Fahren Sie am Wiesbadener Kreuz auf die A66 in Richtung Frankfurt bis zur Abfahrt Zeilsheim (Jahr-
hunderthalle), danach folgen Sie den Hinweisschildern.
Aus Richtung Karlsruhe, Heidelberg, Darmstadt (A5), und München, Würzburg (A3):
Am Frankfurter Kreuz die A5 Richtung Norden bis zum Westkreuz Frankfurt nehmen. Von dort via 
A648 und A66 Richtung Wiesbaden bis zur Ausfahrt Kelkheim (Jahrhunderthalle) fahren. Von dort 
folgen Sie den Hinweisschildern.

MIT DER BAHN

Mit der S-Bahn Linie S1 oder S2 bis zur Station Farbwerke / Jahrhunderthalle, von hier mit dem Bus 
Linie 53 oder zu Fuß in ca. 7 Gehminuten.

MIT DEM FLUGZEUG

Vom Flughafen Frankfurt fahren Sie in ca. 12 Minuten mit dem Taxi bis zur Jahrhunderthalle Frankfurt.

3. Auskunftsrecht

Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung vom 
Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit die Auskunft zur 
sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und kein Aus-
kunftsverweigerungsrecht besteht. Die Auskunftspflicht des Vorstands erstreckt sich auch auf 
die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu den mit ihr verbundenen 
Unternehmen. Des Weiteren betrifft die Auskunftspflicht auch die Lage des NORMA Group-
Konzerns und der in den NORMA Group-Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen.

V. Informationen und Unterlagen zur Hauptversammlung; Internetseite

Diese Einladung zur Hauptversammlung, die der Hauptversammlung zugänglich zu machenden 
Unterlagen, einschließlich der erforderlichen Informationen nach § 124a AktG, Anträge von 
Aktionären sowie weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach Art. 56 SE-
Verordnung, § 50 Abs. 2 SEAG, § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127 und § 131 Abs. 1 AktG sind 
ab Einberufung der Hauptversammlung über die Internetseite der Gesellschaft unter 
http://investors.normagroup.com/hv zugänglich. Sämtliche der Hauptversammlung gesetzlich 
zugänglich zu machenden Unterlagen liegen in der Hauptversammlung zusätzlich zur Einsicht-
nahme aus.

Maintal, im April 2015

NORMA Group SE
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